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Bund 2015/1 0 

Vorbemerkungen 

Der RH erstattCl dem Nationalrat gemäß An. 1 26a Abs. 1 nachstehen­

den Bericht über Wahrnehmungen im Rahmen seiner onderaufgaben 

gemäß 

- Paneiengesetz 201 2, BGBI. I Nr. 56/201 2  i.d.g.F. 

- Bundesverfassungsgesetz über die Transparenz von Medienkoope­

rationen owie von Werbeaufträgen und Förderungen an Medien­

inhaber eines periodischen Mediums, BGBI. Nr. 1 25/20 1 1  

- Medienkooperation- und -f6rderungs-Transparenzgesetz, BGBI. I 
Nr. 1 25/20 1 1  

- Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz. BGBI. Nr. 330/ 1 983 i.d.g.F. 

Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kauf­

männische Auf- und Abrundungen. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen-, Berufs- und 

Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet, jeweils die weibliche und 

die männliche Form zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeich­

nungen beziehen omit beide Geschlechter ein. 

Der vorliegende Bericht des RH ist nach der Vorlage über die Website 

des RH _hllp :/Iwww.rechnungshof.gv.at" verfugbar. 
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Bund 201 5/ 1 0  

Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes 

Sonderaufgaben des RH nach dem Parteiengesetz 2012 

Die Rolle des RH im Rahmen des Parteiengesetzes (PartG) beschränkt 

sich im We entlichen auf die Entgegennahme, formale Kontrolle und 

Veröffentlichung von den in den Rechenschaftsberichten enthaltenen 

Informationen über die politischen Parteien in Österreich. Mangels 

Einrichtung entsprechender originärer E inschau- und Prüfungs­

rechte im Bereich der pol i t ischen Parteien ist dem RH eine Beurtei­

lung der Vollständigkeit und Richtigkeit der I nhalte nicht möglich. 

Die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte sowie der Befra­

gungsergebnisse zu Recht geschäften mit  Beteiligungsunternehmen 

der Parteien lassen eine inhalt l iche Kontrolle durch den RH ver­

muten. eine solche ist jedoch im PartG nicht vorgesehen und daher 

auch nicht möglich. 

Ein wesentliches Ziel des PartG - umfa sende Transparenz hinsicht­

lich der Parteienfinanzierung al ler Parteien in Österreich - ist nicht 

erreicht. Nur ein geringer Anteil jener Parteien. die der Rechen­

schaftspnicht gemäß PartG unterliegen, überm ittelten einen Rechen­

schaftsbericht rur das Jahr 2013. Außerdem fehlte die Transparenz 

über die Vermögenssituation der Partei. den tatsächlichen Aufwand 

rur Wahlwerbungsausgaben sowie die Verwendung der Parteienftir­

derung. Weiters waren i n  den Rechenschaftsberichten die Zuordnung 

der Zahlungen der Parteien zu den gesetzlich vorgegebenen Ein­

nahmen- und Au�gabenpositionen sowie die Dar teilung der Spen­

deneinnahmen uneinheitlich und mussten in vielen Fällen richtig­

ge teilt werden. 

Das PartG enthält detaillierte Regelungen über die im Rechenschafts­

bericht auszuweisenden I nhal te. Trotz der vorgelagerten Kontrolle 

durch die Wirtschaftsprüfer enthielten die Rechenschaftsberichte 

konkrete Anhal tspunkte für Unrichtigkeiten und Unvollständig­

keilen; der RH teilte diese eiern unabhängigen Parteien-Transpa­

renz-Senat mit .  

Diese prüfungsfremden Aufgaben nach dem PartG schränken die 

Wahrnehmung der Kernaufgaben des RH - die Durchführung von 

Gebarungsüberprüfungen und seine Beratungstätigkeit - ein. 

13 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 17 von 100

www.parlament.gv.at



KURZFASSUNG 

Ziel des Berichts 

Aufgaben und 

Verpflichtungen 

des RH 

Vorbereitende 

Tätigkeiten 

14 

R 

H 

Ziel des Berichts ist eine Darstellung der dem RH übertragenen Auf­

gaben nach dem Parteiengesel2 201 2  (PartG) und der damit verbun­

denen Vollzugsprobleme sowie das Aufzeigen von Optimierungs­

potenzialen. (TZ J) 

Die RoUe des RH i m  Rahmen des PartG beschränkt sich i m  Wesent­

lichen auf die Entgegennahme, formale Kontrolle und Veröffentli­

chung von den in den Rechenschaftsberichten enthaltenen Infor­

mationen über die politischen Parteien i n  Österreich. Mangels 

Einrichtung entsprechender originärer E inschau- und Prüfungs­

rechte im Bereich der politischen Parteien ist dem RH eine Beurtei­

lung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Inhalte nicht möglich. 

Die pnicht des RH zur Veröffentlichung des Rechenscha ftsberichts 

samt Spenden-, Sponsoring- und InseratenUsten ist aufgrund die­

ser fehlenden Möglichkeiten zur inhalt l ichen Beurteilung kritisch 

zu sehen. Auch ist die Kontrolle der zweckmäßigen M itteiverwen­

dung bei der ParteienfOrderung mangels klarer Defmition des gefOr­

derten Zwecks erschwert. (TZ 2) 

Der RH als die für die gesamte Gebarung der österreichischen Staats­

w irtschaft zuständige Kontrolleinrichtung kann sein umfassendes 

Prüfungs-Know-how in diesem Bereich nicht einbringen. Selbst bei 

konkreten Anhaltspunkten f'lir Unrichtigkeit oder Unvollständig­

keit ist keine tatsächliche inhal t liche Kontrolle der Angaben in den 

Rechenschaftsberichten durch den RH selbst vorgesehen, sondern 

er hai einen weiteren Wlrt chaftsprüfer zu beauftragen. Mit  dieser 

Regelung ist kein kontrollpolitischer Mehrwert verbunden. (TZ 2, 12) 

Gleichzeitig schränken die mi t  der Vollziehung der Aufgaben nach 

dem PartG verbundenen Verwaltungsaufgaben die Wahrnehmung 

der Kernaufgaben des RH - die Durchführung von Gebarungsüber­

prüfungen und seine Beratungstätigkeit - entsprechend ein. (TZ 2) 

Bestellung der Wirtschaft prüfer 

Der RH hat für einen Zeitraum von fünf Jahren zwei Wirtschafts­

prüfer aus einern Fünfervorschlag der jeweiligen politischen bzw. 

wahl werbenden Partei zu bestellen, die den Rechenschaftsbericht 

dieser Partei überprüfen. Weder das PartG noch die Erläuterungen 

enthalten nähere Kriterien zur Bestellung der Wirtschaftsprüfer. Dem 

RH ist die Sicherung einer einheitl ichen, transparenten und nach-

Bund 2015/10 
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vollziehbaren Vorgangsweise bei der Wahrnehmung der Aufgaben 

gemäß PartG ein besonderes Anliegen. Aus die em Grund hat er 

den beratenden Beirat eingerichtet, um einen Kriterienkatalog rur 

die Auswahl der Wirtschaftsprüfer zu erarbeiten. (TZ 4) 

Unvollständigkciten - vor al lem h in  ichtlich der Bestätigung von 

Kriterien - ruhrten in der überwiegenden Zahl der Fünfervorschläge 

zu einem beträchtlichen Verwaltungsaufwand beim RH. (TZ 4) 

Abklärung rechtlicher Fragen 

Aufgrund unpräziser Fonnulierungen i m  Gesetz be tehen I nter­

pretationsspielräume bei verschiedenen Bestimmungen des PartG. 

Der RH ersuchte das mi t  dem Vollzug des PartG befasste BKA um 

Klarstellungen : Als den maßgeblichen Zeitraum der Rechenschafts­

pflicht rur wahlwerbende Parteien sah das BKA jenen. in den auf 

die Wahlwerbung bezogene Aktivitäten der Partei entfIelen; hin­

sichtlich der Frage. ob auch eine Mi tleilungspflicht der Parteien 

über die von ihnen selber - nicht von ihren Beteiligung unter­

nehmen - abgeschlossenen Rechtsgeschäfte mit  den der Kontrolle 

des RH unterworfenen Rechtsträgern bestehe. sah das BKA keinen 

KlarsteIlungsbedarf; hinsichtlich des Detaillierungsgrades der aus­

zuweisenden Einnahmen und Ausgaben ging das BKA von einer 

Darstellung nur der Gesam tsummen aller Bezirks- und Gemeinde­

organisationen je Landesorganisation aus; rur die Beauftragung des 

dritten Wirt chaftsprüfer sah das BKA ein Vergabeverfahren als 

nicht erforderlich und die Kostentragung pflicht des RH als gegeben 

an ;  bei der Frage. wie der Nachweis der Einhaltung der Wah lwer­

bung ausgaben zu erbringen sei, sah das BKA vorsichtige Zweifel 

angebracht. ob alleine ein entsprechend fonnulierter Prüfungsver­

merk durch die Wirtschaftsprüfer ausreichend sei und nicht auch 

- zumindest. um die Plausibilität der Darstellung im Wege einer 

Grobprüfung beurteilen zu können - anhand einer dem § 4 Abs. 2 
PartG nachgebildeten Liste die auf die einzelnen Ausgabenformen 

entfallenen Summen ofTengelegt werden sollten. (TZ 5 )  

Erhebungen zur Anzahl rechcnschaftspflichtiger Parteien 

Die Rechenschaftspflicht des PartG umfasst einige hundert politische 

und wahl werbende Parteien; eine abschließende Liste aller rechen­

schaftspflichtigen Parteien gibt es nicht. Mangels entsprechender 

Verzeichnisse kann die Anzahl  der rechenschaftspflichtigen politi-

15 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 19 von 100

www.parlament.gv.at



Kurzfassung 

16 

R 

H 

schen und wahlwerbenden Parteien in Österreich mit vertretbarem 
Aufwand nichl festgestellt werden. (TZ 6) 

Für das Rechenschaftsjahr 20\ J langten beim RH zehn Rechen­
chaftsberichle ein. Die geringe Anzahl resultierte auch daraus, dass 

sich insbesondere kleine Parteien mit einem relativ hohen Verwal­
tungsaufwand bei der Voll ziehung der komplexen Bestimmungen 
de PartG und der damit verbundenen Kosten (z.B. für die Wirt­
schaftsprüfer) bei der Erstellung eines Rechenschaftsberichts kon­
frontiert sahen. Aufgrund der geringen Anzahl der beim RH ein­
gelangten Rechenschaftsberichte ist ein wesentliches Ziel des PartG 
- umfassende Transparenz hinsichtlich der Parteienfinanzierung 
aller Parteien in Österreich - nicht erreicht. (TZ 6) 

Erweiterung der Website des RH 

Der RH hat Meldungen von Parteien über Spenden, die im Einzel­
fall 50.000 EUR übersteigen, sowie die Rechenschaftsberichte samt 
Spenden-, Sponsoring- und Inseratenlisten und der Liste der Betei­
ligungsunternehmen von Parteien auf seiner Website zu veröffent­
lichen. Der RH erweiterte dazu im 2. Halbjahr 2012 seine Website. 
Im Sinne der Transparenz ist die Veröffentlichung der Spenden über 
50.000 EUR sowie die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte 
zu begrüßen. Jedoch können die Rechenschaftsberichte nur als PDF­
Datei veröffentlicht werden, wodurch die Transparenz und Zugäng­
lichkcit für die Öffentlichkeit eingeschränkt sind und eine elektro­
nische Auswertung der Daten beschränkt ist. (TZ 7, 25) 

Zur Durchführung der dem RH übertragenen Befragung aller seiner 
Kontrolle unterliegenden Rechtsträger hinsichtlich Rechtsgeschäf­
ten mit BeteiJigungsuntcmchmen von Parteien entwickelte der RH 
eine maßgeschneiderte IT -Anwendung. Dies war mit einem hohen 
Ressourceneinsatz verbunden, ermöglichte jedoch eine einfache, 
anwenderfreundliche und zugleich sichere BefTagung. Oie Befra­
gung über das Rechenschaftsjahr 20lJ erreichte eine Meldequote 
von rd. 84%, dies. obwohl die Nichtrneldung keine Sanktionen zur 
Folge hat. (TZ 8, 26) 
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Übergangsbestimmungen des PanG 

Die komplex formulierten Inkrafttretensbestimmungen ftihnen zu 
Unklarheiten. Einige Parteien gingen bereits 2012 von einer Veröf­
fentlichungspnicht des RH aus und übermittelten diesem die Rechen­
schaftsberichte. (TZ 9) 

Verfahren der Kontrolle der Rechenschaftsberichte 

Das gesetzlich vorgesehene Verfahren der Kontrolle der Rechen­
schaftsberichte der Parteien ftihrt zu keinem effizienten und re -
sourcenschonenden Vollzug des PanG. (TZ 11) 

Die Beauftragung eine weiteren Winschaftsprüfers - wenn die Stel­
lungnahme der Partei die vom RH vorgefundenen Anhaltspunkte 
ftir Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten nicht ausräumt - ver­
ur acht zusätzliche Kosten. Der RH hat im Verfahren wenig Mög­
lichkeiten, auf die Übermittlung eines richtigen und vollständigen 
RechenschaftsberichIS hinzuwirken. (TZ 2, 11) 

Prüfbefugnisse des RH 

Dem RH wird zwar die formale Prüfung der Rechenschaftsberichte 
übertragen, ihm werden daftir jedoch keine originären Einschau­
und Prüfungsrechte in Unterlagen und Belege der Partei einge­
räumt. Der RH als die rur die gesamte Gebarung der österreichischen 
Staatswirtschaft zuständige KontTolleinrichtung kann sein umfas­
sendes Prüfungs-Know-how in diesem Berei h nicht einbringen. 
Selbst bei konkreten Anhaltspunkten ftir Unrichtigkeit oder Unvoll­
ständigkeit ist keine tatsächliche inhaltliche Kontrolle der Angaben 
vorgesehen. Der RH hat nur eine Formalkontrolle der übermittelten 
Rechenschaftsberichte und deren Anlagen (Spenden-, Spon oring­
und Inseratenli ten sowie Liste der Beteiligungsunternehmen von 
Parteien) durchzuftihren. Ob die im Rechenschaftsbericht au gewie­
senen Angaben tatsächlich inhaltlieb vollständig und korrekt sind, 
kann der RH daher nicht feststellen. Dennoch hat der RH die Rechen­
schaftsberichte auf seiner Website zu veröffentlichen. (TZ 2, 12) 

Die Veröffentlichung der Rechen chaftsberichte auf der Website 
des RH lässt daher nicht den chluss zu, dass diese VOllständig 
und inhaltlich vom RH be tätigt worden ind. Nach der derzeitigen 
Recht lage indiziert diese Veröffentlichung eine inhaltliche Kontrolle 
durch den RH, die tatsächlich aber nicht vorgesehen ist. (TZ 12) 
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Auch die Bestätigung durch die Wirtschaftsprüfer stellt nicht sicher, 
dass die Rechenschaftsberichte - formal und inhaltlich - den Vor­
schriften des PartG entsprechen. (TZ 1 2) 

Aufbau des Rechen chaftsberichts 

Im Zuge der Stellungnahmeverfahren wirkte der RH auf die Einhal­
tung der gesetzlich vorgegebenen Gliederung des Rechenschaftsbe­
richt hin. Im Sinne der Transparenz gewährleistet nur ein einheit­
licher Aufbau der Rechenschaftsberichte die Vergleichbarkeit. (TZ 1 J) 

Auswei der Einnahmen und Ausgaben 

Der Rechenschaftsbericht beschränkt sich auf die Dar teilung der 
Einnahmen und Ausgaben der Parteien; eine Aussage über die Ver­
mögenssitualion einer Partei ist nicht möglich. Damit ist die Aus­
sagekraft de Rechenschaftsberichts eingeschränkt. (TZ 1 4) 

Die Darstellung der Landes-, Bezirks- und GemeindeorganisaLionen 
im Rechenschaftsbericht ist ge etzlich nicht eindeutig geregelt. Der 
in der Praxis bereits übliche Ausweis in Teil 2 des Rechenschafts­
berichts Oeweil Auf teilungen der einzelnen Landesorganisationen 
und je Land anschließend die Gesamlsummen der Einnahmen und 
Ausgaben der Bezirksorganisationen und der Gemeindeorganisati­
onen) ist zweckmäßig. (TZ 1 4) 

Die Zuordnung von bestimmten Zahlungsflüssen zu den im PartG 
aufgezählten Positionen führte in der Praxis owohl bei den Par­
teien als auch bei den befassten Wirtschaftsprüfern zu Unklar­
heiten. (TZ 1 4) 

Die im PartG im Zusammenhang mit Einnahmen und Ausgaben der 
Parteien verwendeten Begriffe (wie z.B. Einnahmen und Ausgaben 
bzw. Erträge und Aufwand) stammten aus unterschiedlichen Syste­
men de Rechnungswesens (Einnahmen-Ausgaben-Rechnung bzw. 
doppelte Buchführung). (TZ 1 4) 

In der gesetzlich vorgegebenen Position _Einnahmen aus Sponsoring 
und Inseraten" werden die Einnahmen aus beiden Einnahmenquel­
len zusammengezogen. Dadurch ist wenig transparent, aus welcher 
der beiden Positionen die Partei Einnahmen bezogen hat, wie hoch 
diese sind und wie dies im Verhältnis zur Sponsoring- und Insera­
tenliste zu bewerten ist. (TZ 1 4) 
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Nachweis über die gesetzmäßige Verwendung der Parteienforderung 

Jede politische Partei, die Fördermittel nach dem Parteien-Förde­
rungsgesetz 2012 erhält. hat über die Verwendung der Fördermittel 
Aufzeichnungen zu führen und die Verwendung im Rechenschafts­
bericht nachzuweisen. Eine klare Zweckbestimmung der Parteien­
fOrderung ist nicht vorgesehen. Eine Kontrolle der zweckmäßigen 
Mittelverwendung gemäß § 1 3  RHG ist daher nur erschwert mög­
lich. Auch eine Aufgliederung der Verwendung der Mittel aus Par­
teienfOrderung im Rechenschaftsbericht ist durch das PartG nicht 
ausdrücklich angeordnet. (TZ 15)  

Eine inhaltliche Präzisierung, in welcher Form der Nachweis über 
die Verwendung der Fördermittel zu erfolgen hat, ist im PartG nicht 
enthalten. (TZ 1 5) 

Nachweis über die Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungs­
ausgaben 

Die gesetzliche Betragsgrenze von 7 Mio. EUR für Wahlwerbung aus­
gaben ist undifferenziert gleichermaßen für die Wahlen zum Nati­
onalrat, zu den Landtagen, zu den Gemeinderäten und zum Euro­
päischen Parlament anzuwenden. (TZ 1 6 )  

Der Nachweis der Einhaltung der Beschränkung der Wahl werbungs­
ausgaben anhand einer Liste samt einer Summe der Wahl werbungs­
ausgaben je Wahl ist im Sinne einer transparenten Offenlegung der 
Wahlwerbungsausgaben notwendig; hinsichtlich der Wahlen zu den 
Gemeinderäten erscheint der Nachweis anhand einer solchen Liste 
jedoch unverhältnismäßig. (TZ 16)  

Die gesetzliche Regelung erlaubt einen weiten Auslegungsspielraum 
bei der Beurteilung, welche Ausgaben zu den Wahlwerbungsaus­
gaben zu zählen sind. So kann dem PartG nicht entnommen wer­
den, welche Ausgaben unter den jeweiligen Kategorien auszuwei­
sen sind. (TZ 16) 

Jene Ausgaben für Wahl werbung, die vor dem Stichtag der Wahl 
- wenn auch konkret im Zusammenhang mit dieser Wahl - getätigt 
wurden, sind nicht in die Gesamtsumme einzurechnen. So könnten 
große Ausgaben, wie bspw. der Druck der Folder und Plakate, vor 
den Stichtag verlegt werden. (TZ 16) 
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Liste der territorialen Gliederungen 

Der Rechenschaftsbericht muss eine Liste der vom Bericht erfassten 
territorialen Gliederungen der Partei (Landes-, Bezirks- und Gemein­
deorganisationen) enthalten. Die territorialen Drganisatiollsforrnen 
variieren deullich zwisc.hen den Parteien. Der RH wirkt auf nach­
vollziehbare Auni tungen der territorialen Gliederungen hin. (TZ 17)  

Gliederungen mit und ohne eigener Rechtspersönlichkeit 

Zur Einbeziehung von Gliederungen mit eigener Rechtspersönlich­
keit besteht Unklarheit. Aufgrund der Interpretation der ÖVP sind 
ihre Teilorganisationen - auch jene mit unklarer Rechtspersönlich­
keit - nur hinsichtlich Spenden, Sponsorings und Inseraten in den 
Bericht einzubeziehen. WesenUic.he Angaben, wie z.B. Einnahmen 
(Mitgliedsbeiträge u.v.m.) und Ausgaben, fehlen im Rechenschafts­
bericht hingegen. Nach dieser Argumentation würde die Frage der 
Rechtspersönlichkeil und somit die Frage des Umfangs der Trans­
parenzpflicht allein den statutarischen Regelungen obliegen. Aus 
den Gesetzesmaterialien ist nicht nachvollziehbar, ob diese Folge­
wirkungen intendiert waren. (TZ 1 B) 

Nahestehende Organisationen 

Die gesetzliche Definition der nahestchenden Organisation stellt rcin 
auf statutarisch verankerte Kriterien ab. Dadurch fließen inballliche 
Naheverhältnisse zwischen Partei und Organisationen nicht zwin­
gend in den Rechenschaftsbericht ein. Auf inhalUiche Kriterien stellt 
das PartG bei der Beurteilung einer nabestehenden Organisation 
nicht ab. Auf diese Weise sind jedoch Umgehungskonstruktionen 
möglich. Aus den Gesetzesmaterialien ist auch hier nicht nachvoll­
ziehbar, ob diese Folgewirkungen intendiert waren. (TZ 1 9) 

Mangels rechtlicher Verpflichtung weisen nur wenige Parteien im 
Rechenschaftsbericht explizit aus, welche nahestehenden Organi­
sationen im Rechenschaftsbericht erfasst sind. Eine KlarsteIlung, 
dass der Rechenschaftsbericht jeder Partei auch eine Liste der darin 
erfassten nahestehenden Organisationen zu enthalten hat, würde zu 
einer höheren Aussagekraft hinsichtlich des Umfangs des Berichts 
sowie zu mehr Rechtssicherheit allfaJliger nahestehender Organi­
sationen fUhren. (TZ 1 9) 
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Listc der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Jeder Rechenschaftsbericht muss eine Liste der Beteiligungsunter­
nehmen der Partei enthalten. Diese Offenlegung ist im Sinne der 
Tran parenz zu begrüßen. Jedoch ist gesetzlich nicht festgelegt, weI­
che Mindestangaben die Parteien zu ihren Beteiligungsunternehmen 
im Rechenschaftsbericht anzuführen haben. Dies führte zu unein­
heitlichen und teilweise missverständlichen Angaben. (TZ 20) 

Spenden liste 

Jeder Rechenschaftsbericht hat auch eine Spendenliste zu enthalten 
mit allen Spenden, dic eine Partei im Rechen chaftsjahr angenom­
men hat. In der derzeitigen Form der Spendenliste ist nicht ersicht­
lich, wie hoch die Gesamtsumme der Spenden an die Partei (inklu­
sive ihrer Gliederungen mit und ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
auf allen territorialen Ebenen) war. (TZ 2 1 )  

I n  den Erstversionen der Rechenschaftsberichte waren die Spen­
denlisten vieler Parteien zudem unvollständig bzw. unrichtig auf­
gegliedert, da seitens der Parteien UnkJarheiten bei der Auslegung 
und Umsetzungsschwierigkeiten auftraten. Das zeigt HandJungsbe­
darf bezüglich der leichteren Verständlichkeit und Aussagekraft der 
Spendenlistc. (TZ 2 1 )  

Oie folgende Tabelle stellt die Gesamtsummen der in den Spenden­
listen der Rechenschaftsberichte ausgewiesenen Spendeneinnah­
men dar: 
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Partei Spendeneinnahmen laut Spendenliste im Jahr 2013 
(in EUR) 

BZÖ 

FPÖ 

Grüne 

KPÖ 

5.580.00 

10.688.40 

48.373.51 

18.346.39 

Liste Fritz 

NEOS 

0.00 

687.179.02 

1.407.804.62 

1.469.689.36 

18.752.640.09\ 

228.820.60 

ÖVP 

SPÖ 

Team Stronach 

vorwärts Tiral 

Darin sind auch als Spenden zu wertende ZinsvorteHe der Bundespartei an die landesparteien 
des Team Stronach enthalten. 

Quellen: Rechenschaftsberichte 2013 der in der Tabelle genannten Parteien; DarsteUung RH 

Sponsoringliste 

Jeder Rechenschaftsbericht bat eine SponsoringHste inklusive Name 
und Anschrift des Sponsors zu enthalten mit Einnalhmen aus Spon­
soring, wenn deren Gesamtbetrag im Kalenderjahr 12.000 EUR über­
steigt. Die Aussagekraft der Sponsoringliste ist gering. Indem nur 
Sponsorings über 12.000 EUR ausgewiesen werden müssen, weist 
die Sponsoringliste die Gesamteinnahmen aus Sponsoring nicht 
aus. Weiters ist mangels Aufgliederung nach Sponsoringempfan­
gern nieht klar. ob die Partei selbst, eine ihrer Gliederungen oder 
eine nahestehende Organisation Empfangerin ist. (TZ 22) 

I nseraten liste 

Jeder Rechenschaftsbericht hat eine Inseratenliste ink!. Namen und 
Anschrift des Inserenten zu enthalten mit Einnahmen der Partei 
aus Inseraten. soweit sie im Einzelfall den Betrag von 3.500 EUR 
übersteigen. Auch die Aussagekraft der Inseratenliste ist gering. 
Indem nur Inserate. die im Einzelfall den Betrag von 3.500 EUR 
übersteigen. ausgewiesen werden müssen, weist die Inseratenliste 
die Gesa�mteinnahmen nicht aus. Auch ist der Empfanger von Inse­
raten über 3.500 EHR bzw. das Medium. in dem inseriert wurde, 
nicht ersichUich. (TZ 2 3) 
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Die ge etzliche Definition des Begriffs .In erat" führt zu einer nicht 
begründbaren Einschränkung: Nur Inserate in Medien, deren Medi­
eninhaber eine Partei ist, sind umfasst, nicht jedoch jene Inserate, 
die in den Medien nahestehender Organisationen und anderer Glie­
derungen der Partei veröffentlicht werden. (TZ 23)  

Das PartG sieht zwar vor, dass Parteien Spenden von gewissen 
Rechtsträgern bzw. unter gewissen Vorau setzungen nicht anneh­
men dürfen. Eine entsprechende Regelung für Inserate und Spon­
sorings fehlt jedoch. (TZ 22. 23 )  

Überblick über die Ergebnisse der Prüfung de RH 

Bei den Rechenschaftsberichten für das Jahr 201 3 waren im Einzel­
nen konk.rete Anhaltspunkte für Unvollständigkeiten bzw. Unrich­
tigkeiten vor allem in folgenden Bereichen festzustellen: (TZ 24) 
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Überblick über Anhaltspunkte für Unvollständigkeit bzw. Unrichtigkeit 

Anhaltspunkt für UnvolLsUndigkeit bz ... Unrichtigkeit betreffend 

Aus"eis der Einnahmen und Ausgaben (I 5 PartG) 

unrichtige Bezeichnung der Einnahmen- bzw. Ausgabenarten 

unrichtiger bzw. unvollständiger Ausweis der Beträge der Einnahmen- bzw. 
Ausgabenarten 

unplausibler Ausweis der Beträge einzelner Einnahmenarten 

unplausibler Ausweis von Kredilaufnahmen bzw. Kreditrückzahlungen 

Ausweis gerundeter Beträge ohne Hinweis auf Rundung 

unplausibler Ausweis durch Gleichheit der Summen von Einnahmen und Ausgaben 

Wahl .. erbungsausgaben (§ 4 PartG) 

Fehlen des Nachweises der Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben für einzelne 
Wahlen 

fehlende Aufschlüsselung der Wahlwerbungsausgaben unter alleinigem Belug auf das 
Nichlüberschreiten der Ausgabengrenze 

fehlende Aufschlüsselung der Wahlwerbungsausgaben unter Ausweis der Gesamtsumme 
der Wahlwerbungsausgaben 

territoriale Gliederungen (§ 5 PartG) 

unvoUständiger Ausweis territorialer Gliederungen 

unrichtiger Ausweis territorialer Gliederungen 

Beteiligungsunternehmen der Parteien (§ 5 P.rtG) 

Fehlen der liste der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

unvolLständige liste der Beteitigungsunternehmen der Parteien 

unrichtige Bezeichnung von Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Spenden (§ 6 PartG) 

Nichtentsprechung der vom PartG bestimmten Gliederung der Spendenliste 

fehlender Ausweis einzelner Spenden 

allfällige Annahme von unzulässigen Spenden 

unvollständige Angaben zu Name und An!iichrift der Spender 

UnplausibHität der Einnahmen aus Spenden der Bunde!ii- und landesorganisationen im 
Vergleich mit der Spendenliste 

Sponsoring (§ 1 PartG) 

Fehlen einer zusammengefassten Sponsoringliste 

Unplausibilität der Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten der Bundes- und 
landesorganisationen im Vergleich mit der Sponsoringliste (und Inseratenliste) 

unvollständige Angaben zu Name und Adre"e der Sponsoren 

Inserate (§ 1 PartG) 

Fehlen einer zusammengefassten ln!iieratenljste 

Unplausibilität der Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten der Bundes- und 
Landesorganisationen im Ve.rgleich mit der Inseratenliste (und Sponsoringliste) 

unrichtige Angaben zu Name und Adresse der Inserenten 

Quellen: an den RH übermittelte Rechenschaftsberichte 20\3; Darstellung RH 
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Prozentsatz betroffener 
Rechenschaftsberichte 

40.,. 

80.,. 

30.,. 

50.,. 

20.,. 

40 '10 

50 '10 

10 .,. 

20 '10 

30 '10 
30.,. 

40 '10 
30.,. 

30 '10 

90 '10 
40.,. 

20 '10 
30 '10 

20 '10 

20.,. 

20.,. 

20 '10 

20 '10 

20 '10 

10 '10 

Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)28 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Kurzfassung 

Bund 2015/10 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012 

Die ersten Erfahrungen mit den übermittelten testierten Rechen­

schaftsberichten zeigten, dass die inhailliche Prüfung der Überein­

stimmung mit dem PartG nicht ausreichend in der vorgelagerten 

Kontrolle durch die Wirtschaftsprüfer abgedeckt war. Offensichtlich 

bereitete die Formulierung des PartG in vielen Bereichen Schwierig­

keiten, weil etwa auch die Wirtschaftsprüfer in ihren Be tätigungs­

vermerken zwar die Einhaltung der Vorschriften des PartG bestä­

tigten, der RH jedoch in zahlreichen Fällen keine Übereinstimmung 

mit dem PartG feststellen konnte. Trotz seines äußerst beschränk­

ten Mandats identifizierte der RH konkrete Anhalt punkte, das in 

den Rechenschaftsberichten für das Jahr 201 3 enthaltene Angaben 

unrichtig oder unvollständig waren. (TZ 24) 

Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte durch den RH 

Wenn der RH feststellt, dass der Rechenschaftsbericht einer Partei den 

Anforderungen des PartG entspricht, mu er den Rechenschaftsbe­

richt veröffentlichen. Zu beanstanden ist, dass - anders als bei der 

Veröffentlichung von Berichten über Gebarungsüberprürungen - der 

RH weder den Inhalt der Rechenschaftsberichte verantworten noch 

diesen tatsächlich nach den Prüfmaßstäben des RH prüfen kann. Die 

Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte auf der Website des RH 
stellt daher keine Bestätigung der inhaltlichen Richtigkeit und Voll­

ständigkeit dar, wiewohl in der Öffentlichkeit dieser Eindruck ent­

stehen könnte. (TZ 25) 

Befragung zu abgeschlossenen Rechtsgeschäften zwischen Rechts­

trägern, die der Kontrolle des RH unterliegen, und Beteiligungsun­

ternehmen 

Der RH führte erstmals für das Rechenschaftsjahr 201 J die Abfrage 

der Rechtsgeschäfte der seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträ­

ger mit Beteiligungsunternehmen der Parteien durch. (TZ 26) 

Insgesamt nur 6 1 2  Rechtsträger, die der Kontrolle des RH unter­

liegen, meldeten tatsächlich Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsun­

ternehmen der Parteien, die übrigen Rechtsträger gaben für das 

Kalenderjahr 201 3 keine Rechtsgeschäfte mit insgesamt lOB Betei­

ligungsunternehmen der Parteien bekannt (sogenannte Leermel­

dungen). Insbesondere die rd. 2.000 Gemeindeverbände gaben 

überwiegend Leermeldungen ab. Eine inhaltliche Kontrolle der abge­

gebenen Meldungen ist dem RH nur im Rahmen einer Gebarungs­

überprüfung im Einzelfall möglich. (TZ 26) 
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Der Gesamtbetrag der dem RH gemeldeten Rechtsgeschäfte zwi­

schen Beteiligungsunternehmen der Parteien und dem öffent­

lichen Bereich betrug rd. 7 1 ,66 Mio. EUR. Davon entfielen rd. 

50,7 Mio. EUR (70,75 %) auf Beteiligungsunternehmen der SPÖ 

und rd. 20,96 Mio. EUR (29,2 5  %) auf Beteiligungsunternehmen 

der ÖVP. HinsichtHch des Beteiligungsunternehmens der Grünen 

wurde kein Rechtsgeschäft gemeldet. (TZ 26) 

Anteil der Rechtsgeschäfte nach Parteien mit Beteiligungsunternehmen 

0.00 ." 

29.25'" 

• Beteiligungsunternehmen SPÖ (67) 

• Beteiligungsunternehmen ÖVP (40) 

• Beteiligungsunternehmen Grüne (1) 

Quellen: Ergebnisse der Befragung der Rechtstrager tiber die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen (Rechenschafts· 
jahr 2013); Oarstellung RH 

26 

Auf folgende Beteiligungsunternehmen der ÖVP bzw. der SPÖ ent­

fielen die höchsten Gesamtbeträge von Rechtsgeschäften mit der 

RH-Kontrolle unterliegenden Rechtsträgern; sie machten in Summe 

mehr als 50 % der der jeweiligen Partei zuzurechnenden Gesamt­

summe aus: (TZ 26) 
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1 

Beteiligungsunternehmen der Parteien im Jahr 2013. die die jeweils höchsten Gesamtbe­

träge der Rechtsgeschäfte verzeichneten und insgesamt über SO % der der jeweiligen Partei 

zuzurechnenden Gesamtsumme ausmachten 

Partei 

ÖVP 

öVP 

öVP 

öVP 

Su .. _ 
sPö 

sPÖ 

SPÖ 

SPÖ 

Su .... 

BeteiUgungsunhrnehmen der Parteien 

ÄrzteVerlag GmbH 

AV + Astoria Druckzentrum GmbH 

life Radio GmbH & CO.KG. 

oagensketterlo Druckerei GmbH 

leykam Druck GmbH & Co KG 

Neuland gemeinnützige Wohnbau­
Gesellschaft m.b.H. 

KOKO Kontakt- und Kommunikationszentrum 
für Kinder Gemeinnützige GmbH 

GUTENBERG-WERBERING Gesellschaft m.b.H. 

Gesamtbetrag. den 
Rechtstriiger zu diesem 

Beteiligungsunternehmen 
meldeten 

in EUR 
4.327.091.48 

3.428.853.32 

2.157.623.27 

1.876.860.92 

11.790.421.99' 
11.952.435.83 

6.160.631.74 

5.658.326,66 

3.794.130.25 

27.565.524.41' 

Rechtsträger, die zu 
diesem Unternehmen 

Rechtsgeschiifte meldeten 

Anzahl 

27 

65 

72 

67 

29 

10 

17 

57 

Dies entspricht 56,25 " des Gesamtbetrags der Rechtsgeschäfte der Beteiligungsunternehmen der OVP. 
Dies entspricht 54,37 ,. des Gesamtbetrags der Rechtsgeschafte der Beteiligungsunternehmen der SPÖ. 

Quellen: Ergebnisse der Befragung der Rechtsträger über die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen (Rechenschafts· 
jahr 20ll); Darstellung RH 

Bund 201 r;f10 

Von den befragten kontroUunterworfenen Rechtsträgern verzeich­

neten folgende Rechtsträger Rechtsgeschäfle in Höhe von über 

I Mio. EHR mit Beteiligungsunternehmen der Parteien: (TZ 26) 
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Kontrollunterworfene Rechtsträger mit Rechtsgeschäften in Höhe von über 1 Mio. EUR 

mit Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Rechtstriger Gesamtbetrag der davon davon BetefUgungs· 
Rechtsgeschifte Rechtsgeschäfte Rechtsgeschllte unternehmen, 

mit Betefllgungs· mit 8eteflfgungs. mit 8eteflfgungs. mit dem der 
unternehmen unternehmen der unternehmen der Rechtstriger 

SPÖ ÖVP Rechtsgeschifte 
.bschtoss 

in EUR in ,. Anzahl 

Stadt Wien 11.651.116,11 93 7 32 

Österreichische Post Aktien· 8.988.730,19 22 78 40 gesellschaft 

ERP-fonds 4.574.549,96 100 0 1 

land Satz burg 4.205.352,32 99,93 0,07 4 

HYPO ALPE-AORIA-BANK d.d. 2.600.000,00 100 0 1 

KElAG-Kärntner Elektriziläts- 2.142.081,92 99,98 0,02 4 Aktiengesellschaft 

Ni e de rös terrei eh i sc he 1.690.397,42 0 100 2 landeskti niken-Hotdi ng 

GElUP GmbH 1.572.734,10 100 0 1 

land Oberesterreich 1.451.081,11 35 65 14 

WIEN ENERGIE GmbH 1.332.513,09 91 9 22 

UNZ LINIEN GmbH für 
öffentlichen Personen· 1.217.093,00 99,98 0,02 2 
nahverkehr 

Stadt Salzburg 1.187.959,85 99,92 0.08 6 

AUgemeine UnfaUversiche· 1.055.963,11 4 96 9 
rungsanstalt 

Kammer für Arbeiter und 1.006.889,91 94 6 9 
Angestellte tur Wien 

Summ. 44.676.462.0' 74 26 
QueUen: Ergebnisse der Befragung der Rechtsträger über d ie Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen der Parteien 

28 

(Rechenschaftsjahr 2013); Darstellung RH  

Die vom RH dazu veröffentlichten Daten entsprechen den gemel­

deten Angaben. die der RH im Rahmen dieser Befragungjedoch nicht 

auf materielle Richtigkeit überprüfen konnte. Die mit hohem Ver­

waltungsaufwand verbundene Verpnichrung, Rechtsgeschäfte mit 

Beteiligungsunternehmen der Parteien bei rd. 6.000 kontrollunter­

worfenen Recbtsträgem abzufragen, ohne jedoch den Inhalt ihrer 

Meldung überprüfen zu können, stellt eine weitere prüfungsfremde 

Tätigkeit für den RH dar, die ihn in der Wahrnehmung seiner Kern­

aufgaben beschränkt. (TZ 26) 

Durch die Meldung des "Gesamtbetrags" kann die vom Gesetz 

beabSichtigte Transparenz nicht erreicht werden, da diese keinerlei 

Bund 2 0 1 5/ 1 0  
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Bund 2015/10 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012 

Rückschlüsse auf die Art oder Angemessenheit der Rechtsgeschäfte 

erlaubt. Deshalb und angesichts der sehr hohen Anzahl an Leermel­

dungen und der fehlenden inha.ltlichen Kontrollmöglichkeit ist die 

Aussagekraft der Ergebnisse der Befragung vergleichsweise gering. 

Diesem geringen Nutzen steht ein hoher Aufwand für die Durch­

führung der Befragung der Rechtsträger gegenüber. Insbesondere 

die Befragung der Gemeindeverbände (ca. 2.000) stellt sowohl für 

diese als auch für den RH einen sehr hohen Verwaltungsaufwand 

dar, der angesichts des hohen Anteils an Leermeldungen in keinem 

Verhältnis zum Mehrwert steht. (TZ 26) 

Mehrere im Gesetz verwendete Begriffe - wie .Rechtsgeschäft" und 

.Ge amtbetrag" - sind im Gesetz nicht näher defmiert und führten 

damit zu vielen Unklarheiten bei der Abgabe der Meldungen durch 

die Rechtsträger. (TZ 26) 

Mitteilungen des RH an den UPTS 

Der RH erstattete infolge unrichtiger oder unvollständiger Angaben 

zu insgesamt acht Rechenschaftsberichten Mitteilung an den unab­

hängigen Parteien-Transparenz-Senat (UPTS): (TZ 27) 

29 
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Mitteilungen des RH an den UPTS hinsichtlich konkreter Anhaltspunkte für unrichtige oder 

unvollständige Angaben 

TZ Anhaltspunkt für Unvoll.ständigkeit bzw. Unrichtigkeit 

14 Ausweis der Einnahmen und Ausgaben (§ 5 PartG) 

16 

IB 

19 

20 

21 

22 

mögliche Unrichtigkeit der Angaben hinsichtlich eines Darlehen, an eine 
landesorga nis�tion 

möglicher unvollständiger Ausweis zu einer landesorganisation 

mögliche Unrichtigkeit bzw. Unvollständigkeit des Rechenschaftsberichts 
durch Abweichung von der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 

Wahlwerbungsausgaben (§ 4 PartG) 

Überschreitung der Wahlwerbungsau'gaben für die Wahl zum Nationalrat 

Überschreitung der Wahlwerbung,ausgaben für die Wahl zu einem Landtag 

mögliche Unvollständigkeit bzw. Unrichtigkeit der Wahlwerbung,au'gaben 

mögliche, unvollständiger Nachweis der Einhaltung der Beschränkung der 
Wahlwerbungsausgaben 

Ein�ziehung von Gliederungen der Partei (§ 5 PartG) 

mögliche Nichteinbeziehung von Gliederungen der Partei 

nahe.tehende Organisationen (§ 5. 6. 7 PartG) 

mögliche Unvollständigkeit hinsichtlich auszuweisender Zahlungen im 
Zusammenhang mit nahestehenden Organisationen 

Beteiligungsunternehmen der Parteien (§ 5 PartG) 

mögliche Unvollständigkeit der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Spenden (§ 6 PartG) 

mögliche Unvollständigkeit des Ausweises von Spenden auf 
Gemeindeebene 

mögliche Unvollständigkeit des Ausweises der von Wahlwerbern 
empfangenen Spenden 

mögliche Annahme von ausweis- bzw. meldepflichtigen Spenden 

verspäteter namentlicher Ausweis einer Spende über 3.500 EUR 

verspäteter n;;tmenUicher Ausweis von Spenden über landesgesetzlich 
festgelegter Bertragsgrenze 

mä9�iche Annahmt von unzulässigen Spenden 

Spon,ori n9 (§ 7 PartG) 

mögliche Unvollständigkeit des Auswei,es der von Wahlwerbern erhaltenen 
Sponsorings 

Anzahl der betroffenen 
Rechenschaftsberichte 

1 

2 

1 

3 

2 

2 

I 

I 

2 

2 

I 

1 

I 
3 

2 

4 

1 

QueUen: zehn Rechenschaftsberichte der Parteien: RH 

30 

Verstöße gegen die im PartG enthaltenen Vorschriften werden nicht 

gleichermaßen sanktioniert, sondern sind je nach Art der Verstoßes 

- jedenfalls mit einer Sanktion bedroht, 

- unter gewissen Bedingungen mit einer Sanktion bedroht oder 

- gar nicht mit  einer Sanktion bedroht. 

Diese Differenz.ierung i t fiir den RH nicht nachvollziehbar. (TZ 27) 
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Anlassbezogene 
Tätigkeiten 

Bund 2015/10 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012 

Aufgrund der unterschiedlichen Sanktionierung von Verstößen 

gegen das PartG kann es aus Sicht der Parteien günstiger sein, kei­

nen Rechenschaftsbericht abzugeben, da dies jedenfalls nicht sankti­

oniert wird. Parteien, die einen Rechenschaftsbericht abgeben, setzen 

sich dem Risiko aus, Geldbußen zu erhalten. Die gänz.lich fehlende 

Sanktionierung bei Nicht-Übermittlung eines Rechenschaftsbe­

richts stellt einen Rückschritt gegenüber der früheren Gesetzeslage 

(PartG 1 975) dar, wonach zumindest die Mittel der Parteienrorde­

rung bei nicht fristgerechter Veröffentlichung des Rechenschaftsbe­

richts bis zur Veröffentlichung einzubehalten waren. (TZ 27) 

Valorisierung 

Der RH hat die Höchstgrenzen der Wahlwerbungsausgaben und der 

OffenlegungspOichten bei Spenden sowie die Beträge rur die Par­

teien fOrderung zu valorisieren. 20 1 5  war die gesetzliche Schwelle 

von 5 % nicht überschritten. Somit blieben die im PartG und Part­

FörG genannten Beträge vorerst unverändert. (TZ 28) 

Spenden an Parteien, die die Höhe von 50.000 EUR übersteigen 

Parteien müssen Spenden, die im Einzelfall 50.000 EUR überstei­

gen, unverzüglich an den RH melden; der RH muss sie unverzüg­

lich unter Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders auf 

der Websit. des RH veröffentlichen. Seit Inkrafttreten der Rege­

lung gingen beim RH 45 Meldungen von Parteien, die EinzeIspen­

den über 50.000 EUR erhalten hatten, ein. Dabei fIelen im Jahr 201 2 

vier Spenden, im Jahr 201 3 1 4  Spenden, im Jahr 2 0 1 4  2 1  Spenden 

und im Jahr 201 5 bis Ende Juni sech Spenden über 50.000 EUR 

an. Die e Spenden stammten von sieben individuellen Spendern 

und ergingen an 1 4  Spendenempfänger. Die Summe dieser Spen­

den betrug rd. 28,66 Mio. EUR, die Beträge variierten pro Spende 

zwischen 50.000 EUR und 5 Mio. EUR. (TZ 29) 

Das PartG sieht nicht vor, welche Angaben eine Spendenmeldung 

an den RH verpflichtend zu enthalten hat. (TZ 29) 

Unzulässige Spenden an politi ehe und wahlwerbende Parteien 

Unzulässige Spenden muss eine Partei unverzüglich, spätestens mit 

Einreichung des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr, an 

den RH weiterleiten; der RH hat diese Beträge auf einem geson-

3 1  
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derten Konto zu verwahren, sie in seinem Tätigkeitsbericht anzu­

führen und zu Beginn des darauffolgenden Kalenderjahres an Ein­

richtungen weiterzuleiten, die mildtätigen oder wissenschaftlichen 

Zwecken dienen. Der RH kann nur anhand der im Rechenschafts­

bericht enthaltenen Daten überprüfen, ob eine unzulässige Spende 

vorliegt. Ob die im Rechenschaftsbericht ausgewiesenen Angaben, 

auf denen die Kontrolle basiert, vollständig und korrekt sind, kann 

der RH mangel.s Einschau- und Prüfungsrechten im Bereich der 

politischen Parteien nicht fe t teilen. (TZ 30) 

Auch hier regelt das Gesetz nicht, welche Daten eine Partei im Zuge 

der Weiterleitung einer unzulässigen Spende an den RH angeben 

muss. rrz 30) 

In den Jahren 201 3 und 2 0 1 4  leitete keine Partei unzulässige Spen­

den an den RH weiter. Im Zuge der Prüfung der Rechenschaftsbe­

richte stellte der RH jedoch fest, dass die ÖVP im Jahr 201 3 eine 

unzulässige Spende angenommen hatte. Die Partei hatte diese aller­

dings nicht unverzüglich bzw. spätesten bis zur Übermittlung des 

Rechenschaftsberichts für das Jahr 201 3 an den RH weitergelei­

tet. Erst im Zuge des Stellungnahmeverfahrens leitete die ÖVP im 

Februar 201 5 die unzulässige Spende an den RH weiter. (TZ 30) 

Empfehlungen der OSZE 

Das OSZE-Büro für demokratische Institutionen und Menschen­

rechte (ODlHR) entsandte zu den im September 201 3 abgehaltenen 

Nationalratswahlen ein Expertenteam zur Wahlbeobachtung. Im 

dazu veröffentlichten AbscWussbericht äußerte sich die OSZE auch 

zum Thema der Parteienfmanzierung sowie zu den Rechenschafts­

pflichten der Parteien. (TZ 3 1 )  

Bund 2015/10 
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Parteiengesetz 2012  

Kenndaten zu Sonderaufgaben des RH nach dem Parteiengesetz 2012 

I m  Parteiongesetz (PartG) vorguehene Aufgaben und Pflichten des RH 

.elteUpfllcht des R H  gemll '"rtli 
• Oie Parteien müssen dem RH einen Fünfervorschlag zur Auswahl der Wirtschaftsprüfer 

übermitteln. Der RH hat aus diesem jeweils zwei für die Dauer von fünf .Jahren zu 
bestellen (§ 5 Ab" 2). 

KontroUpfltchten dei RH gemll ,"rtG 

• Der RH hat die Rechenschaftsberichte der Parteien entgegenzunehmen und auf 
ziffernmäßige Richtigkeit und Übereinstimmung mit dem PartG zu kontrollieren (§ 10 
Abs. 2). 

Anzahl 

10 Fünfervor!iichlägf 
für 2013 bis 2017 

10 Rechenschafts­
berichte für 2013 

10 Aufforderungen 
zur Stellungnahme; 

• Bei konkreten Anhaltspunkten für unrichtige oder unvollständige Angaben hat der RH 
die Partei zur Stellungnahme aufzufordern, bei weiter bestehenden Anhaltspunkten 
einen 3, Wirtschaftsprüfer zu bestellen bzw, den UPTS über den Sachverhalt zu 
informieren (§ 10 Abs. 4 und 5). 

8 Mitteilungen an den 
UPTS 

Abfrlgepfllcht dei RH 

• Abfrage des jeweiligen Gesamtbetrags der Rechtsgeschäfte, die zwischen Rechts­
trägern, die der RH-Kontrolle unterliegen, und BeteiHgungsunternehmen der Parteien 
im Rechenschaftsjahr abgeschlossen wurden (§ 5 Abs, 6) 

Ver6ffentlfchungspfltchten des RH 

• 

• 

• 

Veröffentlichung der Rechenschaft<berichte ink!. Spenden-, Sponsoring- und 
Inseratenliste. liste der Beteiligungsunternehmen. Gesamtsumme der abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte mit .einer Kontrolle unterliegenden Rechtsträgern je Beteiligungs­
unternehmen, nach Abschluss seiner Prüfung (RH-Website) (§ 10 Abs. 3) 

unverzüglicne Veröffentlichung der Meldungen von Parteien über Spenden, die im 
Einzelfall 50.000 EUR Obersteigen (RH-Webslte) (§ 6 Abs, 5) 

VeröHentlir;l1ung der an den RH weitergeleiteten unzulässigen Spenden von Parteien 
(Tätigkeit,bericht) (§ 6 Abs. 7) 

• Kundmachung der valorisierten Beträge (Bundesgesetzblatt) (§ 14) 

Verwlhrungspfllcht des RH 

• Entgegennahme und Verwahrung von unzulässigen Spenden. die Parteien dem RH 
übermittelten, bis zur Weiterleitung (§ 6 Ab •. 7) 

Weftertettungspflfchten des RH 

• Weiterleitung von unzulässigen Spenden, die Parteien dem RH übermitteLten, 
zu Beginn des nächsten Kalenderjahres an Einrichtungen, die mildtätigen oder 
wissenschaftlichen Zwecken dienen (§ 6 Abs, 8) 

Abfrage bei rd, 6.000 
Rechtsträgern 

10 Rechenschafts­
berichte für 2013 

45 Meldungen 

1 Meldung 

1 Entgegennahme 

erstmals Anfang 2016 

• Mitteilung von konkreten Anhaltspunkten für Unrichtigkeiten oder Unvollständigkeiten 8 Mitteilungen an den 
in Rechenschaftsberichten an den UPTS (nach SteUungnahmeverfahren ete.) (§ 10) UPTS 

QueUen: PartG; Darstellung RH 
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1 Der RH hat mit dem Parteienge etz 201 2 (PartGJ zusätzliche neue Ver­

walrungsaufgaben - und prüfungsfremde Tätigkeiten - erhalten. Im 

Jahr 201 4  hane er diese Aufgaben erstmals ftir das Rechenschafts­

jahr 20\ 3 umfassend wahrzunehmen. 

Ziel dieses Wahrnehmungsberichts ist eine Darstellung der dem RH 

übertragenen Aufgaben nach dem PartG und der damit verbundenen 

Vollzugsprobleme sowie das Aufzeigen von Optimierungspotenzialen. 

2.1 ( I )  Im Rahmen des sogenannten .Transparenzpakets· im Jahr 201 2 

beschloss der Nationalrat auch das Partciengeserz 201 2 (PartG. BGBI. I 

Nr. 5&/201 2). Die - im Vergleich zum davor geltenden Parteiengesetz 

wesentl ich detaillierter - auszuweisenden Inhalte des Rechenschaftsbe­

richts sollen eine um rassende Transparenz hinsichtlich der aus öffent­

lichen und sonstigen Mitteln bestrinenen Finanzierung der Parteien 

schaffen. 

(2) Das Gesetz sieht ftir die Parteien neue Aufgaben und Verpflich­

tungen zur Herstellung von mehr Transparenz vor: Polit ische und wahl­

werbende Parteien müssen jährlich einen Rechenschaftsbericht nach 

den Best immungen des PartG erstellen. in dem Angaben zu 

- den Einnahmen und Au gaben der Partei und ihrer Gliederungen 

sowie zu 

- Wahlwerbungsausgaben. 

- ParteienfOrderung. 

- Spenden. 

- Sponsoring. 

- I nseraten. 

- Beteiligungsunternehmen und 

- den territorialen Gl iederungen der Partei 

enthalten sind. 

Der Bericht muss von zwei unabhängigen. vom RH bestellten Wirt­

schaftsprüfern überprüft und unterzeichnet werden. 

(3) Aber auch ftir den RH sieht das PartG umfassende Aufgaben vor: 

Der RH hat Wirtschaftsprüfer zur Prürung der Rechenschaftsberichte 

zu bestellen. den testierten Rechenschaftsbericht entgegenzunehmen. 

auf ziffernmäßige Richtigkeit sowie Übereinstimmung mit dem PartG 

zu prüren und - im Falle einer positiven Prüfung - auf seiner Web-
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Parteiengesetz 2012 

Bund 201  S/ 10  

site zu veröffentlichen. Einschau- und Prüfungsrechte i m  Bereich der 

politischen Parteien flir den RH sieht das PanG jedoch nicht vor. 

Findet der RH konkrete Anhaltspunkte flir Unrichtigkeiten oder Unvoll­

ständigkeiten, so hat der RH ein Stellungnahmeverfahren einzulei­

ten bzw. in der Folge einen dritten Wirtschaftsprüfer zu beauftragen. 

In Fällen von vermuteten Verstößen gegen Rechenschaftspflichten, 

gegen die Regelung zur Unzulässigkeit gewisser Spenden oder die 

Beschränkung von Wahlwerbungsausgaben hat der RH dem unabhän­

gigen Parteien-Tran parenz-Senat [UPTS) eine Mitteilung zu machen. 

dieser kann Geldbußen über die Partei verhängen. 

Der RH hat zudem - basierend auf der Liste der Beteiligungsunter­

nehmen der Parteien in den Rechenschaftsberichten - alle seiner Kon­

trolle unterliegenden Rechtsträger hinsichtlich der Rechtsgeschäfte mit 

Beteiligung unternehmen der Parteien im Rechenschaftszeitraum zu 

befragen. 

Weiters haben Parteien dem RH auch unterjährig unverzüglich eine 

Mitteilung zu machen, wenn sie Spenden über 50.000 EUR erhalten. 

Spenden. die laut PartG unzulässig sind. haben die Parteien an den 

RH weiterzuleiten. welcher sie entgegenzunehmen. zu verwahren. im 

Tätigkeitsbericht anzuflihren und an mildtätige oder wissenschaftliche 

Einrichtungen weiterzuleiten hat. 

Der RH hat zudem einzelne Beträge im PartG bzw. im Parteien-För­

derungsgesetz 201 2 (PartFörG) zu valori ieren. 

(4) Bereits vor der Beschlussfassung hatte der RH zur Regierungsvor­

lage des PartG Stellung genommen und die mit dem Entwurf ver­

folgten Ziele der Erhöhung der Transparenz im Bereich der Parteien­

fmanzierung als grundsätzlich positiv erachtet. Der RH hatte jedoch 

darauf hingewiesen, dass im Gesetz keine inhaltlichen Kontrollaufga­

ben des RH bzw. keine Einschau- und Prüfungsrechte im Bereich der 

politischen Parteien flir den RH vorgesehen sind. Außerdem hatte der 

RH darauf hingewiesen. dass die Kontrolle der zweckmäßigen MitteI­

verwendung bei der Parteienförderung erschwert ist. da der geförderte 

Zweck (_Tätigkeit bei der Mitwirkung an der politi ehen Willensbil­

dung-) nicht näher defmiert wird. Weiters hatte der RH festgehalten. 

dass die Abfrage des _Gesamtbetrag - der Rechtsgeschäfte der seiner 

Kontrolle unterliegenden Rechtsträger mit Beteiligungsunternehmen 

der Parteien nicht zur beabsichtigten Transparenz führe, dass KlarsteI­

lungen bei der Defmition der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

35 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 39 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
Aufgaben und Verpflichtungen fur den RH 

36 

notwendig wären. Schließlich hatte der RH den enormen Verwaltungs­

aufwand betont. den der Vollzug des Gesetzes für den RH und die sei­

ner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger bedeuten wird. 

(5) Im Jahr 201 4  übermittelten zehn Parteien dem RH ihre Rechen­

schaftsberichte nach dem PanG für das Jahr 201 3.  Der RH prüfte 

diese und veröffentlichte sie im Zeitraum März bis Juli 201 5  auf sei­

ner Website. 

Mit dem Vollzug des PanG sind tatsächlich umfassende zusätzliche 

neue Verwaltungsaufgaben verbunden. Für die Durchführung der Son­

deraufgaben nach dem PanG war seit Anfang 201 3 ein Personalauf­

wand von rd. 1. 100 Prüfenagen erforderlich. Mit demselben Aufwand 

hätte der RH etwa 18 Follow-up-Überprüfungen durchführen und 

seine KernauFgabe erfüllen können. 

(6) Das von den Rechnungshöfen Deutschland, Dänemark und Schweiz 

durchgeführte Peer Review des österreichischen RH - veröffentlicht 

im Tätigkeitsbericht 2010 (Reihe Bund 2010/ 1 4) - befasste sich auch 

mit den Sonderaufgaben des RH. Die Peers empFahlen, die Risiken aus 

der Wahrnehmung von Sonderaufgaben etwaigen Vorteilen kritisch 

gegenüberzustellen. Gegebenenfalls wäre zu erwägen, auf die Abgabe 

einzelner Sonderaufgaben hinzuwirken. Dies würde zugleich Ressour­

cen für Kernaufgaben der Finanzkontrolle freisetzen. Weitere Sonder­

aufgaben sollten aus Sicht der Peers i m  Interesse der Unabhängigkeit 

und Wirksamkeit der externen Finanzkontrolle vermieden werden. 

2.2 Die Rolle des RH beschränkt sich im Wesentlichen auf die Entge­

gennahme, formale Kontrolle und Veröffentlichung von den in den 

Rechenschaftsberichten enthaltenen Informationen über die politischen 

Parteien in Österreich. Der RH betont, dass ihm mangels Einrichtung 

entsprechender originärer Einschau- und Prüfungsrechte im Bereich 

der politischen Parteien eine Beurteilung der Vollständigkeit und Rich­

tigkeit der Inhalte nicht möglich ist. Auch hält der RH erneut kritisch 

fest, dass die Kontrolle der zweckmäßigen Mittelverwendung bei der 

ParteienfOrderung mangels klarer Definition des gefOrderten Zwecks 

erschwen ist. Die Pnicht des RH zur Veröffentlichung des Rechen­

schaftsberichts samt Spenden-, Sponsoring- und I nseratenlisten ist 

aufgrund dieser fehlenden Möglichkeiten zur inhaltlichen Beurteilung 

kritisch zu sehen. 

Der RH als die für die gesamte Gebarung der österreichischen Staats­

wirtschaft zuständige Konrrolleinrichtung kann sein umfassendes Prü­

fungs-Know-how in diesem Bereich nicht einbringen. Selbst bei kon­

kreten Anhaltspunkten für Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit ist 
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Parteiengesetz 2012 

keine tatsächliche inhaltliche Kontrolle der Angaben in den Rechen­

schaftsberichten durch den RH selbst vorgesehen, sondern er hat einen 

weiteren Winschaftsprüfer zu beauftragen. Nach Ansicht des RH ist 

mit dieser Regelung kein kontroJlpolitischer Mehrwen verbunden. 

Gleichzeitig schränken die mit der Vollziehung der Aufgaben nach dem 

PanG verbundenen Verwaltungsaufgaben die Wahrnehmung der Kern­

aufgaben des RH - die Durchführung von Gebarungsüberprüfungen 

und seine Beratungstätigkeit - entsprechend ein. Dies wurde auch sei­

tens der Peers im Rahmen des Peer Review rrätigkeitsbericht, Reihe 

Bund 2010/ 1 4) kritisch ge ehen. Zum Handlungsbedarf siehe TZ 1 1 .  

Zu den Problemen bei der Kontrolle der zweckmäßigen MitteIverwen­

dung iehe TZ 1 5. 

3 Die folgende Tabelle gibt einen chronologischen Überblick über die bis­

herigen Tätigkeiten des RH zur Umsel:Zung der Bestimmungen des PanG: 

Tabelle 1: Chronologie 

Zettpunkt/Zettroum Eretgnts 
23. "ai 2012 Schreiben d .. RH an den Nationalr.t hinsichtlich der Regierungsvorlage ein .. Bundesg ... tz .. 

über die Finanzierung politischer Parteien (PartG) 

1. Juli 2012 

ab 1. Juli 2012 

2. Halbjahr 2012 

Dezember 2012 

Der RH weist insbesondere auf die fehlenden originären Einschau- und Prüfungsrechte des RH 
im Bereich der polit'ischen Parteien in der Regierungsvorlage des PartG hin. 

Inkrafttreten des PartG 2012 
Das PartG - außer den Bestimmungen über das öffentliche Parteienverzeichnis sowie den 
Rechenschaftsbericht und seine Prüfung - tritt in Kraft. 
Veröffentlichung von Spenden Ober 50.000 EUR auf der Website des RH 

Der RH veröffentlicht ihm von Parteien gemeldete Spenden Ober 50.000 EUR auf seiner Website. 
Übergangsbestimmungen 

Die Bestimmungen des § 4 PartG 1975 über die Rechenschafupflicht gelten bis Ende 2012 
weiter; bereits nach den Vorschriften des PartG 2012 sind Spenden, Sponsoring und Inserate 
bezogen auf das zweite Halbjahr 2012 zu erfassen. 
VONge des Tltigkeitsberichts d .. RH (Reihe Bund 2012/13) 
Der RH informiert den Nationalrat über die neue Sonderaufgabe im Rahmen des PartG. 
Insbesondere verweist er danuf. dass im PartG keine originären Einschau- und Prüfungsrechte 
des RH in Unterlagen und Belege der Partei yorgesehen sind. 

ab Dezember 2012 aeantwortung von Anfragen zum PartG 

1. Jlnner 2013 

Juni 2013 

1. Juli 2013 

Bund 2015/ 1 0  

Der RH beantwortet laufend die a n  ihn gestellten - yor allem die Rechenschaftspflicht und 
Spenden betreffenden - Anfragen von Parteien und aUrgern zum PartG. 

Inkraftt ... ten der neuen Bestimmungen zum Rechenschaftsbericht 
Die Bestimmungen des PartG über den Rechenschaftsbericht und seine Prüfung treten in Kraft. 

"eitensteine für die Umsetzung der Aufgaben des RH nach dem PartG 
Der RH erstellt einen Ablaufplan für die Umsetzung der an ihn vom PartG übertragenen 
Aufgaben und fixiert dazu Meilensteine. 
öffentliches p.rteienwrzeichnis 
Das BMI hat ein öffentlich einsehbares Parteienverzeichnis zu führen. 
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Fortsetzung: Chronologie 

27. September 2013 beratender Beirat zur Bestellung der Wirtschlftsprüfer 

September 2013 

4. OUlrtll 2013 

29. Oktober 2013 

ab November 2013 

18. November 2013 

Dezember 2013 

1. HIlbjlhr 2014 

1. bis 1. Ouartal 2014 

Ib Nlrz 2014 

Ib Nli 2014 

27. Mai 2014 
13. Juni 2014 
26. Juni 2014 

14. Juli 2014 
15. September 2014 

Konstituierende Sitzung des beratenden Beirats zur Bestellung der Wirtschaftsprüfer. Aufgabe 
des Beirats ist die Erarbeitung von Kriterien zur Auswahl von zwei WirtschaftsprUfern aus dem 
Fünfervorschlag der Parteien. 

Anbringen zu möglichen Verstößen gegen das PartG 
Beim RH langen Schreiben betreffend mögliche Verstöße gegen das PartG im Zusammenhang 
mit Werbung für den Wahlkampf zum Nationalrat ein. Der RH nimmt diese in Evidenz für die 
Prüfung der Rechenschaftsberichte 20ll bzw. leitet Sachverhalte an den UPTS weiter. 
Schriftverkehr mit Parteien zum Rechenschlftsbericht 2012 
Einige Parteien übermitteln dem RH Anträge bzw. Berichte für den Rechenschaftsbericht 2012. 
insbesondere Aufstellungen für das zweite Halbjahr 2012. Der RH stellt klar. dass der Rechen­
schaftsbericht 2012 nach den Vorschriften des PartG 1975 von den Parteien zu veröffentlichen 
ist. 

Projektgruppe im RH zur Umsetzung des PortG 
Der RH richtet eine Projektgruppe zur Umsetzung der Aufgaben nach dem PartG ein. 

Frequently Asked Ouestions 
Der RH veröffentlicht Frequently Asked auestions (FAQs) zu jenen Teilen des PartG. die den RH 
betreffen, auf seiner Website. 

Festlegung der Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 
In seiner dritten Sitzung legt der beratende Beirat die Kriterien für die Bestellung der 
Wirtschaftsprüfer fest. In der Folge veröffentlicht der RH diese im Tätigkeitsbericht für 
das Jahr Z013 und auf seiner Website und informiert darüber die im Parlament vertretenen 
Parteien. 
Vorlage des Tätigkeitsbeichts des RH (Reihe Bund 2013/13) 
Der RH informiert den Nationalrat über die Probleme bei der Umsetzung des PartG. Er ver­
weist auf die fehlenden inhaltlichen Einschau- und Kontrollrechte im Bereich der Rechen­
schaftsberichte und der Wahlwerbungsausgaben; die mangelnden Saktionen; die fehlende 
Möglichkeit zur Überprüfung der inhaltlichen Richtigkeit der Angaben bei der Mitteilung der 
Rechtsgeschäfte; die fehlende Kontrolle der Mitteilungen hinsichtlich der Veröffentlichung von 
Spenden sowie die unklare Zweckwidmung der Fördermittel für politische Parteien. 
KlJrung von Rechtsfragen i.Z.m. dem PortG 
Der RH ersucht den Verfassungsdienst im Bundeskanzleramt um Klärung von Rechtsfragen zum 
PartG, wie z.B. zur Dauer der Rechenschaftspf\icht wahlwerbender Parteien. 

Entwicklung einer IT-Anwendung zur Abfrage von Rechtsgeschlften mit 
Beteiligungsunternehmen 
Der RH beauftragt eine IT-Anwendung. über die online die dem RH vom PartG übertragene 
eefragung aller seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger hinsichtlich Rechtsgeschäften mit 
Beteillgungsunternehmen von Parteien erfolgen kann. 

Übermittlung von FUnfervorschllgen für Wirtsch.ftsprüfer In den RH 
Die 2013 im Parlament vertreten gewesenen Parteien, die KPÖ und zwei im Tiroler Landtag 
vertretene Parteien übermitteln dem RH FOnfervorschläge zur Bestellung der Wirtschaftsprüfer. 
Aufgrund zahlreicher Fälle nicht vollständig bestätigter gesetzlicher Kriterien fordert der RH 
die Vervollständigung der Bestätigungen ein. In mehreren Fällen der Nennung von weniger als 
fünf Wirtschaftsprüfern bzw. des gesetzlichen Ausschlusses von Wirtschaftsprüfern fordert der 
RH zur Komplettierung des Fünfervorschlags auf. 
BesteUung der Wirtschlftsprüfer für den Zeitroum 2013 bis ZOll 
Bestellung der Wirtschaftsprüfer für die ÖVP 
Bestellung der Wirtschaftsprüfer für die GRÜNEN. die NEOS und für das ream Stronach 
Bestellung der Wirtschaftsprüfer tur die SPÖ 

Bestellung der Wirtschaftsprüfer für die KPÖ 
Be,tellung der Wirtschaftsprüfer für die FPÖ und für das BZÖ 

23. September 2014 Bestellung der Wirtschaftsprüfer für das Bürgerforum Tirol - Liste Fritz 

13. Oktober 2014 Bestellung der Wirtschaftsprüfer für vorwärts Tirol 
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Fortsetzung: Chronologie 

August 2014 

September 2014 

Information ü�r die Befragung nach § 5 Abs. 6 PartG 

Der RH informiert alle seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger über die erstmalig bevor­
stehende Befragung nach dem PartG. 
Ersuchen um Fristverlängerung für den Rechenschaftsbericht 2013 

BZÖ, FPÖ, KPÖ, Liste Fritz, ÖVP und SPÖ ersuchen um Fristverlängerung für die Übermittlung des 
Rechenschaftsberichts 2013 an den RH. Der RH gewährt den Parteien eine Fristverlängerung um 
vier Wochen. Am 15. Oktober 2014 ersucht die Partei vorwärts Tirol um Fristverlängerung, der 
RH gewährt diese bis zum 28. Oktober 2014. 

Einlangen der Rechenschaftsberichte 2013 innerhalb der frist nach PartG 

29. September 2014 Übermittlung des Rechenschaftsberichts der GRÜNEN 

30. September 2014 Übermittlung des Rechenschaftsberichts der NEOS und des Team Stronach 
Einlangen der Rechenschaftsberichte 2013 innerh.lb der verlingerten Frist 

24. Oktober 2014 

27. Oktober 1014 

28. Oktober 2014 

Oktober 2014 -

März 2015 

Übermittlung des Rechenschaftsberichts der liste Fritz und der KPÖ 

Übermittlung des Rechenschaftsbericht. der FPÖ 

Übermittlung des Rechenschaftsberichts der ÖVP und von vorwärts Tirol 

Aufford.rung des RH zur Stellungnahme zum Rechenschaftsbericht 

Der RH fordert die Parteien zu Stellungnahmen zu allfälligen Unrichtigkeiten und 
Unvollständigkeiten in den Rechenschaftsberichten auf 
Einlangen der Rechenschaftsberichte 2013 nach der verlängerten Frist 

29. Oktober 2014 Übermittlung des Rechenschaftsberichts der SPÖ 

10. November 2014 Befragung �treffend Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen, 1. Tranche 

Novem�r 2014 -
Juni 2015 

27. Jänner 2015 

23. Februar 2015 

Februar 2015 

27. Februar 2015 

März - Juli 2015 

März - Juli 2015 

Juli 2015 

Quelle: RH 

Bund 2015/10 

Beginn der 1. Tranche der Befragung aller Rechtsträger, die der RH-Kontrolle unterworfen 
sind, über den Gesamtbetrag der zwischen ihnen und BeteHigungsunternehmen der Parteien 
abgeschlossenen Rechtsgeschäfte. Die Meldung ist online über eine eigens entwickelte IT-
Anwendung binnen einer Frist von einem Monat abzugeben. 
Einlangen von Stellungnahmen zum Rechenschaftsbericht und aktualisierter 
Rech.nschaftsberichte 
Oie Parteien übermitteln dem RH Stellungnahmen sowie einen aktualisierten 
Rechenschaftsbericht. 
Meldung einer unzulässigen Spende 

Oie ÖVP teilt dem RH eine unzulässige Spende mit. 
Befragung betreffend Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen, 2. Tranche 

Nach Vervollständigung der Beteiligungsunternehmen der Parteien im Zuge der Stellungnahmen 
Beginn der 1. Tranche der Befragung aller Rechtsträger, die der RH-Kontrolle unterworfen 
sind, über den Gesamtbetrag der zwischen ihnen und Beteiligungsunternehmen der Parate;en 
abgeschlossenen Rechtsgeschäfte. Oie Meldung ist online über eine IT-Anwendung binnen einer 
Frist von einem Monat abzugeben. 
Überprüfung der Valorisierung von Beträgen 

Der RH stellt .nhand der Entwicklung des Verbraucher preisindex 2010 fest, dass die geseUliche 
Schwelle für die Valorisierung von Beträgen des PartG nicht Oberschritten ist. 
Einlangen des Rechenschafts�richts 2013 n.ch der verlängerten Frist 
Übermittlung des Rechenschaftsberichts des BZÖ 

Veröffentlichung von Rechensch.fts�richten auf der Website des RH 
Übermittlung von Mitteilungen an den unabhängigen Parteien-Transparenz-Senat 
Veröffentlichung eines Sonderberichts zum PartG 

Der RH veröffentlicht einen Sonderbericht betreffend die Umsetzung der ihm vom PartG über­
tragenen �ufgaben. 
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4.1 ( I )  Gemäß § 5 Abs. 2 i.v.m. § 1 3  PartG hat der RH für einen Zeitraum 

von fünf Jahren zwei Wirtschaftsprüfer aus einem Fünfervorschlag der 

jeweiligen polit ischen bzw. wahlwerbenden Partei zu bestellen. Diese 

haben den Rechenschaftsbericht dieser Partei zu überprüfen und zu 

unterzeichnen. 

(2) Zur Sicherung einer einheitlichen, t ransparenten und nachvoll­

ziehbaren Vorgangsweise bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe hat 

der RH im Jahr 2013 einen beratenden Beirat eingerichtet. Der Beirat, 

bestehend aus dem Präsidenten der Kammer der Wirtschaftstreuhän­

der, dem Vorsitzenden der Qualitätskonlrollbehörde für Abschlussprü­

fer und Prüfungsgesel lschaften (bzw. von diesen namhaft gemachten 

Vertretern) und zwei Vertretern des RH, erarbeitete den Kriterienkata­

log für die Auswahl der Wirtschaftsprüfer im November 201 3. 

Kriterien für die Auswahl der Wirtschaftsprüfer sind in § 9 PartG fest­

gelegt. Darin wird auch auf die Bestimmungen des Wirtschaftslreu­

handberufsgeselzes [WTBGj l verwiesen. Das wrBG wiederum bezieht 

sich auf Bestimmungen der Jurisdiktionsnorm (JN)2. 

Darüber hinaus wendete der RH analog die Bestimmungen der Befan­

genheits- und Ausschlussgründe nach den §§ 271 bis 271c Unterneh­

mensgeselZbuch (UGB)l, nach dem Österreich ischen Corporate Gover­

nance Kodex und dem Public Corpora te Governance Kodex (B-PCGK) 

über die Bestellung von Wirtschaftsprüfern an. Ebenso wurden die rele­

vanten Bestimmungen des Abschlussprüfungs-Qualitätssicherungs­

gesetzes (A-QSG)4 und die Richllinie des Vorstandes der Kammer der 

Wirtschaftstreuhänder über die Ausübung der Wirtschaftstreuhand­

berufe (Wirtschaftstreuhandberufs-Ausübungsrichtlinie 2003 - WT­

ARl. 2003)5 als Kriterien herangezogen. 

I BGBL I NT. 58/ 1999 Ld.F. BGBL I NT. 1 21/2013 

2 RGBl. NT. 1 1 1 / 1 895 i.d.F. BGBl. 1 NT. 1 58/201 3  

) dRGBl. S. 219/ 1 897 Ld.F. BGBI. I NT. 50/2013 

• BGBI. 1 NT. 84/2005 Ld.F. 8GBI. 1 NT. 1 29/201 3 

'j Ld.F. ABI-KWf Sondernummer 1/201 1  
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Parteiengesetz 201 2  

Folgende Tabelle stellt die Kriterien für die Bestellung der Win charts­

prüfer dar: 

Tabelle 2: Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 

kriterium 

keine K,nzleigemeinschaft 

keine unmittelbore Wiederbestellung 

keine Befangenheit 

keine Mitwirkung an Büchern oder am Rechenschafts­
bericht 

keine Ausubung eines Amtes oder einer Funktion in der 
Partei 

keine Bindung durch Weisungen fachlicher Art 

keine l1tigkeit .ls gesetzlicher Vertreter, Mitglied des 
Aufsichtsrats oder Gesellschafter, Arbeitnehmer eines 
ausgeschlossenen Wirtschaftsprufers/Wirtschafts­
prüfungsunternehmens 

keine Beteiligung 

keine persönliche bzw. wirtschaftliche Abhängigkeit 

kein mittelbarer oder unmittelbarer Einfluss auf die 
FUhrung von Geschaften 

keine Ubernahme von Managementaufgaben 

keine Mitwirkung bei der internen Revision 

keine Erbringung von Rechts- oder Steuerberatungs­
leistungen 

keine Mitwirkung bei Rechnungslegungsinformations­
systemen 

keine Erbringung von Bewertungsleistungen 

Bescheinigung gem.ß § 15 A-QSG 

Eintragung in das öffentliche Register gemäß 
§ 23 A-QSG 

Versicherung 

keine Nahe- und Verwandtschaftsverhältnisse 

Anwendung der Kriterien auf Prürungsverantwortliche 

Anwendung der kriterien auf Prufungsgesellschaften 

Honorar und wettbewerbliches Vergabeverfahren 

leistung (Angemessenheit der geplanten PrOfung"eit 
und des geplanten Personaleinsaues) 

Qualifikation 

Unabhängigkeit 

leistungsfähigkeit 

QueUe: Oarstellung RH 

Rechtsvorschrift 

§ 5 Abs. 2 PartG 

§ 5 Abs. 2 PartG 

§ 9 Abs. 1 PartG, § BB Abs. 2 Z 4 WTBG, § 19 Z 2 JN 

§ 9 Abs. 2 Z 2 PartG, § 88 Abs. 2 Z 5 WTBG, § 20 Abs. 1 
Z 1 JN 

§ 9 Abs. 1 Z 1 PartG 

§ 88 Abs. 1 WTBG 

§ 9 Abs. 2 Z 3 PortG 

analog § 271 Abs. 2 Z 1 UGB 

§ 88 Abs. 2 Z 1 WTBG, analog § 271 Abs. 2 Z 7 UGB 

§ 88 Abs. 2 Z 2 WTBG 

an.log § 271 Abs. 2 Z 4 lit. c UGB 

an.log § 271 Abs. 2 Z 4 lit. b UGB 

analog § 271a Abs. 1 Z 2 UGB 

analog § 271a Abs. 1 Z 3 UGB 

analog § 271 Abs. 2 Z 4 lit. d UGB 

.nalog § 271 Abs. 2 Z 3 und Abs. 4 UGB 

Punkt 80 des Österreichischen (orparate Governance 
Kodex 

§ 88 Abs. 1 WrBG 

§ 20 Abs. 1 Z 2 und 3 JN 

analog § 271 Abs. 2 Z 6 UGB 

§ 9 Abs. 3 PartG, analog § 271 Abs. 4 UGB 

Punkt 14.3.6 des Public (orparate Govern.nce kode. 

§ 1b A-QSG 

§ 24 Abs. 1 Z 7 A-QSG 

§ 7 Abs. 2 Wirtschaftstreuhondberufs-Ausubungs­
richtlinie 2003 

Nähere inhaltliche Ausführungen zu den Kriterien rur die Auswahl der 

Wirtschaftsprüfer sind im Anhang I enthahen). 
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Die Erfüllung aller Kriterien in dem dem RH überminelten Fünfervor­

schlag der Parteien ist hinsichtlich aller genannten Wirtschaftsprü­

fer in schriftlicher Form (durch Eigenerklärungen bzw. durch Nach­

weise) zu belegen. 

(3) Der RH informierte den Nationalrat im Tätigkeitsbericht 201 3 (Reihe 

Bund 201 3/ 1 3) über die Vorgangsweise für die Auswahl der Wirt­

schaftsprüfer. Weiters teilte der RH den im Nationalrat vertretenen 

Parteien den Kriterienkatalog für die Auswahl der Wirtschaftsprüfer 

mit und veröffentlichte diesen auf seiner Website.6 

(4) Da gemäß § 5 Abs. 2 PartG eine unmittelbar (auf die Vorperiode) 

darauffolgende Wiederbestellung derselben Wirtschaftsprüfer unzu­

lässig ist. berücksichtigte der RH die Tätigkeit von Wirtschaftsprüfern 

für eine Partei i m  Jahr 20\ 2  auch anlässlich der erstmaligen Auswahl 

der Wirtschaftsprüfer für eine Fünfjahresperiode (20 I 3 bis 20 1 7). 

Der RH schloss aufgrund dessen zwei Wirtschaftsprüfer. die 201 2 den 

Rechenschaftsbericht der FPÖ geprüft hatten. von der Bestellung für 

die Prüfperiode 201 3  bis 201 7  aus. 

(5) Zwischen März und September 201 4 langlen Fünfervorschläge von 

allen im Jahr 20 I 3 im Nationalrat vertretenen Paneien sowie von ICPÖ. 

Liste Frirz und vorwäns Tirol im RH ein. Aufgrund zahlreicher nicht 

vollständig bestätigter gesetzlicher Kriterien holte der RH die Vervoll­

ständigung der Bestätigungen ein. In mehreren Fällen der Nennung 

von weniger als fünf Wirtschaftsprüfern bzw. des gesetzlichen Aus­

schlusses von Wirtschaftsprüfern war von den betroffenen Paneien 

eine Komplettierung des Fünfervorschlags einzuholen. 

(6) Aus den Fünfervorschlägen bestellte der RH auf der Grundlage der 

veröffentlichten Kriterien für die Auswahl im Zeitraum zwischen Mai 

und Oktober 201 4  pro Partei jeweils zwei Wirtschaftsprüfer. 

(7) Nach Übermittlung der Rechenschaftsberichte kann es zur Beauftra­

gung von Winschaftsprüfern kommen: Wenn im Verfahren der Kon­

trolle der Rechenschaftsberichte die nach § 10 Abs. 4 PartG verlangte 

Stellungnahme die dem RH vorliegenden konkreten Anhaltspunkte für 

Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten nicht ausräumt. hat der RH 

au einer von der Kammer der Wirtschaftstreuhänder übermittelten 

Liste mit Wirtschaftsprüfern durch Los einen bislang nicht bestell­

ten Wirtschaftsprüfer mit der Prüfung des Rechenschaftsberichts zu 

beauftragen. 

6 hl t p :11 www.rechnungshof.gv.at/sondera ufgaben/pa nekn gesetz/kri tcri e " -w i n:sc ha fts­
prurfer.html (ZUlt'lZl abgeruf('n 3m 18. Juni 2015) 
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In diesem Fal l  fmdet § 9 PanG mit  der Maßgabe Anwendung. dass 

der bestellte Winschaflsprüfer auch kein Amt oder keine Funktion in 

einer anderen Panei oder flir eine andere Panei ausüben oder in den 

letzten drei Jahren ausgeübt haben darf. 

Das PanG enthält betreffend die Beauftragung eines drillen Win­

schaftsprüfers keine Kostenregelung. 

Für die Beauftragung eines drillen Winschaftsprüfers durch Los venrat 

der RH (wie schon im Tätigkeitsbericht 2012 (Reihe Bund 2012/ 1 3)) die 

Ansicht. dass die Panei - analog § 270 UGB bei gerichtlicher Bestel­

lung de Abschlussprüfers - Venragspanner des Winschaftsprüfers 

wird und seine Kosten zu tragen hat. Diese Rechtsansicht teilte der RH 

im Zuge der Abklärung von vergaberechtlichen Fragen zur Beauftra­

gung eines dritten Winschaftsprüfers auch dem Verfassungsdienst des 

Bundeskanzleramts (BKA-VD) und in der Folge dem Bundesminister 

flir Kunst und Kultur. Verfassung und Medien. Dr. Josef Ostermayer. 

mit. Der BKA-VD sah keinen Anwendungsfall der Analogie nach § 270 

UGB und der Bundesminister bestätigte die Ansicht des BKA-VD, 

wonach diese Kosten durch den RH zu tragen wären. 

4.2 ( I )  Der RH halle bereits im Tätigkeitsbericht 20 I 2 (Reihe Bund 201 2/ I 3) 

kritisch darauf hingewiesen, das weder das PanG noch die Erläute­

rungen nähere Kriterien enthalten. nach denen die Bestellung der Win­

schaftsprüfer durch den RH erfolgen soll. Dem RH ist die Sicherung 

einer einheitlichen, transparenten und nachvollziehbaren Vorgangs­

wei e bei der Wahrnehmung der Aufgaben gemäß § 5 Abs. 2 PanG ein 

besonderes Anliegen. Aus diesem Grund hat der RH den beratenden 

Beirat eingerichtet, um einen Kriterienkatalog flir die Auswahl der 

Win chaft prüfer zu erarbeiten. 

(2) Da laut PanG eine unmillelbare Wiederbestel lung unzulässig ist, 

halle der RH seine darauf abge timmte Vorgehenswei e bereits in sei­

nem Tätigkeitsbericht 2012 (Reihe Bund 201 2/ 1 3) angekündigt. Der 

RH betont, dass im Sinne der Unabhängigkeit der Winschaftsprüfer 

auch die Bestellung von Winschaftsprüfern, die im Jahr 201 2  flir die 

Panei tätig waren, unzulässig war. 

(3) Aufgrund der gesetzlichen Regelung kann der RH sein umfas­

sendes Prüfungs-Know-how in diesem Bereich nicht einbringen. Die 

Beauftragung eines drillen Win chaftsprüfers verursacht Kosten. flihn 

jedoch nicht zu einer venieften inhaltl ichen Kontrolle durch den RH. 

da auch in diesem Fall der RH auf die Angaben des Wirschaftsprüfers 

angewiesen ist und keine Einschau- und Prüfu ngsrechte selbst wahr­

nehmen kann. 
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Der RH sieht Handlungsbedarf hinsichtlich der Kostentragung für 

den allenfalls vom RH zu beauftragenden dritten Wirtschaftsprüfer 

im PartG;  der RH wäre ohne entsprechende zusätzliche Budgelierung 

jedenfalls nicht zur Tragung der Kosten aus seinem Budget zu ver­

pflichten. 

(4) Darüber hinaus verweist der RH darauf, dass Unvollständigkeiten 

- vor allem hinsichtlich der Bestätigung von Kriterien - in der über­

wiegenden Zahl der Fünfervorschläge zu einem beträchtlichen Ver­

waltungsaufwand beim RH gefühn haben. 

5.1 Zur KlarsteIlung des PanG befasste der RH das für den Vollzug des 

PanG zuständige BKA mit folgenden Fragestellungen: 

1 .  Zeitraum, für den wahlwerbende Parteien - mit und ohne Vertretung 

im jeweiligen Venretungskörper aurgrund des Wahlergebnisscs - die in 

den §§ 4 bis 1 2  PanG genannten Verpflichrungen treffen (§ 1 3  PanG): 

Laut BKA-VD sei für wahlwerbende Parteien - unabhängig davon, ob 

sie in einem Vertretungskörper repräsentien sind - davon auszugehen, 

dass sie für jenen Zeitraum .von den Rechenschaftspfl ichtcn und den 

Bestimmungen über Spenden erfasst sowie dem neugestalteten Kon­

trollmechanismus und Sanktionsregime unterworfen· seien, in dem sie 

ihrem Zweck nach auf die Wahlwerbung bezogene Aktivitäten ent­

faltet härten oder (weiter) entfalten würden. Insoweit liege daher der 

Anordnung des § 1 3  PanG die Auffassung zugrunde, dass für die Zwe­

cke des PanG eine wahlwerbende Panei nicht automatisch durch die 

Beendigung des Wahlverfahrens untergehe, sondern angesichts der sie 

nach dem PanG treffenden Pflichten weiterbestehe. 

2. Umfang des vom RH - bei den seiner Kontrolle unterliegenden 

Rechtsträgern - abzufragenden Gesamtbetrags der Rechtsgeschäfte, 

die mit politischen Paneien bzw. Beteiligungsunternehmen der Par­

teien abgeschlossen wurden (§ 5 Abs. 6 PanG): 

Laut BKA-VD habe der RH die seiner Komrolle unterliegenden Rechts­

t räger aufzufordern, ihm den Gesamtbetrag zwischen dem jeweiligen 

Rechtsträger und jedem einzelnen Beteiligungsunternehmen der Par­

teien bekannt zu geben. Angesichts des klaren Wortlauts des Gesetzes 

könne das BKA nicht erkennen, warum der RH von der Gesamtsumme 

der zwischen Prüfungskunden einerseits und den Paneien (und ihren 

Gl iederungen) selbst andererseits abgeschlossenen Rechtsgeschäften 

ausgehe. 
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Der RH teilte daraufhin dem Bundesmini ter für Kunst und Kultur. Ver­

fassung und Medien. Dr. Josef Ostermayer. mit. dass der RH im Sinne 

der Transparenz einen breiten Zugang gemäß § l Abs. 6 Z 2 PanG 

verfolge. Bestünde - dem BKA-VD folgend - lediglich eine Millei­

lungspflicht hinsichtlich der Beteiligungsunternehmen der Paneien. 

nicht jedoch der Paneien per se. würde dies bedeuten. da ämt­

liehe Rechtsge chäfte der Panden mit den der RH-Kontrolle unter­

liegenden Rechtsträgern entgegen dem eigentlichen - verfassungs­

rechtlichen - Transparenzgedanken nicht von der Erhebung umfasst 

wären und damit die Transparenz insbesondere im Bereich der Geld­

flüsse zwischen den Paneien und dem öffentlichen Bereich nicht her­

gestellt werden könne. 

Vor dem Hintergrund der dem Transparenzgedanken widersprechenden 

Interpretation der Mineilungspflicht für RechlSge chäfte erschiene 

eine klarstellende Interpretation. allen fal l  eine legistische KlarsteI­

lung erforderlich. 

In seinem Antwonschreiben bestätigte der Bundesminister rur Kunst 

und Kultur. Verfassung und Medien das Ergebnis der gutachterlichen 

Stellungnahme des BKA-VD zu den ihm unterbreiteten Auslegungs­

fragen. An die em Ergebnis würden seines Erachtens weder der Hin­

weis auf § l Abs. 6 Z 2 PanG - der nur festlege. welche Aufgabe dem 

RH _durch Bundesgesetz übenragen werden kann" - noch allnillige 
Überlegungen zu einem _breiten Zugang" beim Transparenzgedanken 

etwas zu ändern vermögen. Es erschl ieße sich ihm daher nicht. was bei 

der Milleilungspflicht von Rechtsgeschäften einer gesetzlichen "Klar­

steIlung" bedürfe. 

3 .  Detaillierungsgrad der im Rechenschaftsbericht vorzunehmenden 

Aufgliederungen der Ausgaben und Einnahmen der Landes-, Bezirks­

und Gemeindeorganisationen (§ 5 Abs. I PanG); 

Laut BKA-VD gebe es keinen Anlass, die (in der - vom RH in seiner 

Anfrage erwähnten - Literatur angestellten) Überlegungen über die 

Darstellung jeder einzelnen Landesorganisation, aber die bloß zusam­

menfassende Darstellungjeweils aller Bezirks- und Gemeindeorgani­

sationen prinzipiell in Zweifel zu ziehen. Dieses Auslegungsergebnis 

werde durch die Entstehungsgeschichte des § 5 Abs. l a  PanG bestätigt. 

der offenbar erst de wegen in zweiter Le ung Eingang in das Geset­

zesvorhaben gefunden habe, um den Verlust an Transparenz durch 

die den Bezirks- und Gemeindeorganisationen mit der Anordnung des 

§ 5 Ab . I Satz 4 gewähne _Privilegierung" zumindest mit der Kennt­

nis der in der Gesamtsumme enthaltenen territorialen Gl iederungen 

(unterhalb der Landesebene) annähernd auszugleichen. 
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4. Vergaberechtliche Fragen (Bestellung durch los. Anwendung des 

BVergG. Art des Vergabeverfahrens) fur die al lfällige Beauftragung 

eines dritten Wirtschaftsprüfers durch den RH (§ 10 Abs. 5 PartG); 

Für die Beauftragung eines dritten Wirtschaftsprüfers durch los venrat 

der RH (wie schon im Tätigkeitsbericht 201 2  (Reihe Bund 201 2/ 1 3)) die 

Ansicht. dass die Partei - analog § 270 UGB bei gerichtlicher Bestel­

lung des Abschlussprüfers - Vertragspartner des Wirtschaftsprüfers 

wird und seine Kosten zu tragen hat. 

Der BKA-VD sah keinen Anwendungsfal l  der Analogie nach § 270 

UGB. der RH habe selbst einen Wirtschaftsprüfer zu beauftragen. Die 

_Beauftragung- fmde im Rahmen eines behördlichen Verfahrens mit­

tels verwaltungsbehördlichem Akt (Bescheid) statt. In diesem Fall wür­

den die Regelungen des BVergG keine Anwendung finden. da kein 

"Vertrag" vorliege. Falls man dennoch die Auffassung vertreten sollte. 

dass das Vergaberecht anwendbar sei. so werde darauf hi ngewiesen. 

dass allfallige Aufträge voraussichtlich in den Anwendungsbereich der 

Direktvergabe fielen und sohin in einem form freien Verfahren verge­

ben werden könnten. 

In der Folge teilte der RH dem Bundesminister fur Kunst und Kultur. 

Verfassung und Medien. Dr. Josef Ostermayer. mit. dass in der Regie­

rungsvorlage zum PartG keine dem RH entstehenden Kosten fur die 

Beauftragung von Wirtschaftsprüfern ausgewiesen sind. Entsprechend 

der Interpretation des BKA-VD würden dem RH auf der Grundlage 

gängiger Srundensätze von Wirtschaftsprüfern (zwischen 200 EUR 

und 300 EUR) jedoch erhebliche Kosten im Zusammenhang mit dem 

im PartG vorgesehenen Verfahren bei Unrichtigkeit oder Unvollstän­

digkeit von Rechenschaftsberichten entstehen. Die Abdeckung dieser 

Kosten aus dem ohnehin knapp bemessenen Budget des RH würde -

zusätzlich zum nicht unbeträchtlichen Ressourcenaufwand fur die dem 

RH entstandenen Verwaltungsaufgaben i.Z.m. dem PartG - eine wei­

tere Einschränkung seiner Prüfungstätigkeit nach sich ziehen. 

laut Antwortschreiben des Bundesministers habe er keinen Anlass. 

an dem vom BKA-VD aus dem Wortlaut abgeleiteten Verständnis 

der Regelung über die Kostenrragung zu zweifeln. Selbstverständ­

lich unterstütze er aber jegliche Bemühung. dem RH die Erfullung der 

ihm durch das PartG übertragenen wichtigen Aufgaben zu erleich­

tern. In dieser Hinsicht erachte er es aber fur nützlich. erst anhand 

konkreter Daten und Fälle über den tatsächlichen Aufwand tieferge­

hende Gespräche darüber zu fuhren. wie nach Maßgabe der budge­

tären Restriktionen eine effiziente Aufgabenerfüllung durch den RH 

abgesichert werden könne. 
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5 .  Nachweis der Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungsaus­

gaben durch die Bestätigung der Wirtschaftsprüfer oder durch Angabe 

der Gesamtsumme oder durch einzelne Beträge entsprechend der in § 4 
Abs. 2 PartG beispielsweise genannten Kategorien (§ 5 Abs. 3 PartG): 

Würde man - laut BKA-VD - im .Nachweis· die Herbeiführung eines 

behördlichen Urteils über die Gewissheit des Vorliegens einer Tatsache 

sehen. so erschienen vorsichtige Zweifel angebracht. ob allein ein .ent­

sprechend formulierter Prüfungsvermerk durch die Wirtschaftsprüfer 

ausreichend" sei und nicht auch - zumindest. um die Plausibilität der 

Darstellungen im Wege einer Grobprüfung beurteilen zu können -

zusätzlich anhand einer dem § 4 Abs. 2 PartG nachgebildeten Liste die 

auf die einzelnen Ausgabenformen entfallenden Summen .offenge­

legt· würden. Die Frage. was als Nachweis ausreichend erachtet werde, 

sei aber letztlich von den zur Vollziehung der betreffenden Best im­

mungen berufenen Institutionen zu beurteilen. 

5.2 ( J) Der RH hält fest, dass aufgrund unpräziser Formulierungen im 

Gesetz Interpretationsspielräume bei verschiedenen Be t immungen des 

PartG bestehen. 

Der RH sieht Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Klarstellungen 

im PartG bzw. durch Richtlinien des BKA. Darin wären der Zeitraum 

der Rechenschaftspflicht flir wahl werbende Parteien, die Aufgl iederung 

der Einnahmen und Ausgaben der Landes-, Bezirks- und Gemeindeor­

ganisationen (siehe auch TZ 1 4) und der Nachweis der Einhaltung der 

Wahlwerbungsausgaben (siehe auch TZ 1 6) zu regeln, um die Rechts­

sicherheit flir alle Adressaten des PartG zu erhöhen. 

(2) Der RH sieht hinsichtlich der Beauftragung des dritten WirtschaFts­

prüfers Handlungsbedarf im Hinblick auf eine gesetzliche KlarsteIlung, 

ob diese mit privatrechtlichem Vertrag oder mit Bescheid zu erfolgen 

hat. und wer die Kosten für den drinen Wirtschaftsprüfer trägt. da dies 

derzeit im Gesetz nicht geregelt ist. 

(3) Der RH hält abschließend fest, dass die von ihm gemäß § 5 Abs. 6 

PartG zu erstellende Liste der Gesamtbeträge von Rechtsgeschäften der 

kontrollunterworfenen Rechtsträger zwar Rechtsgeschäfte mit Beteili­

gungsunternehmen politischer Parteien, nicht jedoch Rechtsgeschäfte 

von diesen Rechtsträgern mit politischen Parteien selbst umfasst. Der 

RH sieht Handlungsbedarf im PartG hinsichtlich der Milteilungspflicht 

von Rechtsgeschäften von politischen Parteien selbst. 
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6.1 ( I )  Politische und wahlwerbende Paneien7 müssen jährlich gemäß 

PanG einen Rechenschaftsbericht erstellen, wenn sie innerhalb eines 

gesetzlich vorgegebenen Zeitraums gegründet wurden oder bei Wahlen 

angetreten sind (§§ 5, 1 3  PartG). Rechenschaftspnichtig sind demnach: 

- politische Paneien, die seit dem I .  Jänner 2000 eine Satzung beim 

SMI hinterlegt haben; 

- politische Paneien, die seit dem I .  Jänner 2000 bei Wahlen zu all­

gemeinen Vertretu ngskörpem (Nationalrat, Landtag, Gemeinderat) 

oder zum Europäischen Parlament angetreten sind; 

- wahlwerbende Parteien, die keine politischen Parteien sind, welche 

seit dem I .  Juli 201 2  bei Wahlen zu allgemeinen Vertrerungskörpem 

oder zum Europäischen Parlament angetreten sind. 

(2) Das SMI hat ein öffenLlich einsehbares Verzeichnis politischer Par­

teien zu führen, das den Namen der Panei und das Datum der Sat­

zungshinterlegung zu enthalten hat (§ l Abs. 4 PartG).8 

(3) Der RH stellte fest, dass die Rechenschaftspnicht des PartG ein ige 

hunden politische und wahl werbende Pan.eien umfasst. Eine abschlie­

ßende Liste aller rechenschaftspflichtigen Paneien gibt es nicht: 

Anhand des Verzeichnisses des SMJ können jene festgestellt werden, 

die ihre Satzung seit dem I .  Jänner 2000 hinterlegt haben. Welche 

politische Panei jedoch seit dem I .  Jänner 2000 bei Wahlen zu einem 

allgemeinen Vertretungskörper oder zum Europäischen Parlament teil­

genommen hat (auch bei Satzungshinterlegungen weit vor dem I .  Jän­

ner 2000), wird nicht gesammelt erfasst. Wahlwerbende Paneien sind 

- da sie keine Satzung hinterlegt haben und keine politischen Par­

teien sind - im Paneienverzeichnis des SMI nicht enthalten, ein sons­

tiges Verzeichnis von Wahlantritten aller wahlwerbenden Parteien seit 

dem I .  Juli 201 2  bis zur Ebene der Gemeinderatswahlen gibt es nicht. 

7 Die Ddmition d� Beg,riffs �pohtistht Panti" ergibt sich aus dem G(:Sttz. Eina dcr 

w�ntlich('n Kriterien ist die Hinterlegung tintr Satzung M-im SMI. Wahlwcrbcnde 

Parteien wtrdtn gemäß § 2 Z 2 PanG als Wähkrgruppcn deflnitn. die sich unter Füh­

rung einer unterschtidba�n Paneibezeichnung und Aufstdlung cin('r Paneiliste an der 

Wahlwerbung zu einem allgemclnen Venrerungskö�r oder dem Europäisch.::" Parla­
mtnt be(('i1igen. Sie haben keine atzung beim BMI hmLerlegt. 

I Pancienverzcichnis des SMI: www.bmi.gv.at/cms/BMI_SC.rvice/paneienverzlstan.aspx 

(zuletzt abgerufen am 1 1 .  Juni 2015); mit Stand vom 1 .  Juni 2015 (letzte Akrualisic· 

rung der Liste) wartn darin 1.019 politische Pancicn enthalten ISatzungshinterlegung 

vor und nach dem 1. Jänner 2000), wobei im P(lncicnverldchnis die freiwillige Auf­

lösung von Parteien nicht vermerkt wird {keine Löschung mangels gesetzlicher Rege­
lung}. Rund 290 politische: Parteien haben die Satz.ung nach dem 1 .  Jänner 2000 hin­

terlegt und in der Zwischenzeit kc:lne freiwillige Aunösung bekannt gegeben; sie wärtn 

damit rechel1SChaftspflichlig. 
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(4) Der R H  stellte weiters fes!. dass die Bestimmungen zur Rechen­

schaftspnicht des PartG nicht auf die Größe einer Partei. ihre Finan­

zen oder Aktivitäten im Rechenschaftszeitraum abstellten. Somit gilt 

die Rechenschaftspnicht owohl lUr Großparteien auf Bundesebene als 

auch bspw. IUr Bürgerlisten, die ohne Förderung aus öffentlichen Mit­

teln einmalig bei einer Gemeinderat wahl im Jahr 201 3  kandidierten, 

als auch flir inaktive Kleinparteien. Alle müssten die Kosten IUr zwei 

Wirtschaftsprüfer zur Prüfung ihres Rechenschaftsberichts tragen und 

die fomlalen Vorschriften de PartG erlUllen (siehe dazu TZ 4). 

Im Zuge des Vollzugs wie en kleinere Parteien den R I I  darauf hin. 

dass sich bereits die Erstellung des gesetzlich vorgesehenen Fünfer­

vorschlags für die Bestellung von Wirtschaftsprüfern für kleine Par­

teien als Problem erweise. Anfragen von KJeinparteien entnahm der 

RH auch, dass diese wegen der genannten Gründe von der Erstellung 

eines Rechenschaftsberichts Abstand nahmen. Auch langten beim RH 

Rechenschaftsberichte ohne die erforderliche Bestätigung von zwei 

Wirtschaftsprüfern ein. Der RH wies diese Parteien schriftlich auf die 

Notwendigkeit der Bestätigung hin;  von Wirtschaftsprüfern testierte 

Rechenschaftsberichte wurden nicht nachgereicht (zur fehlenden Sank­

tionsmöglichkeit siehe TZ 27). 

6.2 ( I )  Der RH wei t darauf hin. dass aus seiner Sicht - mangel ent pre­

chender Verzeichnisse - die Anzahl der rechenschaflspnichtigen poli­

tischen und wahlwerbenden Parteien in Österreich mit vertretbarem 

Aufwand nicht festgestellt werden kann. 

(2) Der RH verweist außerdem darauf. dass die geringe Anzahl der bei 

ihm eingelangten Rechenschaftsberichte (zehn) für das Jahr 201 )  auch 

daraus result ierte, das sich insbesondere kleine Parteien mit einem 

relativ hohen Verwaltungsaufwand bei der Vollziehung der komplexen 

Bestimmungen des PartG und der damit verbundenen Kosten Iz.B. für 

die Wirtschaftsprüfer) bei der Erstellung eines Rechenschaftsberichts 

konfrontiert sahen. Aufgrund der geringen Anzahl der Rechenschafts­

berichte ist ein wesentliches Ziel des PartG - umfassende Transparenz 

hinsichtlich der Parteienfmanzierung aller Parteien in Österreich -

nicht erreicht. 

7.1 ( I )  Der RH hat durch das PartG auch diverse Veröffentlichungspnich­

ten übertragen bekommen. Gemäß § 6 Abs. 5 PartG hat der RH unver­

züglich die Meldungen von Parteien über Spenden. die im Einzelfall 

50.000 EUR übersteigen, namentlich auf seiner Website zu veröffent­

lichen. Der RH erweiterte im 2. Halbjahr 201 2  seine Website um den 

Themenbereich .Aufgaben nach dem Parteiengeserz·. Er veröffentlichte 
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am 2. November 201 2 die erste Meldung einer Spende über 50.000 EUR 

auf seiner Website (siehe TZ 29). 

(2) Weilers veröffentlicht und aktualisien der RH seit November 201 3  

auf seiner Website Frequently Asked Questions (FAQs) zu jenen Tei­

len des PartG. die den RH betreffen. Die FAQs bilden sieben verschie­

dene Themenbereiche ab und bieten einen Überblick flir die interes­

sierte Öffentlichkeit. die Parteien owie die Wirtschaftsprüfer. um die 

Abwicklung des PartG zu erleichtem .9 Weiters richtete der RH eine 

eigene Kontaktadresse flir Fragen zum PartG. welche den RH betref­

fen. ein . lo 

(J) Schließlich hat der R�I  gemäß § 10 Abs. J PartG die Rechenschafts­

berichte samt Spenden-. Sponsoring- und Inseratenlisten und der Liste 

der Beteiligungsunternehmen der Parteien sowie den Umfang der im 

Berichtszeitraum abgeschlossenen Rechtsgeschäfte (siehe TZ 26) geson­

dert nach einzelnen Parteien auf seiner Website zu veröffentlichen. Seit 

März 201 5  veröffentlicht der RH die gemäß PartG geprüften Rechen­

schaftsberichte sowie die Ergebnisse der Abfrage zu Rechtsgeschäf­

ten flir das Jahr 201 J  auf seiner Website (siehe TZ 25). Die Rechen­

schaftsberichte werden dem RH zumeist in Papierform übermit1elt. In  

elektronisch bearbeitbarer Form stehen sie ihm nicht zur Venugung. 

Die Rechenschaftsberichte können daher nur als PDF-Datei veröffent­

licht werden. 

7.2 Im Sinne der Transparenz ist die Veröffentlichung der Spenden über 

50.000 EUR sowie die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte zu 

begrüßen. Der RH hält jedoch kritisch fest. dass er die Rechenschafts­

berichte nur als PDF-Datei veröfFentlichen kann. 

Der RH sieht somit Handlungsbedarf im Hinblick auf die Verbesse­

rung der Zugänglichkeit und Transparenz der Rechenschaftsberichte 

für die Öffentl ichkeit. Eine Veröffentlichung in elektronisch bearbeit­

barer Form wäre aus seiner Sicht zweckmäßig. 

• hl t p : Ilwww.rcchnungshor.gv.at} so nd erau r ga benl pa rtci cngesellt faq-pa n eicngesclZ. hl m I 
{zult"l'zt abgerufen am 1 1 .  Juni 201 SI 

10 parteieng�tz@rtChnungsho[gv.al 
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8 . 1  Der RH entwickelte zur Durchführung der dem RH gemäß PanG über­

tragenen Befragung aller seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger 

hinsichtlich Rechtsgeschäften mit Beteiligungsunternehmen der Par­

teien (§ 5 Abs. 6 PanG) eine maßgeschneidene fT -Anwendung _Par­

teiengesetz". Mit dem elektronischen Fragebogen sowie der elektro­

nischen SchninsteIle (Pona\] verfolgte der RH das Ziel. eine einfache. 

anwenderfreundliche und zugleich sichere IT -Anwendung für alle rd. 

6.000 Rechtsträger zu schaffen. Ergänzend erstellte der RH eine Schrill­

für-Schrill-Anleitung. welche die Bekanntgabe durch die Rechtsträ­

ger 0 einfach wie möglich machen sollte. 

8.2 Der RH weist darauf hin. dass die Entwicklung der fT -Anwendung mit 

einem hohen Ressourceneinsatz verbunden war. Gleichzeitig betont der 

RH. dass die Ziele einer einfachen, anwenderfreundlichen und zugleich 

sicheren Befragung erreicht wurden. Die Befragung über Rechtsge­

schäfte mit Beteiligungsunternehmen der Paneien rur das Rechen­

schaftsjahr 201 3  verzeichnete eine Meldequote von rd. 84 'lb. obwohl 

die Nichtmeldung keine Sanktionen zur Folge hat (siehe TZ 26). 

9.1 Die Best immungen betreffend das Inkrafttreten und die Übergang be­

stimmungen sind im § 1 6  PanG komplex formulien. Dies ruhne dazu. 

dass bei den politischen Paneien Unklarheiten bestanden, von wem 

und in welcher Form der Rechenschaftsbericht für das Jahr 201 2  bzw. 

de sen Anhänge - wie Listen über Spenden, Sponsoring und Inserate 

- für das zweite Halbjahr 201 2 zu publizieren waren. 

Der RH teilte mit Schreiben vom 2. Oktober 201 3 eine - sich eindeuLig 

aus dem bis 3 I .  Dezember 2012 geltenden § 4 PanG 1 975 ergebende -

Rechtsansicht, wonach die Rechenschaftsberichte für das Jahr 201 2 und 

die darin enthaltenen Spendenlisten in Anwendung des § 4 PanG 1975 

durch die politischen Paneien im Amtsblatt der Wiener Zeitung zu 

veröffentlichen sind, den im aLionalrat venretenen Paneien mit und 

veröffentlichte diese Rechtsansicht auch auf seiner Website. 

Einige Paneien gingen bereits 201 2 von einer Veröffentlichungspfl icht 

des RH aus und überminelten diesem die Rechenschaftsberichte. 

9.2 Der R I I  weist auf die Unklarheiten im Zusammenhang mit den Inkraft­

tretensbest immungen hin. 
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Übersicht 10 Ocr RH haI jährlich die leslienen Rechenschaftsberichte der Paneien 

entgegenzunehmen, auf ziffemmäßige Richtigkeit sowie Übereinstim­

mung mil dem PanG zu prüfen und - im Falle einer posiliven Prü­

fung - auf seiner Website zu veröffentlichen. 

Findet der RH konkrete Anhaltspunkte für Unrichtigkeiten oder Unvoll­

ständigkeiten, so hat der RH ein Stellungnahmeverfahren einzuleiten 

bzw. in der Folge einen dritten Wiruchaftsprüfer zu beauftragen. Bei 

weiter bestehenden konkreten Anhaltspunkten zu Unrichtigkeiten und 

Unvollständigkeiten hat der RH dem UPTS eine Mitteilung zu machen. 

Der RH hat zudem - basierend auf der Liste der Beleiligungsunler­

nehmen der Paneien in den Rechenschaftsberichten - alle seiner Kon­

trolle unterliegenden Rechlsträger hinsichtlich der RechtsgeschäFte mit 

Beleiligungsunlemeh men der Paneien im jeweiligen RechenschaFts­

jahr zu befragen. 

Der RH haI außerdem einzelne Beträge im PanG bzw. im PartFörG zu 

valorisieren. 

Verfahren der 11 . 1  ( I )  Sowohl politische als auch wahlwerbende Paneien müssen jähr-

Kontrolle der Rechen- lieh bis zum JO. September einen Rechenschaftsbericht des Vorjahres 

schaftsberichte an den RH übermitleln (§ 5 Abs. 7 PanG). Eine einmalige Fristverlän­

gerung um bis zu vier Wochen kann der RH gewähren. 

52 

Vor Übermitllung haben die zwei vom RH ausgewählten Wimcha fts­

prüfer (siehe TZ 4) den Rechenschaftsbericht der jeweiligen Partei 

gemäß § 8 PanG zu prüfen. Das Prüfungsmandat der Winschaftsprü­

fer umfasst das Einfordern aller Aufklärungen und Nachweise, weI­

che zur sorgfältigen Erfüllung der Prüfungspnichl notwendig sind. Die 

WirlSchaftsprüfer haben zu bestätigen, dass der Rechenschaftsbericht 

nach pnichtgemäßer Prüfung den Vorschriften des PanG entsprich!. 

Der Ablauf des Verfahrens zur Kontrolle der Rechenschaftsberichte 

nach dem PanG wird in folgenden Abbildungen verdeutlicht: 

Bund 2015/10 
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Abbildung I :  Verfahren der KontroUe der Rechenschaftsberichle gemäß PartG 

Quelle: RH 
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Abbildung 2 :  Verfahren der Kontrolle der Rechenschaftsberichte gemäß PartO mit 

Stellungnahmeverfahren im Detail 
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Der RH hat die ziffernmäßige Richtigkeit und  Übereinstimmung mit 

dem PartG formal zu überpriifen, nachdem der Rechcnschaftsbericht 

samt Bestätigungsvernlerk der beiden Wirtschaftspriifer an den RH 

übcrmittelt wurde. 

(2) Stellt der RH fest. dass konkrete Anhaltspunkte ftir unrichtige oder 

unvollständige Angaben vorliegen, hat er die Partei gemäß § 10 Abs. 4 

PanG zur Stellungnahme - binnen angemessener Frist - aufzufordern. 

Soferne aus einer unrichtigen oder unvollständigen Auskunft oder 

Angabe einer nahestehenden Organisation oder Gliederung der Partei, 

dic eigene Rechtspcrsönlichkcit besitzt, ein Verstoß gegen den Aus­

weis von Beteiligung unternehmen der Paneien oder von Sponsorings 

und I n  eraten resultien. ist diese vom RH gemäß § 10 Abs. 6. 2. Satz 

PanG zur Stellungnahme aufzufordern. 

(J) Räumt die Stcllungnahme der Partei die konkreten Anhaltspunkte 

ftir Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten nicht aus. sieht da PanG 

die Beauftragung eines drillen Winschaftspriifers vor (§ 10 Abs. 5 
PanG). Die em ist Zugang und Einsicht in die zur Priifung erfor­

derl ichen Unterlagen und Belege zu gewähren. Das Gesetz regelt die 

Beauftragung des drillen Winschaftspriifers dahingehend, dass die­

ser durch Los aus einer von der Kammer der Winschaft treuhänder 

übermillelten Liste au zuwählen i 1.  I m  PartG i t jedoch nicht gere­

gelt. wer die Kosten ftir den drillen Wirtschaftspriifer zu tragen hat 

(zur fchlenden Kostentragungsregelung ftir den drillen Winschafts­

priifer siehe TZ 4). 

(4) Für das Rechenschaftsjahr 201 J übermillelten insgesamt zehn poli­

tische Parteien (BZÖ, FPÖ, Griinc, KPÖ, Liste Fritz, NEOS, ÖVP, SPÖ, 

Team Stronach und vorwärts Tirol) dem RH testierte Rechenschafts­

berichte. 

Der RH musste alle zehn Parteien, die einen Rechenschaftsbericht über­

millelt hallen. zur Stcllungnahme auffordern. Er gewähne dabei Fristen 

von 1 4  Tagen bis zu einem Monat, und ersuchtc sie um Übermilllung 

eines aktual isierten Rechenschaftsberichts mit Bestätigungsvcrmerk 

der Wirtschaftspriifer. 

Alle Parteien übermillelten aktual isiene Rechenschaftsberichte. wei­

che der RH erneut auf ziffern mäßige Richtigkeit und Übereinstimmung 

mit dem PanG formal priifte. In sieben (von zehn) der aktualisier­

ten Rechenschaftsberichte fand der RH neue konkrete Anhaltspunkte 

ftir Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten. In Gesprächen mit den 

betroffenen Paneien konnten diese Unrichtigkeiten und Unvollstän-
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digkeiten weitgehend aufgeklärt werden. Innerhalb jeweils kurLer Frist 

übermittelten die Parteien dem RH korrigierte Versionen ihrer Rechen­

schaftsberichte, die der RH neuerlich nach den Best immungen des 

PartG hinsichLlieh Unvollständigkeit und Unrichtigkeit einer Formal­

prüfung unterzog. Zur Beauftragung eines dritten Wirtschaft prüfers 

kam es im Zuge der Prüfung der Rechenschaftsberichte 201 3  nicht. 

Das Verfahren zur formalen Prüfung der Rechenschaftsberichte gemäß 

§ 10 PartG verursachte - trotz vorheriger Prüfung und Bestätigung 

durch zwei vom RH bestellte Wirtschaftsprüfer - aufgrund zahlreicher 

konkreter Anhaltspunkte für unrichtige oder unvollständige Angaben 

einen hohen Verwaltungsaufwand. 

11.2 ( I )  Der RH stellt kritisch fest, dass das gesetzlich vorgesehene Verfah­

ren der Kontrolle der Rechenschaftsberichte der Parteien zu keinem 

effIzienten und ressourcenschonenden Vollzug des PartG führt. 

Weiters weist der RH darauf hin, dass die Beauftragung eines weiteren 

Wirtschaftsprüfers zusätzliche Kosten verursacht und der RH im Ver­

fahren wenig Möglichkeiten hat, auf die Übermittlung eines richtigen 

und vollständigen Rechenschaftsberichts hinzuwirken. 

(2) Weiters weist der RH darauf hin, dass § 10 Abs. 6 PartG, wonach 

nahestehende Organisationen oder Gliederungen mit eigener Rechts­

persönlichkeit unter Umständen direkt zur Stellungnahme aufzufor­

dern sind, in der Praxis nicht anwendbar ist. 

(3) Aus Sicht des RH besteht somit Handlungsbedarf im Hinblick auf 

eine effIziente und ressourcenschonende Gestaltung des Verfahrens 

der Prüfung der Rechenschaftsberichte sowie auf die KlarsteIlung der 

Beauftragung des dritten Wirtschaftsprüfers. 

12.1 Der RH hat die Rechenschaftsberichte der Parteien entgegenzunehmen 

und deren ziffern mäßige Richtigkeit und Übereinstimmung mit dem 

PartG zu prüfen. 

Dem RH kommen jedoch keine inhaltlichen Kontrollaufgaben im 

Bereich der Rechenschaftsberichte zu. Einschau- und Prüfungsrechte, 

wie ie dem RH im Rahmen regulärer Gebarungsüberprüfungen zuste­

hen und auch für eine tatsächliche Prüfung der Inhalte der Rechen­

schaftsberichte notwendig wären, sind im Gesetz nicht vorgesehen. 

Die Parteien müssen lediglich den Wirtschaftsprüfern Zugang zu ihren 

Unterlagen und Einblick in die Buchhaltung gewähren, die Wirtschafts­

prüfer haben die Rechenschaftsberichte - auch hinsichtlich der Ein-
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haltung der Vorschriften des PartG - zu bestätigen. Auch wenn der RH 

im Rahmen seiner Formalprüfung des Rechen chaft berichts konkrete 

Anhaltspunkte fUr unrichtige oder unvollständige Angaben in einem 

Rechen chaftsbericht findet. kann er lediglich die Panei zur Stellung­

nahme auITordern und - falls die Anhaltspunkte dadurch nicht aus­

geräumt werden - einen dritten Winschaftsprüfer bestellen. dem die 

Partei wiederum Einsicht in ihre Unterlagen zu gewähren hat. Ein­

schau- und Prüfungsrechte im Bereich der politi ehen Paneien für 

den RH selbst (wie bspw. die Anforderung von Belegen) sind auch bei 

konkreten Anhaltspunkten nicht vorgesehen. 

Im Rahmen der formalen Prüfung der Rechenschaftsberichte stellte der 

RH fest. dass in den Ersrversionen der Rechenschaftsberichte trotz der 

diesbezüglichen Bestätigung von zwei unabhängigen Wirtschaftsprü­

fern zahlreiche Vorschriften des PanG nicht eingehalten worden waren. 

So fehlten bspw. einzelne Anlagen oder lagen konkrete Anhaltspunkte 

fUr fehlerhafte Ausweise der Einnahmen und Ausgaben vor (siehe dazu 

im Detail TZ 1 3  IT.). Der RH wirkte im Rahmen de Stellungnahmever­

fahrens auf die Richtigstellung und Ergänzung der Rechenschaftsbe­

richte hin;  viele Angaben wurden von den Paneien korrigien. 

12.2 Der RH kriti iert. dass ihm gemäß § 10 PanG zwar die formale Prüfung 

der Rechenschaftsberichte übertragen wird. ihm dafUr jedoch keine 

originären Ein chau- und Prüfungsrechte in Unterlagen und Belege 

der Partei eingeräumt werden. Der RH al  die fUr die gesamte Geba­

rung der österreichischen Staatswinschart zuständige Kontrolleinrich­

tung kann sein umfassendes Prüfungs-Know-how in diesem Bereich 

nicht einbringen. Selbst bei konkreten Anhaltspunkten fUr Unrich­

tigkeit oder Unvollständigkeit ist keine tatsächliche inhaltl iche Kon­

trolle der Angaben vorgesehen. Der RH hat nur eine Formalkontrolle 

der übermittelten Rechenschaft berichte und deren Anlagen (Spen­

den-. Sponsoring- und Inseraten listen sowie Liste der Beteiligungs­

unternehmen der Paneien) durchzuführen. Ob die im Rechenschafts­

bericht ausgewie enen Angaben tatsächlich inhaltlich vollständig und 

korrekt sind. kann der RH daher nicht feststellen. Dennoch hat der RH 

die Rechenschaftsberichte auf seiner Web ite zu veröITentlichen. Der 

RH weist darauf hin. dass die VeröITentlichung der Rechenschaftsbe­

richte auf der Website des RH nicht den Schluss zulässt. dass diese 

vollständig und inhaltlich vom RH bestätigt worden sind. Nach der 

derzeitigen Rechtslage indizien diese VeröITentlichung eine inhaltliche 

Kontrolle durch den RH. die tatsächlich aber nicht vorgesehen ist. 

Weiters hält der RH kritisch fest. dass auch die Bestätigung durch die 

Wirtschaftsprüfer nicht sicherstellte. dass die Rechenschaftsberichte 

- formal und inhaltlich - den Vorschriften des PanG entsprachen. 
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Sollten im PanG weiterhin POichten mr den RH i m  Zusammenhang 

mit der Kontrolle der Rechenschaftsberichte vorgesehen sein, ist auch 

Handlungsbedarf hin ichtlich originärer Einschau- und Prüfungsrechte 

des RH gegeben, um erforderlichenfalls eine Einhaltung der Transpa­

renzbestimmungen des PanG sicherzustellen. Damr müssten auch die 

erforderlichen Ressourcen zur Wahrnehmung dieser Aufgabe bereit­

gestellt werden. 

13.1 ( I )  Der im PanG fe tgelegte Aufbau de Rechenschaftsberichts orien­

tien sich an einer Paneistruktur, die aus einer Bundesorganisation und 

aus Landesorganisationen mit Bezirks- und Gemeindeorgani ationen 

besteht (§ 5 Abs. 1 PanG). 

Der Rechenschaftsbericht unteneilt sich in folgende Bestandteile: 

Tabelle 3: Bestandteile des Rechenschaftsberichts 

Tl Bestandteil des Rechenschaftsberichts Inhalt 

14 

15 

16 

14 

16 

17 

20 

21 

22 

23 

1. Teil 

2. Teil 

Anlagen 

Ou.lI.n: ! S Ab •. t. h. 6 und 1 PortG; O.rst.llung RH 
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Bundesorganisation 

Einnahmen und Ausgaben 

gesetzmäßige Verwendung der Parteienförderung 

Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben 

territoriale Gliederungen 

Einnahmen und Ausgaben 

Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben 

Liste der territorialen Gliederungen 

Liste der Beteiligungsunternehmen 

Spendenliste 

Sponsoringliste 

Inseratenliste 
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(2) I m  Zuge der Stellungnahmeverfahren wirkte der R H  erforderli­

chenfalls auf die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Gl iederung 

hin und stellte damit sicher. dass sich die Paneien an der vorgege­

benen Gliederung des PanG orientienen und ihre Gliederungen in den 

Rechenschaftsbericht einbezogen waren. 

13.2 Der RH weist im Sinne der Tran parenz auf die Notwendigkeit eines 

einheitlichen Aufbaus der Rechenschaftsberichte hin. um eine Ver­

gleichbarkeit zu gewährleisten. Detailliene Regelungen zum Aufbau 

des Rechen chaft berichts in Richtlinen des BKA wären zweckmäßig. 

Ausweis der 

Einnahmen und 
Ausgaben 

14. 1 ( I )  Gemäß § 5 Abs. 4 und 5 PanG sind sowohl rur die Bundesorgani­

sation ( I .  Teil des Rechenschaftsberichts) als auch für jede landesor­

ganisation (2. Tei l  des Rechenschaftsberichts) einer Panei zumindest 

folgende Positionen gesonden auszuweisen: 

1 .  Mitgliedsbeiträge, 

2. Zahlungen von nahestehenden Organisationen, 

3. Fördermittel, 

4. Beiträge der der jeweiligen Partei angehörenden Mandatare und Funktionäre, 

5. Erträge aus partei eigener wirtschaftlicher Tätigkeit, 

6. Erträge aus Unternehmensbeteiligungen, 

7. Einnahmen aus sonstigem Vermögen, 

8. Spenden (mit Ausnahme der Z 11 und 12), 

9. Erträge aus Veranstaltungen, aus der Herstellung und dem Vertrieb von Druckschriften sowie 
ähnliche sich unmittelbar aus der Parteitätigkeit ergebende Erträge, 

10. Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten, 

11. Einnahmen in Form kostenlos oder ohne entsprechende Vergütung zur Verfügung gestellten 
Personals (lebende Subventionen), 

12. Sachleistungen, 

B. Aufnahme von Krediten, 

14. sonstige Erträge und Einnahmen, wobei solche von mehr als 5 " der jeweiligen 
Jahreseinnahmen gesondert auszuweisen sind 
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1. Personal, 

2. Büroaufwand und Anschaffungen, ausgenommen geringwertige Wirtschaftsgüter, 

3. 5achaufwand für Öffentlichkeitsarbeit einschließlich Presseerzeugnisse, 

4. Veranstaltungen, 

5. Fuhrpark, 

6. sonstiger 5achaufwand für Administration, 

7. Mitgliedsbeiträge und internationale Arbeit, 

8. Rechts-, Prüfungs- und Beratungskosten, 

9. Kreditkosten und Kreditrückzahlungen, 

10. Ausgaben für Reisen und Fahrten, 

n. Zahlungen an Unternehmensbeteiligungen, 

12. Zahlungen an nahestehende Organisationen, 

13. Unterstützung eines Wahlwerbers für die Wahl des Bundespräsidenten, 

14. sonstige Aufwandsarten, wobei solche in der Höhe von mehr als 5 '" der jeweiligen 
Jahresausgaben gesondert auszuweisen sind 

Für die Bezirksorganisationen und rur die Gemeindeorganisationen 

sind - anstelle der obigen Aufgliederung - jeweils Gesamtsummen 

der Einnahmen und Ausgaben anzugeben (§ 5 Abs. I PanG). 

(2) Der RH Slellte fest, dass die Rechenschaftsberichte in der Praxis 

im Teil 2 jeweils Aufstellungen der Einnahmen und Ausgaben der 

einzelnen Landesorganisationen enthielten und je Land anschließend 

die Gesamtsummen der Einnahmen und der Ausgaben der Bezirks­

organisationen und der Gemeindeorganisationen dargestellt waren. 

Die Darstellung der Landes-, Bezirks- und Gemeindeorganisationen 

im Rechenschaftsbericht ist durch das PartG nicht eindeutig geregelt. 

Der BKA-VD verwies diesbezüglich auf die in  der Fachliteratur ange­

stellten Überlegungen über die Darstellung jeder einzelnen Landesor­

ganisation. aber die bloß zusammenfassende Darstellung jeweils aller 

Bezirks- und Gemeindeorganisationen. Im Zuge der Stellungnahme­

verfahren wirkte der RH erforderlichenfalls auf diese Darstellung hin 

(siehe TZ 5). 

(3) Aufgrund der vom Gesetzgeber vorgegebenen Struktur als Einnah­

men-Ausgaben-Rechnung sind im Rechenschaftsbericht keine Anga­

ben über das Vermögen einer Panei (z.B. Bankguthaben, Immobilien 

etc.) enthalten. 
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(4) Der RH stellte fest, da die Zuordnung von Einnahmen und Aus­

gaben zu den gesetzlich vorgegebenen Posit ionen unklar war. Bei­

spielsweise belraf dies den Ausweis von Kreditaufnahmen einerseits 

und von entsprechenden Kosten und Rückzahlungen der Kredite ande­

rerseits. Unrichtige Zuordnungen erfolgten bspw. auch bei den Po i­

tionen _Beiträge der der jeweiligen Partei angehörenden Mandatare 

und Funktionäre- (tatsächlich handelte es sich um Spenden) sowie 

bei der Position _Sachlei LUngen- (tatsächlich waren die _Erträge aus 

Veranstaltungen, aus der Herslel lung und dem Vertrieb von Druck­

schriften sowie ähnliche sich unmillelbar aus der Partei tät igkeit erge­

bende Erträge-). 

(5) Die im PartG genannlen Positionen rur Einnahmen und Ausgaben 

sind jedenfalls i m  Rechenschaftsbericht auszuweisen. Darüber hinau 

können weitere Positionen aufgenommen werden. Davon machten 

die Parteien, z.B. für _Zahlungen an Landesorganisationen-, auch 

Gebrauch. Auch _Wahlkampfau gaben- wurden in der Erstversion von 

Rechen chaftsberichten als gesonderte Position ausgewiesen; tatsäch­

lich wären die darin enthaltenen Ausgaben jedoch den vom PartG vor­

gegebenen Positionen zuzuordnen gewe en. 

(6) In der Position _Einnahmen au Sponsoring und Inseraten- wer­

den beide Einnahmenquellen zusammengezogen, ein getrennter Aus­

weis von Sponsoringeinnahmen und Inseraleneinnahmen iSI gesetzlich 

nichl vorgesehen und unterblieb daher in den Rechen chaftsberichlen. 

(7) Im Zuge des Siellungnahmeverfahrens korrigierten mehrere Par­

leien sowohl formale als auch inhaltliche Angaben im Bereich ihrer 

Einnahmen-Ausgaben-Auf lellungen. Lediglich im Fall der KPÖ halle 

eier RH dem UPTS eine Milleilung zu Einnahmen- bzw. Au gaben po­

sitionen hinsichtlich möglicher unvollständiger Angaben einer Lan­

desorgani ation zu machen. Im Falle der SPÖ leilte der RH dem UPTS 

mit, dass diese hinsichllich der Anwendung der Einnahmen-Ausga­

ben-Rechnung eine andere Rechlsansichl vertrat. 

14.2 ( I )  Der RH weist darauf hin, dass sich der Rechenschaftsberichi auf 

die Darslellung der Einnahmen und Ausgaben der Parteien beschränkl 

und eine Aussage über die Vermögenssiluation einer Partei nicht mög­

lich i t ;  omit ist die Aussagekraft des Rechenschaftsberichis einge­

chränkt. 

(2) Hinsichtlich der gesetzlich nicht festgelegten Darslellung der Lan­

des-. Bezirk - und Gemeindeorganisationen im Rechenschaftsberichi 

weist der RH darauf hin, da er den in der Praxis bereits üblichen 

Ausweis in Teil 2 des Rechenschaftsberichts Ueweils Auf teilungen der 
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einzelnen Lande organisationen undje Land anschließend die Gesamt­

summen der Einnahmen und Ausgaben der Bezi rksorganisationen und 

der Gemeindeorganisationen) für zweckmäßig erachtet. Der RH sieht 

daher Handlungsbedarf im Hinblick auf die konkrete Darstcilung der 

Einnahmen und Ausgaben der Landes-, Bezirks- und Gemeindeorga­

nisationen im Rechenschaftsbericht. 

(3 )  Im Hinblick auf die Zuordnung von bestimmten Zahlungsflüssen 

zu den im PartG aufgezählten Positionen weist der RH darauf hin, dass 

dies in der Praxis sowohl bei den Parteien als auch bei den befassten 

Wirtschaftsprüfern Unklarheiten verursachte. 

Der RH sieht daher Handlungsbedarfetwa durch Richtlinien des BKA. 

in denen zur Sicherstellung der Vergleichbarkeit der Rechenschafts­

berichte präzisiert wird. welche Einnahmen bzw. Ausgaben unter wei­

cher Position auszuweisen sind. 

(4) Weiters sieht der RH Handlungsbedarf bei den vom PartG in  § 5 

Abs. 4 und 5 im Zusammenhang mit Einnahmen und Ausgaben der 

Parteien verwendeten Begriffe (wie z.B. Einnahmen und Ausgaben bzw. 

Erträge und Aufwand). die aus unterschiedlichen Systemen des Rech­

nungswesens (Einnahmen-Ausgaben-Rechnung bzw. doppelte Buch­

führung) stammen und vereinheitlicht werden sollten. 

(5) Außerdem weist der RH darauf hin. dass in der gesetzlich vorge­

gebenen Position _Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten" die Ein­

nahmen aus beiden Einnahmenquellen zusammengezogen werden. 

Dadurch ist wenig transparent, aus welcher der beiden Positionen die 

Panei Einnahmen bezogen hat. wie hoch diese sind und wie dies im 

Verhältnis zur Sponsoring- und Inseratenliste (siehe TZ 21 und 22) 

zu bewerten ist. 

Der RH sicht zur Erhöhung der Aussagekraft Handlungsbedarf im Hin­

blick auf die Teilung der Einnahmenposition "Einnahmen aus Spon­

soring und Inseraten" in die Positionen .Einnahmen aus Sponsoring" 

und "Einnahmen aus Inseraten". 

15.1 ( I )  Der Bund fordert politische Parteien bei ihrer Tätigkeit in der Mit­

wirkung an der politischen Willensbildung auf Bunde ebene durch die 

jährliche Zuwendung von Fördermillein (§ 1 PartFörG) " . 

11 BGB!. I Nr. 57/2012  
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(2) Jede politische Panei, die Fördermittel nach dem PartFörG erhält, 

hai über die Verwendung der Fördermittel Aufzeichnungen zu füh­

ren. Die Verwendung ist gemäß § 4 PanFörG im ersten Berichtsteil 

des Rechenschaftsberichts in einem eigenen Abschnitt nachzuweisen. 

Die Erläuterungen (Regierungsvorlage und Ausschussbericht) zu dieser 

- ursprünglich für das PartG 1 2  vorgesehenen - Bestimmung halten 

fest, dass _über die Verwendung dieser Fördermittel Aufzeichnungen 

zu führen sind. die dem ersten Berichtsteil des Rechenschaftsberichtes 

(Bundesorganisation) gesondert beizugeben sind-. 

(3) Über die Verwendung der Fördermittel enthielten die Rechenschafts­

berichte aller betroffenen Parteien für das Jahr 20 1 3  lediglich einen 

Bestätigungsvermerk mit dem Inhalt, dass die gemäß PartFörG zuge­

wendeten Fördermittel des Bundes gesetzmäßig verwendet wurden. 

Diese - von den Wirtschaftsprüfern überprüfte Bestätigung - nahm 

der RH zur Kenntnis. 

(4) Der RH verweist auf seinen Bericht Reihe Bund 2000/2 (TZ 5), in 

dem er k.ritisiert hatte, dass eine eindeutige Defmition des Begriffs 

.. Öffentlichkeitsarbeit" und damit eine klare Zweckwidmung der Mittel 

für die Parteienförderung im ParteienG 1975 - insbesondere auch man­

gels näherer Richtlinen - nicht vorgesehen war. Bereits vor Beschluss­

fassung des PartG (siehe TZ 2) hatte der RH darauf hingewiesen, dass 

auch die Formul ierungen des nunmehrigen Entwurfs eine Kontrolle 

der zweckmäßigen Mittelverwendung weiterhin erschweren. Eine Kon­

trolle der zweck.mäßigen Mittelverwendung gemäß § 1 3  Rechnungs­

hofgesetz (RHG) ist daher weiterhin nur erschwert möglich. 

1 5.2 Der RH weist darauf hin, dass derzeit eine Aufgliederung der Verwen­

dung der Mittel aus Parteienförderung i m  Rechenschaftsbericht durch 

das PartG nicht ausdrücklich angeordnet wird. Im Sinne der Transpa­

renz, der Erläuterungen zum PartG sowie des Gesetzeswortlauts (Nach­

weis der Verwendung der Fördermittel in einem eigenen Abschnitt) 

wäre eine Aufgliederung der Verwendung - etwa analog zu den Aus­

gabenpositionen des PartG (§ 5 Abs. 5 PartG) - geboten. 

Aus Sicht des RH besteht somit Handlungsbedarf etwa durch Richtli­

nien des BKA im Hinblick aufeine inhaltiiche Präzisierung. in welcher 

Form der Nachweis über die Verwendung der Fördermittel im Rechen­

schaftsbericht zu erfolgen hat. 

12 vorgesehen gewesen für § 6 Abs. 3 PanG. nunmehr im § 5 Abs_ ) PanG LV.m. § 4 Pan­

Föru 
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Der RH sieht zudem Handlungsbedarf darin, die _Tätigkeit in der Mit­

wirkung an der politischen Willensbildung- gesetzlich zu präzisieren. 

Nachweis über die 
Einhaltung der Be­
schränkung der Wahl­
werbungsausgaben 

16.1 ( I )  jede politische Partei darf fiir die Wahlwerbung zwischen dem Stich­

tag der Wahl und dem Wahltag zu einem allgemeinen Venretungskör­

per (das sind der Nationalrat, die Landtage und die Gemeinderäte) oder 

dem Europäischen Parlament maximal 7 Mio. EUR aufwenden. In die 

Höchstsumme sind auch die Ausgaben einzelner Wahlwerber, die auf 

einem von der Partei eingebrachten Wahlvorschlag kandidiert haben, 

einzurechnen, wobei Ausgaben eines Wahlwerbers fiir auf seine Per­

son abgestimmte Wahlwerbung bis zu einem Betrag in der Höhe von 

1 5.000 EUR außer Betracht zu bleiben haben (§ 4 Abs. I PartG). 
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1. Außenwerbung, insbesondere Plakate, 

2. Postwurfsendungen und Direktwerbung, 

3. Folder, 

4. Wahlkampfgeschenke zur Verteilung, 

5. Inserate und Werbeeinschaltungen in Print-, Hörfunk- und audiovisuellen Medien, 

6. Kinospots, 

7. Bruttokosten für parteieigene Medien, soweit sie in höherer Auflage oder höherer Anzahl als in 
Nichtwahlkampfzeiten verbreitet werden, 

a. Kosten des Internet-Werbeauftritts, 

9. Kosten der für den Wahlkampf beauftragten Kommunikations-, Media-, Werbe-, Direktwerbe-, 
Event-, Schalt-, PR- und ähnliche Agenturen und Call-Centers, 

10. zusätzliche Personalkosten, 

11. Ausgaben der politischen Partei für die Wahlwerber, 

12. Ausgaben der politischen Partei für natürliche Personen und Personengruppen zur 
Unterstützung eines Wahlwerbers. 

(2) Zwei Landesgesetzgeber haben eigene Höchstgrenzen rur die Wahl­

werbungsausgaben fiir Landtagswahlen erlassen: In Wien dürfen Par­

teien zwischen Stichtag und Wahltag zum Gemeinderat/Landtag und 

den Bezirksvenretungen maximal 6 Mio. EUR rur Wahlwerbung auf­

wenden (§ 7 Wr. Parteienfcirderungsgesetz 201 3). In  Kärnten liegt die 

Grenze bei 500.000 EUR pro Partei. wobei Ausgaben eines Wahlwerbers 

für auf seine Person abgestimmte Wahlwerbung bis zu einem Betrag in 

der Höhe von 2.500 EUR fiir maximal 36 Wahlwerber außer Betracht 

zu bleiben haben (§ 5 Abs. I Kärntner Parteienfcirderungsgesetz). 
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(3) Gemäß § 5 Abs. 3 PartG ist der Nachweis hinsichtlich der Beschrän­

kung der Wahlwerbungsausgaben im das Wahljahr betreffenden 

Rechenschaftsbericht in einem eigenen Abschnill au zuweisen. 

(4) Im Rechenschaftsjahr 201 3 war die Einhaltung der Beschränkung 

der Wahlwerbungsausgaben fUr die Wahl zum Nationalrat, fUr die Wahl 

zum Landtag in Kärnten, Niederösterreich, Salzburg und Tirol sowie 

fUr die Wahl zum Gemeinderat in Zeiselmauer-Wolfpassing (Nieder­

österreich), Buch-SI. Magdalena, Graden und Trofaiach (alle Steier­

markJ nachzuweisen. Im Sinne einer einheitlichen Umsetzung ersuchte 

der RH mit Schreiben vom 6. Juni 2014 den BKA-VD um Mitteilung, 

ob die Bestätigung der Wirtschaftsprüfer (betreffend die Einhaltung der 

Ausgabenobergrenze) ausreichend i t oder ob die Paneien die Wahl­

werbungsau gaben als Gesamtsumme anzugeben oder nach Katego­

rien aufzugliedern haben (siehe TZ 5J. 

Der RH ersuchte die Parteien - im Sinne der Beantwortung seiner dies­

bezüglichen Anfrage durch den BKA-VD vom 27. Juni 201 4  - um eine 

Aufschlüsselung der Wahlwerbungsausgaben in den Rechenschaftsbe­

richten nach den im PanG angefUhnen Kategorien. 

(5J Entgegen der Rechtsauffassung des BKA-VD enthielten 90 'lb der 

Erstversionen der Rechenschaftsberichte keine entsprechende Auf­

schlüsse!ung der Wahlwerbungsausgaben. In 20 'lb der Rechenschafts­

berichte fanden sich Gesamtsummen der Wahlwerbungsausgaben, 70 'lb 

der Rechenschaftsberichte enthielten lediglich Vermerke über die Ein­

haltung der Beschränkung der Wahlwerbungsau gaben ohne Nennung 

konkret ausgegebener Beträge. 

Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens erbrachten die betroffenen 

Paneien grundSätzlich den Nachwei der EinhallUng der Beschränkung 

der Wahlwerbungsausgaben anhand einer dem § 4 Abs. 2 PanG nach­

gebildeten Liste. Abgesehen von der ÖVP kamen alle Parteien dieser 

Aufforderung nach. Der RH erstattete daher bezüglich der ÖVP eine 

Milleilung an den UPTS. 

(6) Die Paneien gaben rur die Wahlen zum Nationalrat sowie zu den 

Landtagen in Kärnten, Niederösterreich, Salzburg und Tirol in ihren 

Rechenschaftsberichten folgende Wahlwerbungsausgaben bekannt (zur 
Überschreitung der Wahlwerbungsausgabenobergrenze und Sankti­

onen siehe TZ 27J; 
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Tabelle 4: Wahlwerbungsausgaben je Wahl im Jahr 2013' 

Partei Nationalrat lindtog Kirnten lindtag Nieder- Landtog Salzburg landtag Tir.l 
österreich 

in EUR 

BZÖ 2.771.857,00 491.573,87 nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten 

nicht 
FPÖ 6.505.876,10 ausgewiesen 1.376.518,10 427.939,61 967.745,66 

(siehe unten) 

Grüne 5.393.041.62 283.846,21 814.550,15 335.319,87 157.334,04 

KPÖ 154.894,64 nicht angetreten 13.782,08 784,48 5.924,54 

Liste hitz nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten 519.467,19 

NEOS 763.843,65 nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten 

ÖVP 11.275.498.43 < 500.00OZ 8.918.373.77 < 7.000.000' < 7.000.000' 

SPÖ 7.326.874,22 484.420,57 2.167.371.82 1.031.149,65 621.388,39 

Team Slronach 13.544.227,13 1.378.490,56 3.228.939.15 1.328.169,67 934.003,01 

vorwärts T;rol nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten nicht angetreten 431.173.46 

Nicht dargestellt sind die Wahlwerbungsausgaben fur die Wahlen zum Gemeinderat im Jahr 2013. 
Die Partei gab lediglich bekannt. dass die Summe der Wahlwerbungsausgahen für diese Waht den Höchstbetrag von 7 Mio. EUR 
bzw. 500.000 EUR nicht überstiegen hatte. 

QueUen: Rechenschaftsberichte der in der Tabelle genannten Parteien; Darstellung RH 
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Die FPÖ wies in ihrem Rechenschaftsbericht darauf hin, dass sie bei 

der Kärntner Landtagswahl 201 3 gemeinsam mit der politischen Panei 

,Die Freiheitlichen in Kärnten' [FPK) kandidien habe: die angefallenen 

Wahlwerbungsausgaben habe die FPK getragen, die keine Landesor­

ganisation der FPÖ und daher auch nicht vom Rechenschaftsbericht 

umfasst sei. Die FPK übermittelte keinen Rechenschaftsbericht filr das 

Jahr 201 3  an den RH. 

(7) Die Bekanntgabe der Wahlwerbungsausgaben je Wahl läs t Ausle­

gungsspielraum bei der Beuneilung, welche Ausgaben zu den Wahl­

werbung ausgaben zu zählen sind. Die Liste gibt bspw. keinen Hinweis, 

ob die Veröffentlichung eines Buches in einer der zwölf Kategorien 

abzubilden wäre. Weilers gibt es In terpretationsspielraum, ob bspw. 

die Ausgaben filr den Druck von Foldern enthalten sein müssen oder 

nur filr deren Veneilung, wenn diese zwischen dem Stichtag der Wahl 

und dem Wahl tag stattfand. der Druck jedoch bereits vor dem Stich­

tag beauftragt wurde. 

16.2 ( I )  Der RH weist kritisch darauf hin, dass die geltende gesetzliche 

Betragsgrenze von 7 Mio. EUR undifferenziert gleichennaßen rur die 

Wahlen zum Nationalrat, zu den Landtagen, zu den Gemeinderäten 

und zum Europäischen Parlament anzuwenden ist. 

Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)70 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
Jährliche Aufgaben des RH gemäß 
Parteiengesetz 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012  

Liste der territorialen 
Gliederungen 
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(21 Weiters hält der RH fest. dass der Nachweis der Einhaltung der 

Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben anhand einer dem § 4 
Abs. 2 PanG nachgebildeten Liste samt einer Summe der Wahl wer­

bungsausgabenje Wahl im Sinne einer t ransparenten Offenlegung der 

Wahlwerbungsausgaben notwendig ist; hinsichtlich der Wahlen zu den 

Gemeinderäten erscheint der Nachweis anhand einer dem § 4 Abs. 2 
PanG nachgebildeten Liste jedoch unverhältnismäßig. 

Eine KJarstellung der Erfordernisse des Nachweises der Beschränkung 

der Wahlwerbungsausgaben im Rechenschaftsbericht sollte gesetzlich 

getroffen werden. 

(31 Zudem betont der RH. dass die gesetzliche Regelung nach Ansicht 

des RH einen weiten Auslegungsspielraum bei der Beuneilung erlaubt. 

welche Ausgaben zu den Wahlwerbungsausgaben zu zählen sind. So 

kann dem PanG nicht entnommen werden. welche Ausgaben unter 

den jeweiligen Kategorien auszuweisen sind. Eine inhaltliche Präzi­

sierung der einzelnen Kategorien der Wahlwerbungsausgaben wäre 

vorzunehmen. 

(41 Der RH weist außerdem darauf hin. dass durch die in § 4 Abs. I 

PanG getroffene Regelung überdies jene Ausgaben für Wahlwerbung 

nicht in die Gesamtsumme einzurechnen sind, die vor dem Stichtag 

der Wahl - wenn auch konkret im Zusammenhang mit dieser Wahl -

getätigt wurden. So könnten große Ausgaben. wie bspw. der Druck der 

Folder und Plakate, vor den Stichtag verlegt werden. 

(51 Aus Sicht des RH besteht somit Handlungsbedarf 

- in � I inblick auf die Differenzierung der Höchstgrenzen für Wahlwer­

bungsausgaben bei Wahlen auf verschiedener Ebene; 

- in Hinblick auf die Notwendigkeit der Aufschlüsselung der Wahl­

werbungsausgaben nach § 4 Abs. 2 PartG im Rechenschaftsbericht; 

- sowie in Hinblick auf die Präzisierung der Kategorien der Wahlwer­

bungsausgaben nach § 4 Abs. 2 PanG. 

17.1 Der Rechenschaftsbericht muss gemäß § 5 Abs. l a  PanG eine Liste 

jener territorialen Gl iederungen enthalten, die vom Bericht umfasst 

sind. Es handelt sich dabei um die Landes-, Bezirks- und Gemeinde­

organisationen einer Panei. 
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Bei der Prüfung der Rechenschaftsberichte für das Jahr 201 3 stellte der 

RH fest, dass die übermittelten listen der territorialen Gliederungen bei 

manchen Parteien deutlich weniger Organisationen enthielten, als in 

anderen öffentlich zugänglichen Quellen über die Organisationsgröße 

der Partei angegeben waren. Um sicherzustellen, dass der Rechen­

schaftsbericht in Bezug auf die territorialen Gliederungen (und damit 

auch in Bezug auf viele weitere Positionen, wie z.B. Spenden oder Ein­

nahmen) vollständig war, ersuchte der RH die betreffenden Parteien 

um Stellungnahme zu den unterschiedlichen Angaben. 

Die Parteien führten dazu aus, dass bspw. Angaben auf Websites nicht 

regelmäßig gewartet oder die eigene Organisationsstruktur größer dar­

gestellt würden; die Angaben in den Rechenschaftsberichten seien 

- teilweise mit nachträglichen Ergänzungen - korrekt. 

17.2 Der RH hält fest, dass die territorialen Organisationsformen zwischen 

den Parteien deutlich variieren. Der RH wirkte somit darauf hin, dass 

in den Rechenschaftsberichten entsprechend nachvollziehbare Auflis­

tungen der territorialen Gl iederungen vorhanden sind, um den jewei­

ligen tatsächlichen Rechenschaft umfang auszuweisen. 

18. 1 ( I )  Das PartG nimmt an verschiedenen Stellen, wie etwa im § 5 Abs. 1 .  

§ 6 Abs. 9 ,  § 7 Abs. 3 oder § 1 0  Ab . 6. Bezug auf die Gliederungen 

einer Partei. Zum Teil unterscheidet es dabei, ob diese eine eigene 

Rechtspersönlichkeit besitzen oder nicht. 

(2) Nach § 5 Abs. 1 zweiter Satz PartG hat der Rechenschaftsbericht 

_auch jene Gl iederungen der politischen Partei zu erfassen, die keine 

eigene Rechtspersönlichkeit besitzen.-

Die ÖVP bezog ihre ogenannten _Teilorganisationen- (ÖAAB, Bau­

ernbund, Winschaftsbund. Frauenbewegung, Junge ÖVP, Senioren­

bund) nicht vollständig, sondern nur hinsichtlich Spenden, Sponso­

ring und I nseraten, in den Rechenschaftsbericht ein. Sie verwies auf 

die Ausführungen von Zögernitz/Lenzhofer in "Politische Parteien -

Recht und Finanzierung", S. 8 3  f., die auszugsweise lauten: _[ ... ] Glie­

derungen mit eigener Rechtspersönlichkeit (sofern es sich nicht um ter­

ritoriale Gl iederungen handelt) [ ... 1 sind nachgeordnete Adressaten der 

Rechenschaftspflicht. Sie werden in § 5 Abs. 1 PartG [ . .. 1 nicht genannt 

und haben daher weder eigene Rechenschaftsberichte nach dem PartG 

zu erstel len noch sind sie generell von der Rechenschaftspflicht im 
engeren Sinn erfasst." Die ÖVP schloss sich diesen Ausführungen an 

und sah keine Verpflichtung, die nichtterritorialen Gliederungen mit 

eigener Rechtspersönlichkeit in den Rechenschaftsbericht gemäß § 5 

Bund 2 0 1 5/ 1 0  
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Abs. 1 PartG einzubeziehen. Sie übermittelte dem RH auch ein Rechts­

gutachten vom Jänner 201 3 ,  das zum Ergebnis kommt, das § 5 Abs. 1 

PartG nur solche Gliederungen einer politischen Partei erfasst, die keine 

eigene Rechtspersönlichkcil besitzen und das Teilorganisationen der 
ÖVP daher nicht von der Rechenschaftspflicht erfasst sind. 

Tatsächlich sind einige Teilorganisationen der ÖVP, wie der Bauern­

bund, der WirtschaflSbund, die Junge ÖVP und der Seniorenbund, als 

Verein organisiert und besitzen damit Rechtspersönlichkei!. ÖAAB und 

Frauenbewegung sind hingegen nicht als Verein organisiert. 

Die ÖVP argumentierte, dass alle ihre Teilorganisationen laut Statut 

Rechtspersönlichkeit besitzen. Außerdem berief sich die ÖVP betref­

fend des Be tehens der Rechtspersönlichkeit auch der nicht als Verein 

organi ierten Teilorganisationen (ÖAAß, Frauenbewegung) auf eine 

Entscheidung des OGH. l J  Anlässlich eines Gerichtsverfahrens der Salz­

burger Landesparteiorganisation der ÖVP, die keine Satzung beim BMI 

hinterlegt hatte, erkannte der OGH im November 1 990 .Rechtspersön· 

lichkeit nach altem Recht· 14 zu. Diese Entscheidung des OGH betref­

fend die Rechtspersönlichkeit bezieht ich jedoch auf eine der territo­

rialen Gl iederungen der ÖVP, die vom Rechenschaftsbericht ohnedies 

umfasst sind. 

Laut Eisner/Kogier/Ulrich in .Recht der politischen Parteien", S. 60, 

hingegen stellt § 5 Abs. 1 PartG klar, .dass die Rechenschaftspflicht 

eine politische Partei in ihrer Gesamtheit betrifft, also auch alle - nach 

terrilorialen wie nach anderen Gesichtspunkten vorgenommenen -

Gliederungen erfasst, unabhängig davon, ob diese eine eigene Rechts­

persönlichkeit besitzen oder nich!." 

(3) Da in mehreren Landesorganisationen der ÖVP der Großteil der 

Mitgliedsbeiträge bei diesen Gliederungen (Teilorganisationen) ver­

bleibt, wies die ÖVP - aufgrund ihrer Interpretation des § 5 PartG -

nur jene Mitgliedsbeiträge im Rechenschaftsbericht aus. die von ter­

ritorialen Gliederungen vereinnahmt wurden. Sie nahm auch nur jene 

Erträge aus Unternehmensbeteiligungen in den Rechenschaftsbericht 

auf, an denen territoriale Gl iederungen beteiligt waren. Obwohl diese 

nach personengruppenspezifIschen Gesichtspunkten getroffenen Glie­

derungen auch gemäß Organisationsstatut der ÖVP-Bundespartei Teil 

der Partei sind, hat die ÖVP deren Einnahmen und Ausgaben hinge­

gen nicht in den Rechenschaftsbericht aufgenommen. 

J} OGII a Ob 605/90 
14 Rr-chlSlagc: vor dem Inkrafttrc-trn des Partt'iC'nG 1975 
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18.2 Der RH weist darauf hin, dass es Unklarheiten über die Einbeziehung 

von Gl iederungen mit eigener Rechtspersönlichkeit gibt. Aufgrund 

der Interpretation der ÖVP sind ihre Teilorganisationen - auch jene 

mit unklarer Rechtspersönl ichkeit - nur hinsichtlich Spenden, Spon­

sorings und Inseraten in den Bericht einbezogen. Wesentliche Anga­

ben, wie z.B. Einnahmen (Mitgliedsbeiträge u.v.m.) und Ausgaben feh­

len im Rechenschaftsbericht hingegen. Nach der Argumentation der 
ÖVP würde die Frage der Rechtspersönlichkeit lediglich von einer ent­

sprechenden Regelung im Statut abhängen, und omit die Frage des 

Umfangs der Transparenzpnicht allein den statutarischen Regelungen 

obliegen. Für den RH war aus den Gesetzesmaterialien nicht nachvoll­

ziehbar, ob eine al lfällige Einschränkung des Umfangs der Rechen­

schaftspflicht intendien war. Aus Sicht des RH besteht im Sinne der 

Transparenz und Vergleichbarkeit somit hinsichtlich des Umfangs der 

Rechenschaftspflicht für Gliederungen von Paneien mit eigener Rechts­

persönl ichkeit Klärung bedarf. 

19.1 ( 1 )  Sogenannten nahestehenden Organisationen der Paneien obliegen 

weniger Offenlegungsverpnichtungen als der Pand bzw. ihren Glie­

derungen selb t. 

Eine Definition des Begriffs der nahestehenden Organisation findet 

sich in § 2 Z J PanG: Die nahestehende Organisation muss eine von 

der politischen Panei getrennte Organisation mit eigener Rechtsper­

sönlichkeit (bspw. ein Verein) sein, die 

- die e polit ische Panei unterstützt oder 

- die an der Willensbildung dieser politischen Panei mitwirkt, insbe­

sondere durch Entsendungen in Organe, oder 

- an deren Willensbildung die politische Panei mitwirkt, insbesondere 

durch Entsendungen in Organe, 

sofern diese An der Zusammenarbeit zwischen Panei und nahestehen­

der Organi ation entweder in deren RechlSgrundlage (im Falle eines 

Vereins bspw. in den Vereinsstatuten) oder in den Satzungen der Par­

tei festgelegt ist. Das Gesetz sieht somit drei Möglichkeiten der Zusam­

menarbeit vor, die eine Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit 

zur nahestehenden Organisation machen. Diese Zusammenarbeit muss 

fonnal in den Statuten festgelegt werden ; eine Oe-facto-Unterstüt­

zung reicht bspw. nicht aus. 
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Parlamentarische Klubs und Bildungsinstitute der Parteien sowie Land­

tagsklubs und je Partei eine vom jeweiligen Bundesland geförderte 

Bildungseinrichtung dieser Partei sind ex lege keine nahestehenden 

Organisationen. 

(2) Wird eine Organisation aufgrund der gesetzlichen Deftnition als 

nahestehend qualifiziert. so sind gemäß PartG folgende Angaben in 

verschiedene Teile des Rechenschaftsberichts aufzunehmen: 

Einerseits sind bei den Aufstellungen der Einnahmen und Ausgaben 

in den Positionen .. Zahlungen an nahestehende Organisationen" bzw . 

.. Zahlungen von nahestehenden Organisationen" die Zahlungen an 

die Partei summenmäßig auszuweisen (§ 5 Abs. 4 Z 2 sowie Abs. 5 

Z 1 2  PartG). Andererseits fließen Angaben der nahestehenden Orga­

nisationen in die Spenden-, Sponsoring- und Inseratenliste sowie die 

Liste der Beteiligungsuntemehmen der Parteien ein (§ 6 Abs. 2 Z 2, 
§ 7 Abs. J PartG). 

(J)  Eine AuOistung der nahestehenden Organisationen im Rechen­

schaftsbericht ist gesetzlich nicht vorgesehen. Der RH prüfte die ein­

gehenden Rechenschaftsberichte und stellte fest, dass zwei Rechen­

schaftsberichte (FPÖ. SPÖ) Listen der nahestchenden Organisationen 

enthiehen. Die übrigen Rechenschaftsberichte enthiehen keine Auf­

listungen der einbezogenen nahestehenden Organisationen. Mange!s 

gesetzlicher VerpOichtung zur Offenlegung konnte der RH im Rahmen 

des Stellungnahmeverfahrens nicht auf die Ergänzung einer nament­

lichen AuOistung der nahestehenden Organisationen bei den anderen 

Parteien hinwirken. 

(4) Weiters war festzustellen, dass mehrere Parteien nicht alle ihre 

nahe tehenden Organisationen in den relevanten Teilen des Rechen­

schaftsberichts inkludierten (z.B. Zahlungen an nahestehende Organi­

alionen, Spenden an nahestehende Organisationen). Die Abgrenzung 

der herkämm! ich als .. Vorfeldorganisationen" bezeichneten Organisa­

tionen und tatsächlichen nahestehenden Organisationen im Sinne des 

PartG rief Schwierigkeiten hervor. 

Die an fa nglich unvollständige Erfassung der auf nahestehenden Orga­

nisationen bezogenen Daten fUhrte auch zu konkreten Anhaltspunkten 

hinsichtlich der Unvollständigkeit der Erstversionen der Rechenschafts­

berichte in Bezug auf die Einnahmen und Ausgaben, die Beteiligungs­

unternehmen der Parteien sowie weitere Angaben; dies wurde im Zuge 

des Stellungnahmeverfahrens geklärt. 
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(5)  Auf inhaltliche Kriterien stellt das PartG bei der Beurteilung einer 

nahestehenden Organisation nicht ab. Oie gesetzl ichen, rein auf die for­

male Verankerung in den Statuten abstellenden Kriterien für naheste­

hende Organisationen ermöglichten es daher, dass Parteien " Vorfeldor­

ganisationen" aufgrund bereits bestehender oder kurzfristig geänderter 

statutarischer Bestimmungen nicht als nahestehende Organisationen 

in den Rechenschaftsbericht einbeziehen mussten. Auf diese Weise 

sind jedoch Umgehungskonstruktionen möglich: Bspw. änderte die 

SPÖ im Jahr 201 2  ihre Statuten in Bezug auf Vorfeldorganisationen, 

wodurch diese nicht mehr an der Willensbildung der Partei mitwirk­

ten und folglich im Jahr 201 3  keine nahestehenden Organisationen 

mit entsprechenden Meldepflichten mehr darstellten. In den Rechen­

schaftsbericht wurden Organisationen aufgenommen, die die gleichen 

Themenbereiche abdeckten und an der Willensbildung der SPÖ mit­

wirkten. Die nach wie vor bestehenden Vorfeldorganisationen (wie 

z.B. Pensionistenverband), die U.a. auch mehrere Unternehmensbe­

teiligungen umfassen, sind nicht mehr enthalten. Der RH informierte 

diesbezüglich den UPTS. 

Weiters ermöglichen diese rein auf formale Verankerung in den Sta­

tuten abstellenden Kriterien für nahestehende Organisationen, dass 

keine Angaben gemäß PartG zu Vereinen. die in  einer Nahebeziehung 

zu einer Partei standen, in die Rechenschaftsberichte aufzunehmen 

waren, wie b pw. zum Verein Wiener Stadtfest, der regelmäßig das 

Stadtfest der Wiener ÖVP organisierte. 

19.2 ( I )  Der RH weist darauf hin, dass die gesetzliche Deftnition der naheste­

henden Organisation rein auf statutarisch verankerte Kriterien abstellt. 

wodurch inhaltliche Naheverhälrnisse zwischen Partei und Organisati­

onen nicht zwingend in den Rechenschaftsbericht einfließen. Für den 

RH war aus den Gesetzesmaterialien nicht nachvollziehbar, ob diese 

Folgewirkungen intendiert waren. 

Aus Sicht des RH besteht im Sinne der Transparenz und Vergleichbar­

keit somit hinsichtlich der Rechenschafrspflicht für inhaltlich der Par­

tei zuzuordnende Organisationen Klärungsbedarf. 

(2) Weiters hält der RH kritisch fest, dass - mangels rechtlicher Ver­

pflichtung - nur wenige Parteien im Rechenschaftsbericht explizit aus­

wiesen, welche nahestehenden Organisationen im Rechenschaftsbericht 

erfasst sind ; im Sinne der Transparenz wäre allS Sicht des RH festzu­

legen, dass der Rechens haftsbericht jeder Partei auch eine Liste der 

darin erfassten nahestehenden Organisationen zu enthalten hat. Dies 

würde auch zu einer höheren Aussagekraft hinsichtlich des Umfangs 
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des Bericht owie zu mehr Rechtssicherheit allfalliger nahestehender 

Organisationen fUhren. 

Aus Sicht des RH besteht somit Handlung bedarf im Hinblick auf einen 

verpflichtenden Ausweis der Liste der nahestehenden Organisationen 

einer Partei im RechenschaftsberichI. 

ZO.1 ( I )  In jedem Rechenschaftsbericht mus gemäß § 5 Abs. 6 PartG eine 

Li te der ogenannten Beteiligungsunternehmen enthalten sein. Es 

handelt sich dabei um Unternehmen. an denen 

- die Partei und/oder 

- eine ihr nahestehende Organisation und/oder 

- eine Gliederung der Partei, die eigene RechlSpef1;önlichkeit besitzt, 

mindesten 5 'lb direkte Anteile oder 10 'lb indirekte Anteile oder 

Stimmrechte hält ; somit um Unternehmen, die aufgrund der Eigen­

tumsverhältni e ein gewisses - möglicherweise auch nur gering aus­

geprägte - Naheverhältnis zu einer Partei haben. 

Nähere Vorgaben. welche Informationen diese Liste der Beteiligungs­

unternehmen der Parteien jedenfall enthalten muss, fmden sich nicht 

im Gesetz. 

(2) Im Zuge der Prüfung der Rechenschaftsberichte stellte der RH fest, 

dass die Listen der Beteiligungsunternehmen der Parteien in Ef1;tver­

sionen der Rechenschaftsberichte zum Teil fehlten; die korrigierten 

die Parteien im Rahmen de Stellungnahmeverfahrens. 

( J) Lediglich vier Parteien wiesen letztlich Beteiligungsunternehmen 

aus: die SPÖ 67 Beteiligungsunternehmen, die ÖVP 40 Beteiligungs­

unternehmen sowie BZÖ und Grünejeweils ein Beteiligungsunterneh­

men. Die übrigen Parteien gaben an, über keine derartigen Unterneh­

mensbeteiligungen zu verfugen. 

(4) Der RH stellte im Zuge seiner Prüfung fest, dass die Angaben der 

Parteien zu den BeteiIigungsunternehmen teils inhaltlich unvollständig 

waren, teils fonnale Ungenauigkeiten enthielten. Der RH holte von den 

Parteien eine Stellungnahme zur Liste der Beteiligungsunternehmen 

ein, wenn ihm konkrete Anhaltspunkte vorlagen, dass diese unvol l­

ständig oder unrichtig waren. Die Parteien ergänzten Daten, die die 

eindeutige Identiflzierbarkeit der Unternehmen sichef1;tellten. Zum Teil 

73 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 77 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Jährliche Aufgaben des RH gemäß 
Parteiengesetz 

Spenden liste 

74 

lagen auch nach dem Stellungnahmeverfahren noch Anhaltspunkte für 

unvollständige oder unrichtige Angaben in der Liste der Beteiligungs­

unternehmen der Paneien vor. Der RH erstattete daher in Bezug aur 

die ÖVl' und die SPÖ eine Mitteilung an den UPTS (siehe dazu TZ 27). 

Der Anhang 2 dieses Berichts listet die insgesamt 109 Beteiligungsun­

ternehmen der Paneien, die in den Rechenschaftsberichten 201 3  ent­

halten waren, aur. 

20.2 Der RH begrüßt die Offenlegung der Beteiligungsunternehmen durch 

die Paneien im Sinne der Transparenz. Er weist jedoch daraur hin, dass 

gesetzlich nicht restgelegt ist, welche Mindestangaben die Paneien zu 

ihren Beteiligungsunternehmen im Rechenschaftsbericht anzuflihren 

haben, was dazu flihne, dass die Angaben uneinheitlich und teilweise 

missverständlich waren. 

Aus Sicht des RH besteht Handlungsbedarf im Hinblick auf die präzise 

Benennung der Betciligungsunternehmen der Parteien, unter Angabe 

des korrekten Namens des Unternehmens, der Anschrift, des Beteili­

gungsverhältnisses (direkt/indirekt, Prozentsatz) sowie - bei inlän­

dischen Unternehmen - der jeweiligen Firrnenbuchnummer; dies sollte 

im PanG bzw. durch Richtlinien des BKA vorgesehen werden. 

21 .1  ( I )  Jeder Rechenschaftsbericht hat eine sogenannte Spenden liste zu 

enthalten. In diese sind alle Spenden aufzunehmen, die eine Partei i m  

RechenschaFtsjahr angenommen hat. Das Gesetz sieht detailliene Vor­

schriften zur Gl iederung der auszuweisenden Spendensummen vor -

in einem ersten Schritt sollen diese nach Empfangern geglieden wer­

den, in einem zweiten Schritt nach Gruppen von Spendern. So wird 

bspw. ersichtlich gemacht, ob eine Spende direkt an die Panei oder an  

nahestehende Organisationen erging und ob der Spender eine natür­

liche Person oder ein Verein war. Weniger detaillien sind die AuF­

schlü elungspflichten für Spenden auF Gemeindeebene und Spenden 

an Abgeordnete und Wahlwerber (§ 6 Abs. 2 und 3 PanG). 

Zusätzlich muss die Panei gemäß § 6 Abs. 4 PanG bei Spenden, deren 

Gesamtbetrag im Rechenschaftsjahr 3.500 EUR überstieg, den Spender 

unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift ausweisen. Spenden 

an Bundes-, Landes- und Bezirksorganisationen sind dabei zusam­

menzurechnen. AuF landesgesetzlicher Ebene gibt es ähnliche Bestim-

Bund 2 0 1 5/ 1 0  
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1 .  

2. 

3.  

4.  

mungen, die jedoch niedrigere Beträge als Grenzwert für den geson­

derten Ausweis des Spenders mit Name und Adresse vorsehen. 1 5 

(2) Die Spendenliste ist daher wie folgt zu strukturieren: 

Gesamtsumme der Spenden von natürlichen Personen, die nicht unter Z 2 fallen, 

Gesamtsumme der Spenden von im Firmenbuch eingetragenen natürlichen und juristischen 
Personen, 

Gesamtsumme der Spenden von Vereinen, die nicht unter Z 4 fallen und 

Gesamtsumme der Spenden von auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden Berufs- und 
Wirtschaftsverbänden, von Anstalten, Stiftungen oder Fonds 

� .. 
. -

. . _ .  .' 
�- �- - -- - - "- -

. 

1.  

2.  

3 .  

4. 

1 .  

2. 

Gesamtsumme der Spenden von natürlichen Personen, die nicht unter Z 2 fallen, 

Gesamtsumme der Spenden von im Firmenbuch eingetragenen natürlichen und juristischen 
Personen, 

Gesamtsumme der Spenden von Vereinen, die nicht unter Z 4 fallen und 

Gesamtsumme der Spenden von auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden Berufs- und 
Wirtschaftsverbänden, von Anstalten, Stiftungen oder Fonds 

Gesamtsumme der Spenden an die politische Partei und Gliederungen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit auf Gemeindeebene, 

Gesamtsumme der Spenden an nahestehende Organisationen und Gliederungen der Partei mit 
eigener Rechtspersönlichkeit auf Gemeindeebene 

Innerhalb dieser Struktur sind pro Punkt auszuweisen: Spenden, die im 

Einzelfall 3.500 EUR (bzw. die jeweiligen landesgesetzlich festgelegten 

niedrigeren Werte) überschreiten, mit Name und Adresse des Spenders. 

(3)  Bei der Prüfung der Rechenschaftsberichte 201 3  stellte der RH fest, 

dass die gesetzlich vorgegebene Struktur der Spendenlis!e sehr kom­

plex war und Unklarheiten bei der Umsetzung durch die Parteien auf-

I<; Landesgesetzgeber können strengere Vorschriften zu den Spenden erlassen (§ 6 Abs. 10 

PartG). Die Grenzwerte gemäß den landesgcsclzlkhen Regelungen rur den gesondertcn 

Ausweis von Spendern mit Name und Anschrirt lauten: 

- Salzburg: Spenden zwischen SOO EUR und 3.500 EUR (§ 6 Abs. 1 Salzburger Partei­

enrnrdcrungsgcset2 i.d.g.EI, 

• Tiro): Spenden über 1 .000 EUR (§ 4 Abs. 1 TiroJer Parteicnrmanzierungs- und Klub­

fOrderungsgcsclz 2012 Ld.g.F.), 

- Wien: Spenden über 3,000 EUR (§ 8 Abs. 2a Wicncr PancicnfOrdcrungsgcsclZ 2013 

i.d.g.F.I. 
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traten. In vielen Fällen gliederten die Parteien die Spendenliste nicht 

ausreichend detailliert auf; sie verbesserten dies im Zuge des Stellung­

nahmeverfahrens. In Bezug auf die FPÖ erstattete der RH dem UPTS 

eine Mitteilung hinsiChtlich der nicht ausreichend detaillierten Offen­

legu ng der Spenden auf Gemeindeebene. 

Auch Spenden, die über dem Betrag von 3 .500 EUR (bzw. über den 

landesgesetzlich festgelegten Grenzwerten) lagen und daher mit Name 

und Adresse des Spenders auszuweisen waren, wurden in der Erstver­

sion der Rechenschaftsberichte häufig nicht oder unvollständig ausge­

wiesen. Erst im Zuge des Stellungnahmeverfahrens ergänzten die Par­

teien die Angaben hzw. stellten zahlreiche gesondert auszuweisende 

Einzelspenden richtig bzw. korrigierten den Ausweis von Name und 

Adresse. Der RH erstattete aufgrund des verspäteten Ausweises dieser 

Spenden im Fall vOn FPÖ, NEOS, ÖVP, SPÖ und vorwärts Tirol Mittei­

lungen an den UPTS (sich I' TZ 27). Bis Ende Juni veröffentlichte der 

UPTS diesbezüglich keine Entscheidungen; er teilte dem RH in einem 

Schreiben vom 2 1 .  Mai 201 5jedoch mit, dass er sieh aufgrund des § " 

Abs. I PanG nicht als flir die Sanktionierung alWil liger Verstöße gegen 

landesgesetzliche Best immungen zuständig erachte. Weiters teilte der 

UPTS dem RH in einem Schreiben vom 1 8. Juni 201 5  mit, dass ein 

verspäleter Auswei nichl vorliege, wenn im Zuge des Stellungnah­

meverfahrens eine Ergänzung des Ausweises durch die Partei erfolgte. 

Ein Rechenschaftsbericht wies in der Erstversion auch eine unzuläs­

sige Spende aus (siehe TZ 30). 

Die folgende Tabelle stellt die Gesamtsummen der in den Spendenlisten 

der Rechenschaftsberichte ausgewiesenen Spendeneinnahmen dar: 

Bund 2 0 1 5/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)80 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
Jilhrliche Aufgaben des RH gemaß 
Parteiengeseu 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
ParteiengeseU 201 2  

Bund 2015/10 

Tabelle 5: Gesamtsumme der in den Spenden listen der 
Rechenschaftsberichte 2013 ausgewiesenen Spenden 

Partei Spendeneinnahmen laut SpendenlIste im Jahr 2013 
(in EUR) 

BZÖ 

FPÖ 

Grüne 

KPÖ 

5.580,00 

10.688,40 

48.373.51 

18.346,39 

liste Fritz 

NEOS 

0,00 

687.179,02 

1.407.804,62 

1.469.689,36 

18.752.640,091 

228.820,60 

ÖVP 

SPÖ 

Team Stronach 

vorwärts Tirol 

Darin sind auch als Spenden zu wertende Zinsvorteile der Bundespartei an die Landesparteien 
des Team Stronach enthalten. 

Quellen: Rechenschaftsberichte 2013 der in der Tabelle genannten Parteien; Darstellung RH 

(4) Der RH stellt rest, dass es anhand der vorgegebenen Struktur der 

Spenden liste nicht möglich war, restzustellen, wie viele Spenden eine 

Panei direkt (inkJu ive ihrer Gliederungen mit und ohne eigene Recht -

persönlichkeit aur allen territorialen Ebenen) im Rechenschartsjahr 

erhalten haae. Die Spenden an die Panei waren einerseits im Punkt 

_Spenden an die Panei und Gliederungen ohne eigene Rechtsper­

önlichkeiC auszuweisen, andererseits im Punkt "Spenden an nahe­

stehende Organisationen und Gliederungen der Panei mit eigener 

Rechtspersönlichkeit". Da in letzterem Punkt penden an Paneiun­

tergliederungen und Spenden an nahestehende Organisationen ver­

mischt werden (müssen), ist letztlich nicht re tstellbar, wie hoch die 

Gesamteinnahmen aus Spenden, die direkt an eine Panei gingen, ins­

gesamt sind. 

21.2 Der RH kritisiert, dass in der derzeitigen Form der Spenden liste nicht 

ersichtlich ist, wie hoch die Gesamtsumme der Spenden an die Par­

tei (inklusive ihrer Gliederungen mit und ohne eigene Rechtspersön­

Iichkeit aur allen territorialen Ebenen) war. Im Sinne der Transparenz 

wäre die Struktur der Spendenliste so zu gestalten, das die Gesamt­

summe der direkt an die Partei ergangenen Spenden ersichtlich wird 

(bspw. durch den getrennten Ausweis von _Spenden an nahestehende 

Organisationen" einerseits und "Spenden an Gl iederungen der Partei 

mit eigener Rechtspersönl ichkeit" andererseits). 

7 7  
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Weiters weist der RH darauf hin, dass die Spendenlisten in den Erst­

versionen dcr Rechenschaftsberichte vieler Parteien unvollständig bzw. 

unrichtig aufgegliedert waren, da seitens der Parteien Unklarheiten bei 

der Auslegung und Umsetzungsschwierigkeiten auftraten. 

Der RH sieht somit Handlungsbedarf in Hinblick auf den getrennten 

Ausweis der direkt an die Partei bzw. an nahestehende Organisati­

onen ergangenen Spenden. Weiters ist aus Sicht des RH Handlungs­

bedarf in Form einer gesctzlichen KlarsteIlung bzw. durch Richtlinien 

des BKA in Bezug auf die leichtere Verständlichkeit der Struktur der 

Spenden liste gegeben. 

22.1 ( I )  Jeder Rechenschaftsbericht hat eine Sponsoringliste zu enthalten. In 

dieser müssen Einnahmen aus Sponsoring ausgewiesen werden. wenn 

deren Gesamtbetrag im Kalenderjahr 1 2.000 EUR übersteigt. Der Aus­

weis hat mit Name und Anschrift des Sponsors zu erfolgen. Sponso­

ring für Bundes-, Landes- und BeziIksorganisationen ist dabei zusam­

menzurechnen. Diese Verpnichtung betrifft auch alle Gliederungen der 

Partei, Abgeordnete, Wahlwerber und nahestehende Organisationen 

(§ 7 Abs. I und 3 PartG). 

(2) Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen müssen in der Sponso­

ringliste nicht die Gesamteinnahmen aus Sponsorings ausgewiesen 

werden, sondern lediglich jene Sponsorings, die im Kalenderjahr 201 3 

den Betrag von 1 2.000 EUR überstiegen und die daher mit Name und 

Anschrift des Sponsors auszuweisen waren. Nur wenige Sponsorings 

bei Parteien überschritten diesen Betrag - und wurden daher in den 

Sponsoringlisten ausgewiesen -, wie aus folgender Tabelle ersicht­

lich ist: 

Tabelle 6: In den Rechenschaftsberichten 2013 ausgewiesene Sponsorings 

Partei Jahr Name des Sponsors Betrag (In EUR) 

Grüne 2013 Lenzing Papier GmbH 18.194,43 

ÖVP 2013 NÖ Versicherungs AG 41.856,90 

ÖVP 2013 Raiffeisenlandesbank Oberösterreich Aktiengesellschaft 91.480,85 

SPÖ 2013 Arbeiterkammer Tirol 15.500,00 

SPÖ 2013 UniCredit Bank Austria 38.000,00 

Quellen: Rechenschaftsberichte 2013 der in der Tabelle genannten Parteien; DarsteLLung RH 

78 

(3) Auch sind die von den Parteien zu meldenden Sponsorings gemäß 

PartG nicht nach Empfangern zu untergliedern ; es ist somit nicht 

ersichtlich, ob eine Partei selbst, eine ihrer Gliederungen oder eine 

nahestehende Organisation Empfangerin des Sponsorings war. 
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(4) Weiters stellte der RH fest, dass das Gesetz beim Sponsoring 

- anders als bei den Spendern - nicht regelt, von wem bzw. unter 

welchen Voraus etzungen die Panei keine Sponsorings annehmen darf. 

22.2 ( I ) Der RH teilt fest, dass die Aussagekraft der Sponsoringliste gering 

ist. Er kritisien. dass gemäß § 7 Abs. 1 PanG in der Sponsoringliste 

nur Sponsorings über 1 2.000 EUR ausgewiesen werden mü sen: die 

Ge amteinnahmen aus Sponsoring fmden sich darin nicht. Weiters ist 

mangels Aufgliederung nach Sponsoringempf;ingern nicht klar, ob die 

Panei selbst. eine ihrer Gl iederungen oder eine nahestehende Organi­

sation Empfangerin des pansorings ist. 

Der RH ieht Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der Sponsoring­

liste. Es wäre im Sinne der Transparenz im PanG vorzusehen, in der 

Sponsoringliste auch die Gesamtsumme der Einnahmen aus Sponso­

rings au zuweisen. Darüber hinaus wäre eine Gliederung nach Spon­

soringempfangern - analog zur Spendenliste - vorzusehen. 

(2) Weiters weist der RH darauf hin, dass Paneien Spenden von gewis­

sen Recht trägern bzw. unter gewi en Voraussetzungen nicht anneh­

men dürfen (unzulässige Spenden gemäß § 6 Abs. 6 PanG). Eine ähn­

liche Regelung, die die Unzulässigkeit bestimmter Sponsorings vorsehen 

würde, i t im PanG jedoch nicht enthalten. Der RH sieht in diesem 

Zusammenhang Handlungsbedarf i m  Sinne einer Gleichbehandlung 

der Einnahmen einer Panei aus Spenden, Sponsoring und I nseraten. 

23.1 ( I )  Jeder Rechenschaftsbericht hat eine Inseratenliste zu enthalten. In 

dieser muss jede rechenschaftspnichtige Panei ihre Einnahmen aus 

I nseraten, soweit sie im Einzelfall den Betrag von 3.500 EUR überstei­

gen, unter Angabe des Namens und der Anschrift des Inserenten aus­

weisen. Diese VerpnichlUng betrifft auch alle Gliederungen der Par­

tei, Abgeordnete, Wahlwerber und nahestehende Organi ationen (§ 7 
Ab . 2 und 3 PanG). 

(2) Gemäß § 2 Z 7 PanG sind nur I nserate in Medien, deren Medien­

inhaber eine Panei ist. von den Rechen chaftspnichten umfass!. Die 

bedeutet, dass lediglich jene In erate im Rechenschaft bericht offenge­

legt werden mü sen, die in der Zeitung der Panei selbst veröffentlicht 

werden. Inserate, die bspw. in den Zeitungen nahestehender Organisati­

onen der Paneien geschaltet werden, sind von der Rechenschaftspnicht 

nicht umfasst. Wie der RH feststellte, sind aufgrund dieser Regelung 

bspw. Inserate von Bundesministerien in  den Zeitungen von Panei­

jugendorganisationen nicht in den Rechenschaftsberichten enthalten. 
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(3) Nach den gesetzlichen Bestimmungen müssen in der In  eratenliste 

außerdem nicht die Gesamteinnahmen aus allen I nseraten au gewie­

sen werden, sondern lediglich Einnahmen aus jenen Inseraten, die im 

Einzelfall (also pro Inserat) im Jahr 201 3  den Betrag von 3.500 EUR 

überschritten, und die daher mit Name und Anschrift de I nserenten 

auszuwei en waren. Eine Gliederung der Inserateneinnahmen nach 

Empfangern ist gesetzlich ebenso nicht vorgesehen. 

(4) Nur wenige Inserate wurden daher in den Rechenschaftsberichten 

offengelegt, wie folgende Tabelle zeigt : 

Tabelle 7: In den Rechenschaftsberichten 2013 ausgewiesene Inserate 

Partei Jahr 

FPÖ 2013 

FPÖ 2013 

FPÖ 2013 

FPÖ 2013 

SPÖ 2013 

Name des Inserenten 

Unz AG 

Unz AG 

Unz AG 

Unz AG 

Merkur Unternehmensbeteiligung, Vermögensverwaltung und 
Finanzierungsvermittlung Gesellschaft m.b.H. 

Betrag <In EUR) 

3.748,50 

3.748,50 

3.748,50 

3.748,50 

15.000,00 

QueUen: Rechenschaftsberichte 2013 der in der Tabelle genannten ParteIen; Darstellung RH 
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(5) Weiters stelhe der RH fest, dass das Gesetz bei Inseraten - anders als 

bei den Spendern - nicht regelt, von wem bzw. unter welchen Voraus­

setzungen die Partei keine Inserate annehmen darf. Zudem war gesetz­

lich nicht vorgesehen, dass in der Inseratenliste auch der Empfanger 

des Inserats bzw. das betreffende Medium anzugeben war. 

23.2 ( I )  Der RH stelh fest, dass die Aussagekraft der Inseratenliste gering 

ist. Er kritisiert, dass gemäß § 7 Abs. 2 PartG in der Inseratenliste nur 

I nserate, die im Einzelfall den Berrag von 3.500 EUR Übersteigen, aus­

gewiesen werden müssen; die Gesamteinnahmen aus Inseraten ftnden 

sich darin nicht. 

Der RH sicht Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der I nsera­

lenliste. Es wäre im Sinne der Transparenz im PartG der Ausweis der 

Gesamtsumme der Einnahmen aus I nseraten vorzusehen. 

(2) Ocr RH weist außerdem darauf hin, dass die Deftnition des Begriffs 

,Inserat' zu einer nicht begründbaren Einschränkung fUhrt: Nur I nse­

rate in Medicn, deren Medieninhaber eine Partei ist, sind umfass!. 
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Der R H  sieht auch hier Handlung bedarf. Die Rechen chaftspnicht 

sollte auch jene I nserate betreffen. die in den Medien nahestehender 

Organisationen und Gliederungen der Panei veröffentlicht werden. 

(3)  Weiters hält der RH kritisch fest. dass aus der Inseratenliste der 

Empriinger von In eraten über 3.500 EUR bzw. das Medium. in dem 

inserien wurde. nicht ersichtlich ist. Der RH sieht in diesem Sinne 

Handlungsbedarf. Es sollten zusätzlich zu Name und Anschrift des 

I nserenten auch der Empf<i nger des I nserat bzw. das Medium. in dem 

das Inserat enthalten war. genannt werden. Darüber hinaus wäre eine 

Gliederung der In eratenliste nach Empfängern - analog zur Spen­

denl iste - vorzusehen. um ersichtlich zu machen. ob die Pand e1bst. 

eine ihrer Gliederungen oder eine nahestehende Organi at ion Emp­

fängerin der I nserate ist. 

(4) Der RH betont zudem. dass das PanG zwar vorsieht. dass Paneien 

Spenden von gewissen Recht trägern bzw. unter gewissen Vorau -

setzungen nicht annehmen dürfen (unzulä ige Spenden gemäß § 6 
Abs. 6 PanG). Eine ähnliche Regelung. die die Unzuläs igkeit bestimm­

ter In erate vorsehen würde. ist im PanG jedoch nicht enthalten. Der 

RH sicht in diesem Zusammenhang Handlungsbedarf im Sinne einer 

Gleichbehandlung der Einnahmen einer Panei aus Spenden. Sponso­

ring und Inseraten. 

24.1 ( I )  Der RH hat gemäß § \0 Abs. 2 PanG die ziffernmäßige Richtig­

keit des Rechenschaft berichts und des en Übereinstimmung mit dem 

PanG formal zu prüfen. Der RH selbst kann eine Prüfung auf inhalt­

liche Richtigkeit der Angaben im Rechenschaftsbericht (also bspw. 

dahingehend. dass die An und die Höhe von Einnahmen. Au gaben. 

Wahlwerbungsausgaben usw. den Tatsachen entsprechen) mangels im 

PanG vorgesehener Einschau- und Prüfungsrechte im Bereich der poli­

tischen Paneien bei der Panei direkt hingegen nicht vornehmen (siehe 

TZ 2). 

(2) Der RH teilte bei den Rechenschaftsberichten für da Jahr 201 3  

dennoch im Einzelnen konkrete Anhaltspunkte für Unvollständigkeiten 

bzw. Unrichtigkeiten vor allem in folgenden Bereichen fest : 

81 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



Jährliche Aufgaben des RH gemäß 
Parteiengesetz 

R 

H 

Tabelle 8: Überblick über Anhaltspunkte für Unvollständigkeit bzw. Unrichtigkeit 

TZ Anhaltspunkt für Unvollstindigkeit blW. Unrichtigkeit betreffend 

14 Ausweis der Einnahmen und Ausgaben (§ 5 PartG) 

16 

unrichtige Bezeichnung der Einnahmen- bzw. Ausgabenarten 

unrichtiger bzw. unvollständiger Ausweis der Beträge der Einnahmen- bzw. 
Ausgabenarten 

unplausibler Ausweis der Beträge einzetner Einnahmenarten 

unplausibler Ausweis von Kreditaufnahmen bzw, Kreditrückzahlungen 

Ausweis gerundeter Beträge ohne Hinweis auf Rundung 

unplausibler Ausweis durch Gteichheit der Summen von Einnahmen und 
Ausgaben 

Wahlwerbungsausgaben (§ 4 PartG) 

Fehlen des N.chweises der Beschränkung der Wahlwerbungs.usgaben für 
einzelne Wahlen 

fehlende Aufschlii"elung der Wahlwerbungsausgaben unter alleinigem 
Bezug auf das Nichtüberschreiten der Ausgabengrenze 

fehlende Aufschlllsselung der W.hlwerbungs.usgaben unter Ausweis der 
Gesamtsumme der Wahlwerbungsausgaben 

17 territoriale Gliederungen (§ 5 PartG) 

unvollständiger Ausweis territorialer Gliederungen 

unrichtiger Ausweis territorialer Gliederungen 

20 

21 

22 

23 

Beteiligungsunternehmen der Parteien (§ 5 PartG) 
Fehlen der Liste der Beteil1gungsunternehmen der Parte'ien 

unvollständige liste der Betelligungsunternehmen der Parteien 

unrichtige Bezeichnung von Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Spenden (§ 6 PartG) 

Nichtentsprechung der vom PartG bestimmten Gliederung der Spendenliste 

fehlender Ausweis einzelner Spenden 

allfällige Annahme von unzulässigen Spenden 

unvoLLständige Angaben zu Name und Anscnrift der Spender 

Unplausibilität der Einnahmen aus Spenden der Bundes- und 
Landesorganisationen im Vergleich mit der $pendenliste 

Sponsoring (§ 7 PortG) 

Fehlen einer :zusammengefassten Sponsoring liste 

Unplausibilität der Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten der Bundes­
und Landesorganisatlonen im Vergleich mit der Sponsoring liste (und 
Inseratenliste) 

unvollständige Angaben zu Name und Adresse der Sponsoren 

Inserate (§ 7 PartG) 

Fehlen einer zu5tammengefassten Inseratenliste 

UnplausibiLität der Einnahmen aus Sponsoring und Inseraten der Bundes­
und landesorganisationen im Vergleich mit der Jnseratenliste (und 
Sponsoringliste) 

unric.htige Angaben zu Name und A.dresse der Inserenten 

Quellen: an den RH übermitte�te Rechenschaftsberichte 2013; Darstellung RH 
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Aufgrund dieser Anhaltspunkte rur Unvollständigkeit und Unrichtig­

keit mussten alle Parteien im Zuge der Stellungnahme die Inhalte ihrer 

Rechenschaftsberichte korrigieren. 

24.2 Der RH weist darauf hin, dass die ersten Erfahrungen mit den über­

mittelten testierten Rechenschaftsberichten zeigten, dass die inhalt­

liche Prüfung der Übereinstimmung mit dem PartG nicht ausreichend 

in der vorgelagerten Kontrolle durch die Wirtschaftsprüfer abgedeckt 

war. Orrensichtlich bereitete die Formulierung des PartG in vielen 

Bereichen Schwierigkeiten, weil etwa auch die Wirt chaftsprüfer in 

ihren Bestätigungsvermerken zwar die Einhaltung der Vorschriften 

des PartG bestätigten, der RH jedoch in zahlreichen Fällen keine Über­

einstimmung mit dem PartG feststellen musste. Trotz eines ä ußerst 

beschränkten Mandats identifIzierte der RH konkrete Anhaltspunkte, 

dass in den Rechenschaftsberichten rur das Jahr 20\ 3 enthaltene Anga­

ben unrichtig oder unvollständig waren. 

Der RH sieht somit Handlungsbedarf bei der Verbesserung der Quali­

tät der Rechenschaftsberichte sowie der dem RH vorgelagerten Kon­

trolle durch die Wirtschaftsprüfer. 

25.1 ( I )  Wenn der RH feststellt, dass der Rechenschaftsbericht einer Partei 

den Anforderungen des PartG entspricht, mu er den Rechenschaftsbe­

richt gemäß § 10 Abs. 3 PartG samt Spenden-, Sponsoring- und Inse­

ratenliste, Liste der Beteiligungsunternehmen der Parteien und Ergeb­

nissen der Befragung der seiner Kontrolle unterl iegenden Rechtsträger 

zu Rechtsge chäften mit Beteiligungsunternehmen der Parteien (siehe 

TZ 26) verörrentlichen. 

(2) Im Zeitraum März bis Juli 201 5 verörrentlichte der RH daher die 

aktuali ierten Rechenschaftsberichte der zehn Parteien samt Datum des 

Einlangens der Erstversion des Rechenschaftsberichts und der Veröf­

fentlichung auf seiner Website. Der RH wies zudem auf seiner Web­

site bei jedem RechenschaftsberichI explizit auf etwaige Milteilungen 

an den UPTS hin. 16 

(3) Die Verörrentlichung der Rechenschaftsberichte auf der Website 

erfolgte in Form eines PDF-Dokuments. Die Parteien hatten dem RH 

die Rechenschaftsberichte zumeist in Papierform, seltener als einge­

scanntes Dokument per E-Mail übermittelt. 

16 V�röfTe'ntlichung dt'r Rt'Ch('nschaft.s�n(ht(' auf dt'r Wt'bsitt' des RII: hllp:llwww.rc"Ch­

nungshor.gv.al/5()nd('raufgabtn/panr'i('ng�t2/rt'Ch('n.schaft5btri('hu:.hlml 
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25.2 ( I )  Der RH kritisien, dass die Rechenschaftsberichte auf der Website 

des RH zu veröffentlichen sind, dass aber - anders als bei der VerM­

fentlichung von Berichten über Gebarungsüberprüfungen - der RH 

weder deren Inhalt verantwonen noch die en tatsächlich nach den 

Prüfmaßstäben des RH prüfen kann. Der R I I  betont daher, dass die 

Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte auf seiner Website keine 

Bestätigung der inhaltlichen Richt igkeit und Vollständigkeit darstellt. 

da jedoch in der Öffentlichkeit dieser Eindruck entstehen könnte. 

(2) Zudem weist der RH darauf hin, dass ihm die Rechenschaft be­

richte zumeist in Papierform, jedoch nicht in elektronisch bearbeit­

barer Form übermittelt werden. Auf Basis der bestehenden Rechtslage 

kann der RH die Rechenschaftsberichte daher ausschließlich als PDF­

Dokument veröffentlichen. 

Der RH sicht somit Handlungsbedarf in Hinblick auf einen verbes­

senen Zugang der Öffentlichkeit zu den Inhalten der Rechenschaftsbe­

richte der Paneien sowie hinsichtlich einer Möglichkeit zu einer elek­

t ronischen Auswertung der Daten. 

26.1 ( I )  Jeder Rechenschaftsbericht einer Panei muss gemäß § 5 Abs. 6 PanG 

auch eine Liste ihrer Beteiligungsunternehmen enthalten (siehe TZ 20). 

Der RH muss diese Liste der Beteiligungsuntcrnehmen an alle Rechts­

t räger übermitteln, die seiner Kontrolle unterliegen (rd. 6.000), und 

diese Rechtsträger auffordern, ihm binnen eine Monats den Gesamt­

betrag der zwischen ihnen und den Beteiligungsunternehmen der Par­

teien im Berichtszeitraum abgeschlossenen Rechtsgeschäfte bekannt 

zu geben. 

Genauere Defmitionen des Begriffs _Rechtsgeschäft- oder _Gesamtbe­

trag- enthält das PanG nicht. Sanktionen für Rechtsträger, die keine 

Meldung zu den Rechtsgeschäften mit Beteiligungsunternehmen der 

Paneien abgeben, sind nicht vorgesehen. 

Der RH muss die Ergebnisse dieser Befragung gemäß § 10 Abs. 3 PanG 

gemeinsam mit denjeweiligen Rechenschaftsberichten der Paneien auf 

seiner Website veröffentlichen. 

(2) Die Befragung der Rechtsträger, die der RH-Kontrolle unterliegen, 

über Rechtsgeschäfte mit den politischen und wahlwerbenden Par­

teien selbst ist einfachgeseLZlich nicht vorgesehen, obwohl die Venas­

ungsbestimmung des § l Abs. 6 Z 2 PanG die vorsieht (siehe TZ 5). 
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( 3 )  Bereits im August 20 1 4  informierte der RH alle seiner Kontrolle 

unterliegenden Rechtsträger über die erstmalig bevorstehende Befra­

gung nach dem PartG. Die zahlreich einlangenden Rückfragen mach­

ten deutlich, dass diese neue Verpnichtung den Rechtsträgern bis dahin 

nicht bekannt gewesen war. Die Rechtsträger wiesen auf einen hohen 

Erhebungsaufwand hin. 

(4) Nach Einlangen der Rechenschaftsberichte für das Jahr 201 3  Ende 

September bzw. - mit Fristverlängerung - Ende Oktober 201 417 

erstellte der RH eine Liste ihrer darin aufgelisteten Beteiligungsunter­

nehmen und ergänzte, soweit notwendig. Angaben zur eindeutigen 

Identiflzierbarkeit der Unternehmen (z.B. Firmenbuchnummer). Diese 

so erstellte Liste umfasste 83 Beteiligungsunternehmen der Parteien 

[43 der SPÖ, 39 der ÖVP, eines der Grünen). 

(5) Anfang November 201 4 ersuchte der RH die rd. 6.000 seiner Kon­

trolle unterliegenden Rechtsträgerl8 per E-Mail-Aussendung, binnen 

eines Monats die Gesamtbeträge jener Rechtsgeschäfte bekannt zu 

geben, die sie mit diesen 83 Beteiligungsunternehmen der Parteien im 

Rechenschaftsjahr 201 3 abgeschlossen hatten. Die Abgabe der Mel­

dung erfolgte online über eine Webpiattform, I9 der RH stand während 

der Meldephase für Fragen inhaltlicher wie technischer Natur ("Partei­

engesetz-Hotline") zur Verfügung. Zur einfacheren Handhabung des 

Gesetzes stellte der RH auch Erklärungen zu den Begriffen "Rechtsge­

schäft", "Gesamtsumme" u.Ä. zur Verfügung. Unklarheiten bestanden 

bei den befragten Rechtsträgern bspw. hinsichtlich der Abgrenzung 

bei Energielieferverträgen an Beteiligungsunternehmen der Parteien 

bzw. bei Bankgeschäften mit Beteiligungsunternehmen der Parteien 

hinsichtlich des Bankgeheimnisses. Weiters wurde häufig die Berech­

nung des "Gesamtbetrags· hinsichtlich einer etwaigen Saldierung und 

der Einbeziehung der Umsatzsteuer hinterfragt. 

Eine Erhebung über die Rechtsgeschäfte mit Parteien selbst konnte 

der RH nach Einbeziehung des BKA-VD mangels einfachgesetzlicher 

Ermächtigung nicht vornehmen [siehe TZ 5). 

Die Frist zur Abgabe der Meldung endete - nach der gesetzlichen Frist 

von einem Monat - Anfang Dezember 2014. Die Meldequote betrug rd. 

84 %. Unternehmen, die im Eigentum von Kammern standen, weiger­

ten sich, der Meldeverpflichtung nachzukommen [siehe dazu Bericht 

17 Nur das BZÖ übcnnineltt- den Re'Chenschartsbericht rur das Jahr 2013 erst im 
Februar 2015. 

IS Slichtag 6. November 2014 

19 rnlweder über das RI-I-Kundcnponal (www.ponal.rechnungshor.gv.at) oder über das 

Unternehmen-Service-Ponal fUSP) des Bundes 
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Medientransparenz in diesem Wahmehmungsbericht). Einige Banken 

meldeten mit der Einschränkung, nur Daten bekannt zu geben, die 

nicht das Bankgeheimnis verletzen würden. 

(6) Bei der parallel dazu durchgefühnen Prüfung der Rechenschafts­

berichte der Paneien stellte der RH konkrete Anhaltspunkte hinsicht­

lich Unvollständigkeiten und Unrichtigkeiten der Listen ihrer Beteil i­

gungsuntemehmen fest. Er hohe daher von den betroffenen Paneien 

Stellungnahmen ein. Die ÖVP und die SPÖ gaben daraufhin weitere, 

in der Erstversion der Rechenschaftsberichte nicht enthaltene Beteili­

gungsunternehmen bekannt. Der RH fasste diese wiederum zusammen 

und begann Ende Februar 201 5  erneut mit der Befragung der einer 

Kontrolle unterliegenden Rechtsträger über Rechtsgeschäfte mit die­

sen 25 neu bekannt gewordenen Beteiligungsuntemehmen der Par­

teien (24 der SPÖ, eines der ÖVP). Die Abfragemodalitäten blieben bei 

dieser 2. Tranche der Beteiligung untemehmen der Paneien gleich. Die 

Meldequote betrug am Ende der einmonatigen Frist emeut rd. 84 'lb. 

(7) Aufgrund von nach wie vor bestehenden Anhaltspunkten zur 

Unvollständigkeit der Listen der Beteiligungsuntemehmen der ÖVP 

und der SPÖ erstanete der RH eine Mineilung an den UPTS (siehe 

TZ 27); abhängig von dessen Entscheidung könnte die Gesamtzahl der 

Betciligungsunternehmen der Paneien weiter steigen. Der RH betont 

jedoch, dass es ihm - über die erwähnten konk.reten Anhaltspunkte 

hinausgehend - nicht möglich ist, die Vollständigk.eit der Listen der 

Beteiligungsunternehmen der Panden zu überprüfen. Weiters langte 

der Rechenschaftsbericht des BZÖ für das Jahr 201 3  erst im Februar 

201 5  ein, auch die er enthielt in der Zweitversion ein weiteres Betei­

ligungsuntemehmen. das daher von den bisherigen Befragungen der 

kontrollunterworfenen Rechtsträger nicht umfasst war. 

(8) Durch die verzöge ne Bekanntgabe der Beteiligungsuntemehmen 

durch die Paneien musste die Befragung der kontrollunterworfenen 

Rechtsträger über die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsuntemehmen 

der Paneien in zwei Tranchen (November/Dezember 201 4, Februar/ 

März 201 5) erfolgen. Die Abfrage einer drinen Tranche von Beteil i­

gungsunternehmen der Paneien für das Jahr 201 3 wird durch die deut­

lich verspätete Abgabe eines Rechenschaftsberichts und gegebenen­

falls auch aufgrund der Entscheidungen des UPTS nötig. Dies ruhn 

zu einer deutlichen zeitlichen Verzögerung des Prüfungsprozesses der 

Rechenschaftsberichte und erhöht den Verwaltungsaufwand sowohl 

rur den RH als auch rur die befragten Rechtslräger deutlich. 

(9) Der RH stellte weiters fest, dass die Meldequote bei der Befragung 

der seiner Kontrolle unterliegenden Rechtslräger mit 84 'lb grundsätz-
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lich hoch war. insbesondere angesichts der Tatsache. da  s die Nicht­

Abgabe der Meldung mit keiner Sanktion bedroht war. 

Die Auswenung der Befragung zeigte. dass insgesamt nur 6 1 2  Rechts­

träger. die der Kontrolle des RH unterlicgen. tatsächlich Rechtsgeschäfte 

mit Betciligungsuntemehmen der Panden meldeten. die übrigen 

Rechtsträger gaben für das Kalenderjahr 201 3 keine Rechtsgeschäfte 

mit insgesamt 108 Beteiligungsunternehmen der Paneien bekannt 

(sogenannte Leermeldungen). Insbesondere die rd. 2.000 Gemeinde­

verbändc gaben überwiegend Leermeldungen ab. Eine inhaltliche Kon­

trolle der abgegebenen Meldungen ist dem RH nur im Rahmen einer 

Gebarungsüberprüfung im Einzelfall möglich. 

( 10) Der RH befragte somit rd. 6.000 RechlSträger hinsichtlich ihrer 

Rechtsgeschäfte mit 108 Beteiligungsunternehmen der Paneien im 

Jahr 2013 .  Der Gesamtbetrag der dem RH gemeldeten Rechtsge­

schäfte zwi ehen Unternehmen mit Paneicnbeteiligung und dem 

öffentlichen Bereich belrug rd. 7 1 .66 Mio. EUR. Davon entfIelen rd. 

50.70 Mio. EUR (70.75 <lb) auf Beteiligungsunternehmen der SPÖ und 

rd. 20.96 Mio. EUR (29.25 <lb) auf Beteiligungsunternehmen der ÖVP. 

Hinsichtlich des Beteiligungsunternehmens dcr Grüncn wurde kein 

Rechtsgeschäft gemeldet. 

Abbildung 3 :  Anteil der Rechtsgeschäfte nach Parteien m i t  Be\eiligungsunternehmen 

0.00 'Ir. 

29.25 'Ir. 

• Beteiligung,unternehmen SPO (67) 

• Beteiligung,unternehmen OVP (40) 
• Beteiligungsunternehmen Grüne (1) 

Quellen: Ergebnisse der Befragung der Rechtslrager uber die Rechtsgeschäfte mIt Beteiligungsunternehmen (Rechenschafts· 
jahr 2013); Darstellung RH 
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Auf folgende Beteiligungsunternehmen der ÖVP bzw. der SPÖ entfIe­

len die höchsten Gesamtbeträge von Rechtsgeschäften mit der RH­

Kontrolle untcrliegcnden RechlSlrägern: sie machten in Summe mehr 

als 50 <lb der der jeweiligen Panei zuzurechnenden Gesamtsumme aus: 
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Tabelle 9: Beteiligungsunternehmen der Parteien im Jahr 2013, die die jeweils höchs­

ten Gesamtbeträge der Rechtsgeschäfte verzeichneten und insgesamt über 

50 % der der jeweiligen Partei zuzurechnenden Gesamtsumme ausmachten 

p.,tei 8eteiltgungsuntemehmen de, PI,teien Gesamtbetrag, den 
Re<htsträger zu diesem 

8eteillgungsunte,nehmen 
meldeten 

Rechtst,ige" die zu 
diesem Unte,nthmtn 

Rechtsgtschifte mlldeten 

ÖVP 

ÖVP 

ÖVP 

ÖVP 

ÄrzteVerlag GmbH 

AV • Astoria Drucklentrum GmbH 

Lifo Radio GmbH & CO.KG. 

.agenskottorl" Druckerei GmbH 

in EUR 

4.327.091.48 

3.428.853,32 

2.157.623,27 

1.876.860.92 

Anzahl 

27 

65 

72 

67 

Summ. 11.790.421,99' 
11.952.435.83 

6.160.631.74 

SPÖ Leykam Druck GmbH & Co KG 

SPÖ Neuland gemeinnützige Wohnbau­
Gesellschaft m.b.H. 

SPÖ KOKO Kontakt- und Kommunikationszentrum 
fü, Kinder Gemeinnützige GmbH 

SPÖ GUTENBERG-WERBERING GeseUsthaft m.b.H. 

5.658.326.66 

29 

10 

17 

57 

Su",,,,. 

3.794.130.25 

27,565.524,41' 
Dies entspricht 56.25 " des Gesamtbetrags der Rechtsgeschäfte der Beteiligungsunternehmen der ÖVP. 
Dies entspricht 54.37 " des Gesamtbetrags der Rechtsgeschäfte der Beteiligungsunternehmen der SPÖ. 

Quellen: Ergebnisse der 8@fragung der Rechtstrager über die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen (Rechenschafts­
jahr 2013); Darstellung RH 
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Von den befragten kontrollunterworfenen Rechtsträgem verzeichne­

ten folgende Rechtsträger Rechtsgeschäfte in Höhe von über I Mio. 

EUR mit Beteiligungsunternehmen der Parteien: 
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Tabelle 10: Kontrollunterworfene Rechtsträger mit Rechtsgeschäften in Höhe von über 

1 Mio. EUR mit Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Rechtsträger Gesamtbetrag der davon davon Beteiligungs· 
Rechtsgeschäfte Rechtsgeschäfte Rechtsgeschäfte unternehmen, 

mit Beteiligungs· mit Beteiligungs- mit Beteiligungs- mit dem der 
unternehmen unternehmen der unternehmen der Rechtsträger 

SPÖ ÖVP Rechtsgeschäfte 
abschloss 

in EUR in % Anzahl 

Stadt Wien 11.651.116,11 93 7 32 

Österreichische Post Aktien-
B.988.730,19 22 78 40 

gesellschaft 

ERP-Fonds 4.574.549,96 100 0 1 

Land Salzburg 4.205.352,32 99,93 0,07 4 

HYPO AlPE-ADRIA-BANK d.d. 2.600.000,00 100 0 1 

KELAG-Kärntner Elektrizitäts-
2.142.081,92 99,98 0,02 4 Aktiengesellschaft 

N ied e rösterre je h i sch e 
1.690.397,42 0 100 2 

Landeskliniken-Holding 

GELUP GmbH 1572.734,10 100 0 1 

Land Oberösterreich 1.451.081,11 35 65 14 

WIEN ENERGIE GmbH 1.332513,09 91 9 22 

LINZ LINIEN GmbH für 
öffentlichen Personen· 1.217.093,00 99,98 0,02 2 
nahverkehr 

Stadt Salzburg 1.187.959,85 99,92 0,08 6 

Allgemeine Unf.llversiche-
1.055.963,11 4 96 9 

rungs.nst.lt 

Kammer für Arbeiter und 
1.006.889,91 94 6 9 

Angesteltte für Wien 

Summe 44.676.462.09 74 26 

Quellen: Ergebnisse der Befragung der Rechtsträger über die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunternehmen der Parteien 
(Rechenschaftsjahr 2013); Darstellung RH 

Bund 2015/10 

Detaill ierte Aunisrungen der gemeldeten Rechtsgeschäfte der Rechts­

träger mit den Beteiligungsunternehmen der Parteien veröffentlicht 

der RH auf seiner Website. Die Daten werden sowohl als PDF-Datei 

als auch als CSV-Datei zur Verfügung gestellt und sind damit auch 

elektronisch verarbeitbar. 

26.2 ( i )  Der RH betont kritisch, dass die mit hohem Verwaltungsaufwand 

verbundene Verpfl ichtung, Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsunterneh­

men der Parteien bei rd. 6.000 kontrollunterworfenen Rechtsträgern 

abzufragen, ohnejedoch den Inhalt ihrer Meldung überprüfen zu kön-
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nen, eine weitere prüfungsfremde Tätigkeit für den RH darstell!, die 

ihn in der Wahrnehmung seiner Kernaufgaben beschränk!. 

Erstmals rur das Rechenschaftsjahr 201 J fühne der RH die Abfrage 

der Rechtsgeschäfte der seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger 

mit Beteiligungsunlernehmen der Panden durch. Die veröffentlich­

ten Daten über die Rechtsgeschäfte entsprechen den von den Rechts­

trägern gemeldeten Angaben. Der RH häl! dazu krit isch fest, dass er 

die von den Rechtsträgem gemeldeten Daten im Rahmen dieser Befra­

gung nicht auf materielle Richtigkeit überprüfen konnte. 

Neuerlich weist der RH - wie bereits gegenüber dem Nationalrat im 

Schreiben vom 2J. Mai 2012 (siehe TZ 2) au geruhn - darauf hin, dass 

durch die Meldung des ,Gesamtbetrags' die vom Gesetz beabsichtigte 

Transparenz nicht erreicht werden kann, da diese keinerlei Rück­

schlüsse auf die An oder Angemessenheit der Rechtsgeschäfte erlaub!. 

(2) Angesichts der ehr hohen Anzahl an Leermeldungen und der feh­

lenden inhaltlichen KOnlrollmöglichkeit weist der RH darauf hin. das 

die Aussagekraft der Ergebnisse der Befragung vergleichsweise gering 

is!. Diesem geringen Nutzen steht ein hoher Aufwand für die Durch, 

führung der Befragung der Rechtsträger gegenüber. Der RH betont, 

dass insbesondere die Befragung der Gemeindeverbände (rd. 2.(00) 

sowohl rur diese als auch für den RH einen sehr hohen Verwaltungs­

aufwand darstell ! ;  angesicht des hohen Anteil an Leermeldungen 

steht dies i n  keinem Verhältnis zum Mehrwen. 

(J) Weiters weist der RH darauf hin, dass mehrere im Gesetz verwen­

dete Begriffe - wie ,Rechtsgeschäft' und ,Gesamtbetrag' - im Ge etz 

nicht näher defmien sind und damit zu vielen Unklarheiten bei der 

Abgabe der Meldungen durch die Rechtsträger fühnen. 

Der RH sieht somit Handlungsbedarf hinsichtlich der Klärung der 

Begrimichkeiten zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der erhobe­

nen Daten. Weiters weist er darauf hin, dass die Aussagekraft der 

Ergebnisse der Befragung gering is!. 

27.1 ( I )  Der UPTS ist zur Verhängung von Geldbußen und Geldstrafen nach 

dem PanG beim BKA eingerichtet (§ 1 1  Abs. I und 2 PanG). Der UPTS 

kann aufgrund einer vom RH erstalleten Mitteilung - in den vom 

PanG genannten Fällen - über die Panei mit Bescheid eine Geldbuße 

verhängen (§ 1 2  Abs. I PanG). 
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(2 )  Das PanG sieht nur bei bestimmten Verstößen gegen das Gesetz 

anktionen vor; in anderen Fällen hingegen lösen Verstöße gegen das 

PartG nur unter gewissen Bedingungen bzw. gar keine Strafen aus. 

Ein jedenfalls zu sanktionierender Verstoß gegen da PartG ist bspw. 

die Überschreirung der Höchstgrenze der Wahlwerbungsausgaben bei 

einer Wahl zu einem allgemeinen Vertretungskörper oder zum Euro­

päi chen Parlament. Je nach Ausmaß der Überschreitung sieht das 

Gesetz ein gestafTeltes Strafausmaß vor (§ 10 Abs. 8 PanG). Weiters 

sind bspw. Geldbußen vorgesehen, wenn Spenden über 3.500 EUR nicht 

gesondert im Rechen chaftsbericht ausgewiesen, wenn Spenden über 

50.000 EUR nicht unverzüglich an den RH gemeldet oder unzuläs ige 

Spenden angenommen werden (§ 10 Abs. 7 PartG). 

Bedingt zu sanktionieren ind Verstöße gegen die Aufstellung der 

Einnahmen und Ausgaben der Panei und gegen die OfTenlegungsbe­

stimmungen bei Sponsoring und Inseraten. Nur wenn die Partei im 

Stellungnahmeverfahren bzw. der drine Wirt chaft prüfer diesbezüg­

liche Anhaltspunkte rur Unrichtigkeiten oder Unvollständigkeiten nicht 

beseitigen kann, oder wenn die Panei die Frist zur Stellungnahme 

ungenützt verstreichen lässt, sieht das Gesetz Sanktionen vor. Das­

selbe gilt bei unvoll tändigen oder unrichtigen Angaben in der Liste 

der Beteiligungsuntemehmen der Parteien. 

Keine Sanktionen sind hingegen bspw. vorgesehen, 

- wenn eine rechenschaftspnichtige Partei keinen Rechenschaftsbe­

richt an den RH überminelt, 

- wenn eine rechenschaftspnichtige Panei den Rechenschaftsbericht 

verspätet an den RH übermittelt, 

- wenn die Partei dem RH keinen Fünfervorschlag rur die Au wahl 

der Wirtschaftsprüfer vorlegt, 

- wenn der Rechenschaftsbericht keinen Nachweis der Einhalrung der 

Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben enthält. 

- wenn der Rechenschaftsbericht keinen Nachweis über die widmungs­

gemäße Verwendung der Minel aus Parteienrorderung enthält, 

- wenn der Rechenschaftsbericht keine Li te der territorialen Gliede­

rungen enthält, oder 

9 1  
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- wenn die in der Spendenliste ausgewiesenen Spenden nicht kor­

rekt aufgeglieden sind (Aufgliederung nach Spendenempfangern 

und Spendern). 

Indem rur die Nicht-Übermilliung eines Rechenschaftsberichts keine 

Sanktionierung vorgesehen ist, trill das neue PanG hinter die frühere 

Gesetzeslage (PanG 1 975) zurück. Gemäß § 4 Abs. 10 PaneienG 1975 

waren die  Millel der PaneienfOrderung bei nicht fristgerechter Veröf­

fentlichung des Rechenschaftsberichts bis zur Veröffentlichung ein­

zubehalten; nach der neuen Gesetzeslage ist keine Sanktion mehr 

vorgesehen. In der Regierungsvorlage zum neuen PanG war noch vor­

gesehen. dass der RH bei nicht fristgerechter Übermittlung des Rechen­

schaftsberichts den Bundeskanzler informieren mus . der daraufhin 

fal lige Fördermillei bis zur ordnungsgemäßen Übermilliung und Ver­

öffentlichung des Rechenschaftsberichts einzubehalten hälle;2o in 

der vom Nationalrat beschlossenen Version fmdet sich diese Be tim­

mung nicht mehr. die verspätete bzw. unterbliebene Übermittlung von 

Rechenschaftsberichten ist somit seit dem neuen PanG sanktionslos. 

Im Vergleich dazu weisen sowohl das Kärntner PaneienfOrderungs­

gesetz21 als auch da deutsche Paneiengesetz22 in der aktuellen Fas­

sung Sanktionen rur die Nichl-Übermittlung von Rechenschaftsbe­

richten auf. 

(3)  Der RH versuchte das Stellungnahmeverfahren generell zur Rich­

tigstellung der Rechenschaftsberichte zu nutzen und konnte in vielen 

Fällen auch eine Korrektur erreichen; er wirkte bspw. auf die Sicher­

steIlung eines einheitlichen und vollständigen Aufbaus der Berichte, 

die Gliederung der Spendenliste, die Vollständigkeit der ausgewie enen 

Spenden und Beteiligungsunternehmen der Parteien sowie den transpa­

renten und vergleichbaren Auswci von Einnahmen und Ausgaben hin. 

.. RV 1782 BlgNR X X IV. GP 
21 Das Kärntner Pandcnf'ördtrungsgc:st=lz sieht rur den Fall der Ni{'ht-U�rmitlJung tlnr5 

Rr'Chen.schaftsbtrkhts bis zum I S. Juni des Folgcjahrn das Ruhen def Landrsförderung 
tur die: Dau<'f def Nichterfüllung dtf Verpflichtung vor (§ 2 Abs. 4): wird def R«'hen­
.schafisbcrkht bis zum Ende d� Folg('jah� nicht ubermittelt bzw. gibt es schwerwie­
gende Beanstandungen durch die Winsrhafu:pnlfcr der Pant'i, ulischt der Anspruch 
auf Landcsfbrderung (§ 4 Abs. 5). Itäll eine: PanC'i die landesgrseulicht' Wahlwc:rbungs­
obtrgrtnLC von 500.000 EUR nicht �m. vuli�n sk das Antragsrtthl auf G�w hrung der 
landrsf'örderung für dir Daurr von rinrm Kalendrrjahr (§ S Abs. 1 und 4). Vgl. dazu 
auch VI'GIl 1 1 .3.2014. B 1 302/201 3. 

12 Das deut.schr Pantieng�z slrht Ixl nicht fnstgt"R'Chlt"r Einrtlchung em� Rt'("h�n­
schaftsbt-nchts vor, dass die Partei rndgOlllg den auf Zuwendungen bc:zogentn Anspruch 
auf staathch� Mittel vtrhrrt (Vrrfall d� Zuwendungs.anl�ils): rt'leht em� Pand d�n 
R«henschaftsbt-richt bis zum ) 1 . OcztmlX'r des Folg�jahrtS nicht �in. verlien Sl� end­
gultig d�n Anspruch auf slaatliche Mittel fOr das Anspruchsjahr (Verfall des Wähler­
sl1mmenanttlJs) (I 1941 Abs. ) dt. Partt!tngest12). 
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I n  mehreren Fällen erstattete der RH Mitteilungen an den UPTS in  

Bezug auf  die Rechen chaftsberichte 201 3. da  konkrete Anhaltspunkte 

rur sanktionierte Verstöße gegen das PartG vorlagen. Darüber hinaus 

stellte der RH im Zuge einer Prüfung auch Verstöße gegen die Trans­

parenzbestimmungen in den Rechenschaftsberichten fest. rur die keine 

Sanktionen vorgesehen waren: auch in Bezug auf diese informierte 

der RH den UPTS. wenn das Stellungnahmeverfahren die konkreten 

AnhallSpunkte rur unrichtige oder unvollständige Angaben nicht aus­

räumte. 

a) Wahlwerbungsausgaben 

I m  Zuge der Prüfung der Rechen chaftsberichte 201 3  stellte der RH 

fest. dass die ÖVP. die SPÖ sowie das Team Stronach die Höch t­

grenze der Wahlwerbungsausgaben von 7 Mio. EUR bei Wahlen im 

Jahr 201 3  überschritten hatten: auch die lande gesetzlich strenger 

geregelte Höchstgrenze der Wahlwerbung ausgaben von 500.000 EUR 

bei der Wahl zum Kärntner Landtag überschritt das Team Stronach im 

Jahr 201 3. Der RH erstattete dem UPTS Mitteilung hinsichtlich die er. 

in der folgenden Tabelle dargestellten Überschreitungen: 

Tabelle 11:  Überschreitung des Höchstbetrags der Wahlwerbungsausgaben im 

Rechenschaftsjahr 2013 

Partei Wahl (2013) Wahlwerbungs- Höchstgrenze _ Betrag der 
ausgaben It. Gesetz Uberschreitung 

in EUR in Mio. EUR in EUR 

ÖVP Nationalrat 11.275.498,43 7 4.275.498,43 

ÖVP Landtag Niederösterreich 8.918.373,77 7 1.918.373,77 

SPÖ Nationalrat 7.326.874,21 7 326.874,21 

Team Stronach Nationalrat 13.544.227,13 7 6.544.227,13 

Team Stronach Landtag Kärnten 1.378.490,56 0,5 878.490,56 

Quellen: Rechenschaftsberichte der in der Tabelle genannten ParteIen; Darstellung RH 

Bund 2015/10 

Außerdem teilte der RH dem UPTS mit, dass die ÖVP den Nachweis 

der Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungsausgaben nicht 

anhand einer dem § 4 Abs. 2 PartG nachgebildeten Liste erbracht 

und auch die umme der Wahlwerbung ausgaben von ieben Wahlen 

im Jahr 201 3  nicht ofTengelegt, sondern lediglich auf die Einhaltung 

der Höchstgrenze von 7 Mio. EUR bzw. 500.000 EUR verwiesen hatte 

(siehe TZ 1 6). 
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bl Ausweis von Spenden 

Aufgrund des verspäteten Ausweises von Spenden, die im Einzel­

fall 3.500 EUR überstiegen, erstattete der RH dem UPTS in Bezug auf 

die NEOS, die ÖVP und die SPÖ eine Mitteilung. Ebenso informierte 

der RH den UPTS, dass in den Rechenschaftsberichten von SPÖ und 

vorwäns Tirol Spenden, die aufgrund strengerer landesgeseLZlicher 

Be t immungen gesondert mit Name und Adresse des Spenders ange­

ruhrt werden mussten, erst im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens 

nachträglich ausgewiesen wurden. 

Auch hinsichtlich der unzulässigen Spende, die die ÖVP erst im Zuge 

des Stellungnahmeverfahrens an den RH weiterleitete, informierte der 

RH den UPTS. Eine weitere Mitteilung des RH an den UPTS betraf mög­

liche weitere unzulässige Spenden durch parlamentarische Klubs oder 

landtagsklubs des BZÖ, der FPÖ und der SPÖ. 

In  Bezug auf die Gliederung der Spenden und die Offenlegung von 

Spenden auf Gemeindeebene im Rechenschaftsbericht der FPÖ erging 

ebenfalls eine Mitteilung des RH an den UPTS. 

cl Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben 

Der RH teilte dem UPTS mit, dass im Fall der KPÖ konkrete Anhalts­

punkte rur mögliche unvollständige Angaben der Einnahmen und Aus­

gaben einer landesorganisation be tehen. 

dl liste der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Der RH erstattete auch in Bezug auf die jeweilige liste der Beteiligungs­

unternehmen der ÖVP und der SPÖ eine Mitteilung an den UPTS wegen 

konkreter Anhaltspunkte rur Unvollständigkeiten und Unrichtigkeiten. 

el Generelle Anhaltspunkte rur Unvollständigkeit und Unrichtigkeit 

Der RH erstattete dem UPTS überdies eine Mitteilung in Bezug auf 

die mögliche Unvollständigkeit des Rechenschaftsberichts des Team 

Stronach hinsichtlich der Wahlwerbungsausgaben sowie der Spen­

den-, Sponsoring- und Inseratenliste. Auch hinsichtlich der möglichen 

Unvollständigkeit der liste der nahestehenden Organi ationen der FPÖ 

und der damit verbundenen möglichen Unvollständigkeit des gesam­

ten Rechenschaftsberichts informierte der RH den UPTS. 
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H 
Jahrliche Aufgaben des RH gemaß 
Parteiengesetz 

Sonderaufgaben des RH  nach dem 
Parteiengesetz 2012  

(4) Zusammengefassl erstattete der RH hinsichtlich folgender konkreter 

Anhalt punkte für unrichtige oder unvollständige Angaben in in ge­

samt acht Rechenschaftsberichten Mitteilung an den UPTS: 

Tabelle 12: Mitteilungen des RH an den UPTS hinsichtlich konkreter Anhaltspunkte für 

unrichtige oder unvollständige Angaben 

TZ Anh.ltspunkt für Un.oUstJndtgkett bzw. Unrichtigkeit 

14 Aus"eis der Einn.hmen und Ausgaben (I 5 PlrtG) 

16 

mögliche Unrichtigkeit der Angaben hinsichtlich eines Darlehens an eine 
landesorganisation 

möglicher unvollständiger Ausweis zu einer Landesorganisation 

mögliche Unrichtigkeit bzw. Unvollständigkeit des Rechenschaftsberichts 
durch Abweichung von der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 

W.hlwerbungsausg.Mn (t 4 PortG) 

Überschreitung der Wahlwerbungsausgaben fur die Wahl zum Nationalrat 

Überschreitung der Wahlwerbungsausgaben für die Wahl zu einem landtag 

mögliche Unvollständigkeit bzw. Unrichtigkeit der Wahlwerbungsausgaben 

möglicher unvollständiger Nachweis der Einhattung der Beschränkung der 
Wahlwerbungsausgaben 

18 EinMziehung von Gli�rungen der p.rtei (t 5 PlrtG) 

mögliche Nichteinbeziehung von Gliederungen der Partei 

19 n.hestehende Org.nisationen (I 5. 6. 7 PortG) 

mögliche Unvollständigkeit hinsichtlich auszuweisender Zahlungen im 
Zusammenhang mit nahestehenden Organisationen 

20 Beteiligungsunternehmen der Plrteien (I 5 PlrtG) 

21 

22 

mögliche Unvollständigkeit der Beteiligungsunternehmen der Parteien 

Spenden (t 6 P.rtG) 

mögliche Unvollständigkeit des Ausweises von Spenden auf 
Gemeindeebene 

mögliche Unvollständigkeit des Ausweises der von Wahlwerbern 
empfangenen Spenden 

mögliche Annahme von ausweis- bzw. meldepflichtigen Spenden 

verspäteter namentlicher Ausweis einer Spende über 3.500 EUR 

verspäteter namentlicher Ausweis von Spenden Ober landesgesetzlich 
festgelegter Bertragsgrenze 

mögliche Annahme von unzulässigen Spenden 

Sponsoring (t 7 P.rtG) 

mögliche Unvollständigkeit des Ausweises der von Wahlwerbern erhaltenen 
Sponsorings 

Quellen: zehn Rechenschaftsberichte der Parteien; RH 
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H 
Jährlkhe Aufgaben des RH  gemäß 
Parteiengesetz 

Valorisierung 

96 

Der UPTS veröfTentlichte Ende Juni 201 5  eine Entscheidung betrefTend 

die Verhängung einer Geldbuße über das Team Stronach wegen der 
Überschreitung der Wahlwerbungsausgaben bei der Wahl zum Natio­

nalrat im Jahr 201 3.23 

27.2 ( I )  Der R l l  weist daraur hin, dass Verstöße gegen die im PartG enthal­

tenen Vorschriften nicht gleichermaßen sanktioniert werden, sondern 

- je nach Art der Verstoßes -

- jedenralls mit einer Sanktion bedroht sind, 

- unter gewissen Bedingungen mit einer Sanktion bedroht sind oder 

- gar nicht mit einer Sanktion bedroht sind. 

Diese DifTerenzierung ist rur den RH nicht nachvollziehbar. 

(2) Insbesondere kritisiert der RH, dass es aurgrund der unterschied­

lichen Sanktionierung von Verstößen gegen das PartG aus Sicht der 

Parteien günst iger sein kann, keinen Rechenschartsbericht abzugeben, 

da dies jedenralls nicht sanktioniert wird. Parteien, die einen Rechen­

schaftsbericht abgeben, setzen sich dem Risiko aus, Geldbußen zu 

erhalten. Die gänzlich rehlende Sanktionierung bei Nicht-Übermilliung 

eines Rechenschaftsberichts durch eine Partei stellt einen Rückschritt 

gegenüber der rrüheren Ge etzeslage (ParteienG 1 975) dar, wonach 

zumindest die Millel der Parteien förderung bei nicht rristgerechter 

VeröfTentlichung des Rechenschaftsberichts bis zur VeröfTentlichung 

einzubehalten waren. 

Der RH sieht daher Handlungsbedarf bei den vorgesehenen Sankti­

onen in Richtung einer Überarbeitung der Systematik und einer Aus­

weitung der Sanktionen im PartG. Jedenfalls wäre bei Nicht-Übermill­

lung eines Rechenschaftsberichts eine Sanktion vorzusehen, und zwar 

zumindest rur jene Parteien, die im Rechenschaftszeitraum öfTentliche 

Fördermillel24 erhielten. Als Sanklionsmöglichkeit ist insbesondere das 

Einrrieren bzw. das Erlöschen des Anspruchs ebendie er öfTentlichen 

Millel (wie bspw. im Kärntner Parteienforderungsgesetz oder auch im 

deutschen Parteiengesetz) zu regeln. 

28.1 Der RH hat die Höchstgrenzen der Wahlwerbungsausgaben sowie der 

OfTenlegungspnichten bei Spenden gemäß § 1 4  Ab . 2 PartG sowie die 

Beträge rur die ParteienfOrderung gemäß § 5 PartFörG zu valori ieren. 

u EnlS<"hridung d� UPTS zum Team Stronach abrufbar untt'r: hup:/Iwww.bka.gv.atl 

00<'5/201 S/6/JO/UPTS 1806201 S.pdf Izul<1LI abg<ruf<n am JO. Juni 201 SI 

24 Insbesondcre; Mllte! nach dem Panl"!en-Förderungsgesetz 2012. aber auch Mittel aus 

enlspl't'<"hcnden landesgesctzlichcn Bcstimmungen 
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